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Reſdeuſtaͤk ien 


Erſcheint jeden Dienstag und Freitag abends. 


Nr. 40. 


Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl. 
„ mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. 


Pränumerationspreiſe: 


Sceitag, den 19. Mai 1803 


Jahrgang II. 


an die Provinz: ganzjährig 8 fl., halbjährig 4 fl. 


Einzelnexemplare a 10 kr. im Redactionslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderath. 


Sitzungen des Gemeinderathes. 


Mittwoch, den 24. Mai 1893, ½5 Uhr nachmittags. 

Freitag, den 26. Mai 1893, ½5 Uhr nachmittags. 

Samstag den 27. Mai 1893, 10 Uhr vormittags 
(Wahl des zweiten Vice-Bürgermeiſters.) 


Slenographiſcher Bericht 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 
Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 16. Mai 1893 
unter dem Vorſitze der Vice-Bürgermeiſter Dr. Albert 
Richter und Dr. Raimund Grübl. 


Vice-Würgermeiſter Dr. Richter: Die Verſammlung iſt 
beſchluſsfähig. Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Se. k. und k. Hoheit der durchlauchtigſte Herr Erzherzog 
Joſef Auguſt hat ſich mit allerhöchſter Bewilligung Sr. k. und k. 
apoſt. Majeſtät mit Ihrer königl. Hoheit der Prinzeſſin Auguſta 
von Baiern, Tochter Sr. königl. Hoheit des Prinzen Leopold 
von Baiern, verlobt. Der Herr Bürgermeiſter wird in geeigneter 
Weiſe die Glückwünſche der Stadt Wien aus Anlaſs dieſes freudigen 
Ereigniſſes darbringen. (Zuſtimmung.) 

2. Der Vorſtand des III. Gemeindebezirkes zeigt an, dass 
zufolge Zuſchrift der hohen k. k. General-Direction der allerhöchſten 
Privat⸗ und Familienfonde vom 29. April d. I. Se. k. und k. 
apoſt. Majeſtät mit allerhöchſter Entſchließung vom 24. April 1893 
allergnädigſt zu geftatten geruht haben, daS der Verein zur Er— 
haltung des Kronprinz Rudolf⸗Kinderaſyles in Wien zur Förderung 
des Vereinszweckes mit je ein Vierzigſtel der Erträgniſſe des k. und k. 
Stiftungshauſes am Schottenring auf die weitere Dauer von 
fünf Jahren (1893 bis incluſive 1897) betheilt werde. 


Der Herr Bürgermeiſter wird in geeigneter Weiſe den Dank 
der Gemeinde Wien für dieſe hochherzige Spende erſtatten. (Zu⸗ 
ſtimmung.) 

3. Ich habe die Ehre, zur Kenntnis zu bringen, dass die 
Gem.⸗Räthe Schrenckh, Dr. Stenzl und Roſenſtingl ihr 
Ausbleiben von der heutigen Sitzung entſchuldigen. Desgleichen 
Herr Gem.-Rath Dr. Klotzberg, welcher einer Wahl-Commiſſion 
im IX. Bezirke vorzuſitzen hat. Die Herren Gem.-Räthe Haß⸗ 
further und Stiaßny entſchuldigen ihr Ausbleiben. 

4. Die Herren Gem. Räthe Rückauf, Kareis und 
Tagleicht erſuchen um Urlaub, und zwar der erſtere um einen 
ſolchen von 14 Tagen, der zweite um einen ſolchen von drei 
Wochen, Herr Gem.-Rath Tagleicht um einen ſolchen von 
vier Wochen. 

Die Verſammlung iſt mit der Gewährung dieſer Urlaube 
einverſtanden? (Zuſtimmung.) 

Die Herren Gem.⸗Räthe Trambauer und Djöruß ſuchen 
an, der erſtere um Gewährung eines Urlaubes von fünf Wochen, 
der letztere um Erweiterung ſeines Urlaubes um drei Wochen. 
(Zuſtimmung.) 

Die Verſammlung iſt mit der Gewährung dieſer Urlaube 
einverſtanden. 

5. Unter der Chiffre M. N. ſind dem Herrn Bürgermeiſter 
für die Armen 500 fl. überſendet worden. — Die Verſamm— 
lung ſpricht den Dank aus. 

6. Herr Moriz Edler v. Kuffner, Brauhausbeſitzer in 
Ottakring, hat der Abtheilung für ſchwachſinnige Kinder den Betrag 
von 50 fl. geipendet. — Die Verſammlung ſpricht den 
Dank aus. 

7. In der letzten Sitzung hat der Herr Gem.-Rath 
Dr. Friedjung eine Interpellation an den Herrn Bürgermeiſter 
gerichtet, welche lautet (liest): 

„In den letzten Tagen haben die Arbeiter des ſtädt. Yager- 
hauſes Verſammlungen abgehalten und ſchließlich ein Memorandum 
an den Magiſtrat abgeſendet, in welchem ſie um Erhöhung des 
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Taglohnes von 1 fl. 20 kr. auf 1 fl. 50 kr. für die männlichen 
Arbeiter eingeſchritten find. Zeitungsnachrichten zufolge hat der 
Herr Lagerhaus⸗Director während der Verhandlungen den Arbeitern 
den Beſuch einer Verſammlung verboten, in welcher ihre Forde— 
rungen beſprochen wurden, und zugleich einen Erlass an fie 
gerichtet, in welchem Wirtshaus⸗Verſammlungen in ſcharfen Worten 
mijsbilligt wurden. Auffallend iſt insbeſondere der letzte Satz in 
dem Erlaſſe: „Ich verbiete nunmehr alle weiteren Wühlereien 
und Aufhetzungen im Offenen oder Geheimen und erkläre, dafs 
jeder, der ſie weiter betreibt oder ſich daran betheiligt, nicht mehr 
aufgenommen und für immer von der Arbeit im Lagerhauſe aus— 
geſchloſſen iſt.“ Dieſe Sprache des Herrn Lagerhaus-⸗Directors ift 
geeignet, den Glauben zu erwecken, dafs in einem Zweige der 
Verwaltung der Stadt Wien den Arbeitern das verfaſſungsmäßige 
Recht beſchränkt wird, Verſammlungen abzuhalten und von dem 
im Jahre 1870 durch ein Geſetz ertheilten Coalitionsrecht Ge— 
brauch zu machen. 

Ohne dass an dieſer Stelle über die Lohnfrage ſelbſt ein 
abſchließendes Urtheil gefällt werden ſoll, welche, wie zu erwarten 
ſteht, von dem Magiſtrat im Sinne der von der Commune ihrer— 
ſeits gegen ihre Angeſtellten geübten Billigkeit gelöst werden wird, 
fühlt ſich der Gefertigte veranlafst, nachſtehende Anfrage an den 
Herrn Bürgermeiſter zu richten: 

„1. Beruhen die erwähnten Meldungen der Zeitungen auf 
Wahrheit? 

2. Gedenkt der Herr Bürgermeiſter in dieſem Falle das Noth⸗ 
wendige zu veranlaffen, damit in Zukunft von Seite der ſtädtiſchen 
Amter alles vermieden wird, was dem freiheitlichen Geiſte wider— 
ſpricht, von welchem die Verwaltung der Stadt Wien im Verkehre 
mit den Armſten wie mit den Angeſehenſten getragen ſein ſoll?“ 


Ich habe zunächſt die Ehre, den Bericht des Lagerhaus: 
Directors über die ganze Angelegenheit zur Kenntnis zu bringen. 
In dieſem Berichte werden die thatſächlichen Verhältniffe dargeſtellt. 
Derſelbe lautet: 

„Die Bewegung iſt von außen in die Arbeiterſchaft hinein⸗ 
getragen worden. (Rufe links: So iſt es! Socialdemokraten!) 
Rädelsfährer ſind der Taglöhner Neuner und die Wochenarbeiter 
Joſef Stich und Ludwig Nimmerrichter, polizeibekannte 
Wühler (Hört! Hört! links), die in allen Arbeiter-Verſammlungen 
das große Wort führen und erſt kurze Zeit im Lagerhauſe bedienſtet 
ſind. Neuner ſoll Vorbeter bei Proceſſionen ſein. Er wird nicht 
mehr aufgenommen. Stich iſt gelernter Brauer, hat aber bei 
Gerichten vielfach als Tagſchreiber gedient. Nimmerrichter iſt 
gelernter Bäcker und findet in ſeinem Fach keinen Dienſt mehr; 
den beiden wurde der Dienſt gekündigt. 


Die im Lagerhauſe der Stadt Wien beſchäftigten Arbeiter, 
welche hinſichtlich ihrer verwendung nur eine Categorie bilden, 
werden nur hinſichtlich ihrer Entlohnung in Wochenarbeiter, Tag— 
löhner und Accordarbeiter unterſchieden. Mit Ausnahme von einigen 
Wenigen, die zu beſonderen Verrichtungen verwendet werden, ſind 
ſie keine „gelernten“ Arbeiter; es wird keine Lehrzeit gefordert, 
und ſie haben kein eigenes Handwerkszeug nöthig. Sie verrichten 
der überwiegenden Mehrzahl nach — wie der geſetzliche Ausdruck 
lautet — Lohnarbeit der gemeinſten Art: Auf- und Abladen von 
Waren, Wagenſchieben u. dgl. 


Im Jahre 1890 wurde die Arbeitszeit um 1 Stunden 
herabgeſetzt und beſondere Vergütungen für Überſtunden und 
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Sonntagsarbeit, ſowie Dienſtalterszulagen eingeführt, was einer 
Lohnaufbeſſerung von täglich 20 kr. und darüber gleichkommt. 
Dermalen beträgt die Arbeitszeit im Winter 8 Stunden, bei 


frühem Dunkelwerden ſogar weniger, im Sommer 9 Stunden, im 


Durchſchnitte daher nicht ganz 8½ Stunden. 

Der tägliche Verdienſt ſtellt ſich bei einem Taglöhner auf 

1 fl. 20 kr., bei einem Wochenarbeiter 

1. (8 fl.) Stufe auf 1 fl. 33 kr., 

2. (9 fl.) Stufe auf 1 fl. 50 kr., 

3. (10 fl.) Stufe auf 1 fl. 66 kr.; 
nach dem 10. Dienſtjahre erhalten die Wochenarbeiter jeder Lohn— 
ſtufe eine Dienſtalterszulage von 1 fl. und nach je weiteren 
5 Dienſtjahren bis zum Aufhören des Dienſtverhältniſſes eine 
ſolche von 50 kr. die Woche. 

Dieſer Verdienſt iſt an und für ſich nicht niedrig; wird dem— 
ſelben noch der der kürzeren Arbeitszeit entſprechende Betrag hinzu: 
geſchlagen, ſo entfällt für eine zehnſtündige Arbeitszeit, wie ſie ſonſt 
in Wien üblich iſt, ein Lohn von 1 fl. 35 kr. bis 1 fl. 86 kr. 
ohne Dienſtalterszulagen. 

Für einen ungelernten Arbeiter insbeſondere iſt der Verdienſt 
ſehr reichlich und kann von einer Ausbeutung vernünftigerweiſe 
nicht die Rede ſein. 

Bei einer zehnſtündigen Arbeitszeit wird in den anderen 
ſtädtiſchen Anſtalten, dann laut des ſtädtiſchen Preistarifes und 
auch ſonſt in Wien nur ein Taglohn von 80 kr. bis 1 fl. 20 kr. 
bezahlt, und bei den Bahnen verdienen Magazinsarbeiter 1 fl. 
10 kr. bis 1 fl. 35 kr., Wagenſchieber 1 fl. 20 kr. und Oberbau⸗ 
arbeiter 1 fl. 

In zwei Geſuchen, welche der Lagerhausverwaltung überreicht 
wurden, wird das Verlangen geſtellt von Seite der Taglöhner auf 
Erhöhung des Taglohnes von 1 fl. 20 kr. auf 1 fl. 50 kr., und 
von Seite der Wochenarbeiter auf Erhöhung des Wochenlohnes 
von 8 und 9 fl. auf 10 fl., Herabſetzung des Zeitraumes für die 
erſten Dienftalterszulagen von 10 auf 5 Jahre, Erhöhung der 
nächſten Zulagen von 50 kr. auf 1 fl. und auf Erhöhung des 
Taglohnes für die Weiber von 60 kr. auf 80 kr.; von beiden 
Theilen auf Abänderung wegen der Sonntagsarbeit. 

Zum Taglohne von 60 kr. ſtehen überhaupt nur drei ältere 
Weiber in Verwendung, die wenig leiſtungsfähig ſind und kleine 
Botengänge im Magazine verrichten, verſtreute Frucht aufleſen u. dgl. 

Der Arbeiter Neuner, welcher das Geſuch der Taglöhner 
unterſchrieb, vertritt nur den jüngeren Theil der Arbeiter, die 
älteren haben bei dem Anſuchen um Wiederaufnahme in die Arbeit, 
wovon ſie wegen Nichterſcheinens am 1. Mai ausgeſchloſſen wurden, 
ausdrücklich erklärt, dafs fie ſich dem Anſuchen um Lohnerhöhung 
dermalen nicht anſchließen. 

Das Geſuch der Wochenarbeiter iſt aus einem Stande von 
66, wovon 5 zur Zeit krank waren, von 50 unterſchrieben; es 
hat fi) aber nachträglich herausgeſtellt, dass viele irregeführt 
wurden und nicht wussten, was fie unterſchrieben haben. Es 
wurde ihnen Gelegenheit gegeben, dies gut zu machen, und haben 
41 ſchriftlich erklärt, dafs fie ihre Unterſchrift wieder zurückziehen. 

Die Antworten wurden auf beide Geſuche ertheilt und durch 
Anſchlag im Lagerhauſe allen Arbeitern zur Kenntnis gebracht; 
vor Hetzern und vor Arbeitseinſtellung wurden ſie in wohlmeinender 
Abſicht gewarnt und ihnen nahegelegt, dafs fie durch Solche Auf— 
führung nichts erreichen und ihrer Sache mehr ſchaden als nützen 
werden. 
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Hinſichtlich der Sonntagsarbeit erſchien eine Anderung gerecht 
und wurde eine ſolche auch ſogleich eingeführt, eine allgemeine 
Lohnerhöhung dagegen abgelehnt. 

Die geforderte Lohnerhöhung würde nach dem Durchſchnitte 
der letzten drei Jahre betragen: 

Für 66.403 Taglöhner à 30 kr. 

„ 66 Wochenarbeiter in verſchie— 
denen Stufen 


19.920 fl. 90 kr. 


4.496 fl. — kr. 
zuſammen . 24.418 fl. 90 kr. 

und es müssten dann noch weitere Erhöhungen in anderen ver— 

wandten Dienſteszweigen, wie bei den Dienern, Wächtern u. dgl. 

eintreten, ſo daſs die Geſammtmehrausgabe mit rund 25.000 fl. 

angenommen werden kann. 

Für eine ſolche Erhöhung der Löhne oder für eine Erhöhung 
überhaupt liegt nicht die geringſte Veranlaſſung vor und kann ſie 
ſchon wegen ihrer unausbleiblichen Rückwirkung auf die allgemeinen 
Lohnverhältniſſe in Wien keineswegs bewilligt werden; die all— 
gemeine Geſchäftslage in Wien und der wirtſchaftliche Niedergang 
verbieten fie geradezu. Was Rüſste dann ein „gelernter“ Arbeiter, 
was ein kleiner Handwerkermeiſter verdienen? 

Für das Lagerhaus ſelbſt wäre die Erhöhung von den nach— 
theiligſten Folgen. An den Arbeitsgebüren wird nichts verdient, 
ſie decken kaum die Selbſtkoſten, das Erträgnis ſtammt nur aus 
dem Lagerzinſe. Eine Erhöhung der Löhne würde unbedingt eine 
Erhöhung der Gebüren nach ſich ziehen, die unter den heutigen 
Geſchäftsverhältniſſen und in Anbetracht der Concurrenz anderer 
Städte ganz ausgeſchloſſen ift und zunächſt die Arbeiter ſelbſt um 
Arbeit und Verdienſt bringen würde.“ 

Es iſt nun nothwendig, weiter die Lohnbeſtimmungen zur 
Kenntnis zu bringen, welche öffentlich affichiert ſind. 

Sie ſchließen ſich dem an, was im Berichte vorgetragen iſt. 
Hervorzuheben iſt noch folgende Beſtimmung (liest): 

„Wochenarbeiter, die dem Militärſtande angehören und einen 
eigenen Hausſtand mit Weib und Kind haben, erhalten für die 
Zeit ihrer Einberufung zu den jährlichen Waffenübungen oder zu 
einer Mobiliſierung die Hälfte des Lohnes ihrer Stufe zu Handen 
ihrer in Wien zurückgebliebenen Ehefrauen oder Kinder ausbezahlt.“ 

Bezüglich der Sonntagsarbeit iſt zu bemerken, dass für die 
Sonntagsarbeit von 8 bis 12 Uhr ohne Unterbrechung ! fl. oder 
von 8 bis 5 Uhr nachmittags 2 fl. bezahlt werden. 

Die Außerung des Lagerhaus⸗Directors geht dahin, dass er 
die Wochenarbeiter nach Überreichung ihres Geſuches um Lohn— 
erhöhung zuſammenberufen und ihnen die Unmöglichkeit der 
Erfüllung ihrer Forderungen auseinandergeſetzt und ſie in wohl— 
meinendſter Abſicht vor Hetzern und dem Beſuche von Hetz— 
verſammlungen gewarnt hat. (Liest:) 

„Aus der Anſprache ſowohl, als aus den beiden Antworten 
geht klar hervor, dass von einer Beſchränkung des verfaſſungs— 
mäßigen Rechtes der Arbeiter nicht im entfernteſten die Rede war, 
ſondern nur das Hausrecht gewahrt und Wühlereien und Hetzereien 
innerhalb des Hauſes, die den Dienſt beeinträchtigen, verboten 
wurden. Die Veranlaſſung dazu bot insbeſondere der Vorfall, dass 
ein langjähriger und brauchbarer Arbeiter ſich beſchwerte, während 
der Arbeit von ſeinen Genoſſen beſchimpft, verhöhnt, ja ſogar 
angeſpien und ſo weit getrieben worden zu ſein, den Dienſt ſelbſt 
verlaſſen zu müſſen, weil er als Führer einer Abordnung älterer 


1055 


— N 


Arbeiter erklärt hatte, dafs dieſe ſich der Forderung um Lohn⸗ 
erhöhung nicht anſchließen. 

Eine ſolche Handlung der Arbeiter verſtößt gegen den 8 3 
des Geſetzes vom 7. April 1870, Nr. 43 R.⸗G.⸗Bl., und die 
Arbeitsordnung für das ſtädtiſche Lagerhaus geſtattet im Einklange 
mit der Gemeindeordnung 8 82, Alinea f, Arbeiter, die die anderen 
zum Ungehorſam oder zur Auflehnung gegen die Lagerhaus⸗Ver⸗ 
waltung zu verleiten ſuchen, ohne Kündigung zu entlaſſen. 

Die Arbeiter auf dieſe üblen Folgen aufmerkſam zu machen 
und ſie vor fremden Hetzern, vor Wühlereien und Arbeitseinſtellung 
zu warnen, hält der Lagerhaus⸗Director für das Recht und für die 
Pflicht nicht nur jedes Arbeitgebers, ſondern jedes anſtändig 
denkenden und gebildeten Menſchen überhaupt. Er glaubte es ſeiner 
Stellung als verantwortlicher Leiter des ſtädtiſchen Lagerhauſes 
und der Wahrung der ihm anvertrauten öffentlichen Intereſſen 
ſchuldig zu fein, feinen perſönlichen Einfluss einzuſetzen, um die 
eingetretene Bewegung zum Stillſtande zu bringen und allen 
Schaden zu verhüten. 

Um fo unangenehmer und peinlicher mufste die in der 
öffentlichen Sitzung geſtellte Interpellation berühren. Dadurch 
wurde das Anſehen imd die Würde des Vorgeſetzten verletzt, fein 
Einfluss auf die ihm Unterſtehenden untergraben und die Schwierig⸗ 
keiten der Lage weſentlich vergrößert. Auf die Arbeiterſchaft wirkte 
die Nachricht wie der Funke im Pulverfaſſe, und der kaum zur 
Ruhe und Beſinnung gebrachten Gemüther bemächtigte ſich neue 
Aufregung; die Aufwiegler und Hetzer ſorgten für die Auslegung 
der Juterpellation und verbreiteten die Nachricht, dafs der löbliche 
Gemeinderath die Forderungen der Arbeiter anerkenne, ihr Auf— 
treten gutheiße und den Director desavouiert habe. Die auf⸗ 
reizendſten Reden wurden in ſolcher Nähe gehalten, dass die Ab⸗ 
ſichtlichkeit, fie zu Gehör zu bringen, zweifellos war. Bezeichnend 
für die dadurch geſchaffene Lage iſt der Satz der beigeſchloſſenen 
Einladung zu einer neuerlichen Arbeiterverſammlung: .. . „Sollte 
es Euch jemand verbieten, den merkt Euch gut, wir werden den 
Patron belangen.“ 

Ich bitte, zur Verleſung der Ein läufe zu ſchreiten. 

Gem.-⸗Rath Värtl: Ich bitte um das Wort. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich bitte, jetzt nicht zu 
unterbrechen, bis wir mit der Verleſung fertig ſind. 

Schriftführer Gem.-Rath Janotta verliest nachſtehende 
Einläufe: 

8. Anfrage des Gem.-Nathes Vachofen v. Echt: 


Es kommt mehrfach vor, dass ſolche Grundbeſitzer, die zur Zeit der 
Selbſtändigkeit der Vororte Canaleinmündungsgebüren gezahlt und damit das 


volle Recht der Einmündung erworben, aber wegen Nichtverbauung ihrer 


Gründe von dieſem Rechte keinen Gebrauch gemacht hatten, jetzt bei der Ein— 
mündung zu der Zahlung der höheren Einmündungsgebür der Stadt Wien 
verhalten werden, allerdings mit Abzug der früher gezahlten niedrigeren 
Gebüren. 

Da die Vororte mit allen Rechten übernommen wurden, dieſelben aber 
laut Landesgeſetz unſtreitig die Befugnis hatten, zu obigen niedrigeren 
Gebüren einmünden zu laſſen, fo erlaubt ſich der ergebenſt Gefertigte die 
Frage, 

warum das früher wohlerworbene Recht dieſer Baugrund— 
beſitzer nicht anerkannt wird? 

Dice-Bürgermeifter Dr. Richter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet werden. 

Schriftführer Gem.-Rath Janotta (liest): 

9. Interpellation des Gem.⸗Rathes Dr. Ahl: 

Hochgeehrter Herr Bürger meiſter! 

Das Haus Mariahilferſtraße Or.-Nr. 109, Ecke der Webgaſſe, welches 

Eigenthum der Firma Ehrenfeld und Tafler iſt, fol nach dem 
1* 
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Anſuchen der Eigenthümer in nächſter Zeit adaptiert werden und wurden zu 
dieſem Behufe bereits alle Geſchäftslocalitäten des Hauſes gekündigt. 

Bei der am 1. Mai 1893 ſtattgefundenen Bau-Commiſſion hat ſich der 
Vertreter des Stadtbauamtes einerſeits aus baufeuerpolizeilichen Rückſichten, 
andererſeits insbeſondere aus dem Grunde, weil hiedurch die von dem Bezirke 
Mariahilf längſt erſehute Regulierung der Webgaſſe auf unabſehbare 
Zeit hinausgeſchoben wird, gegen die erwähnte Adaptierung ausge— 
ſprochen. 

Der Anſchauung des Stadtbauamtes trat der Vertreter des Bezirks— 
ausſchuſſes mit der Begründung bei, daſs vor dieſem genannten Hauſe die 
Webgaſſe eine Breite von nur 740 m habe und die innere Fahrbahn daſelbſt 
nur 5 m breit iſt. 

Bei dem Umſtande, als das ganze ſchwere Fuhrwerk von den ſüdlichen 
Bezirken nach den weſtlichen Bezirken durch die Webgaſſe fährt, mußs die 
Paſſage, Webgaſſe 46, Ecke der Mariahilferſtraße, eine ſicherheitsgefährliche 
genannt werden. 

Mit Rückſicht darauf, daſs die Firma Ehrenfeld und Tafler den 
bei dieſem Hauſe befindlichen, gegen die Webgaſſe zu liegenden Gartengrund an 
Baumeiſter Rihak um den Preis von 50.000 fl. verkauft hat und darauf 
ein Neubau aufgeführt wird, der von der Straße um 7˙20 m einrücken müſste, 
um der vorgeſchriebenen Baulinie zu entſprechen, eutſtünde durch die beab— 
ſichtigte Adaptierung des eingangs erwähnten Hauſes eine allen ſanitären und 
ſicherheitspolizeilichen Anforderungen geradezu hohnſprechende Straßenenge. 

Da der Vertreter der genannten Firma gegenüber deu vorgebrachten 
Bedenken den Commiſſionsmitgliedern bei der Commiſſion erklärt hat, er werde 
die Adaptierung trotzdem durchführen, erlaube ich mir die ergebenſte Aufrage: 

1. Iſt dem Herrn Bürgermeiſter bekannt, daſs das Haus 
Mariahilferſtraße Nr. 109, Ecke der Webgaſſe, adaptiert werden ſoll? 

2. Was gedenkt der Herr Bürgermeiſter zu thun, um dieſe 
die Verkehrsintereſſen des Bezirkes Mariahilf ſchwer ſchädigende, 
weil die Regulierung des engſten Theiles der Webgaſſe auf unab— 
ſehbare Zeit hinausſchiebende Adaptierung zu verhindern? 

Vice-ürgermeiſter Dr. Richter: Wird in der nächſten 
Sitzung beantwortet werden. 

Schriftführer Gem. Rath Janotta (liest): 

10. Antrag des Gem.-Nathes Dobes und Genoſſen: 

Durch die Eröffuung der neuen Theilſtrecke der Wiener Localbahn (vor— 
mals Kraus'ſche Dampftramway) zum Matzleinsdorfer Laſtenbahnhofe der 
k. k. priv. Südbahn wurde ſeit zwei bis drei Monaten der Dampfbetrieb— 
Verkehr auf der Strecke Steinbauergaſſe — Meidlinger Südbahnhof aufgelaſſen 
und jener mit Pferdewaggons der Neuen Wiener Tramway eingeführt. 

Auf der ganzen Strecke Steinbauergaſſe —Meidlinger Bahnhof find nur 
zwei Zwiſchenhalteſtellen, welche auch jetzt bei Einführung des Betriebes mit 
Pferdekraft nicht vermehrt wurden; die Eutfernung der Zwiſchenhalteſtelle 
Rudolfsgaſſe und Meidlinger Bahnhof beträgt eine Strecke von circa 1500 Schritten 
und kreuzt eine der belebteſten Straßen des XII. Bezirkes, nämlich die 
Wilhelmsſtraße. Nachdem alle Fahrgäſte, welche in die höher gelegenen Bezirks— 
theile fahren, in Ermauglung einer Halteſtelle im großen Umkreiſe bis zum 
Meidlinger Bahnhofe ihr Fahrziel umfahren müſſen und der Pferdebetrieb es 
auch leicht ermöglicht, ſo erlaube ich mir den Antrag zu ſtellen: 


Es wolle vom löblichen Präſidium des Gemeinderathes auf 
die Neue Wiener Tramway in paſſender Weiſe eingewirkt werden, 
dass dieſelbe eine Halteſtelle auf ihrer Strecke in der Rudolfsgaſſe 
bei der Wilhelmsſtraße errichten ſolle. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Richter: Wird der geſchäfts— 
ordnungsmäßigen Behandlung unterzogen werden. 

Gem.⸗Nath Dr. CTueger (zur Geſchäftsordnung): Ich habe 
ſoeben in Erfahrung gebracht, daſs die neugewählten Mitglieder 
des Gemeinderathes noch nicht verſtändigt worden ſind, ihre Er— 
klärung abzugeben, ob ſie die auf ſie gefallene Wahl annehmen 
oder nicht. Ich würde bitten, mir zu ſagen, warum das nicht ge— 
ſchehen iſt und ob es bald veranlaſst werden wird. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Ich kann nur erwidern, 
daſs nach Abſchluſs des Wahlgeſchäftes, der vorausſichtlich heute 
nach Erſtattung des Referates durch Herrn Gem. Rath Dr. Vogler 
erfolgt, dann die Verſtändigung, wie es in der Wahlordnung vor- 
geſchrieben iſt, ſtattfindet. 

Gem.-Nath Jedliélia (zur Geſchäftsordnung): In dem 
vorgeleſenen, breitſpurigen Berichte des Lagerhaus-⸗Directors ift hervor⸗ 


gehoben worden, daſs einer der Verhetzer Vorbeter iſt. Ich möchte 
mir an den Herrn Bürgermeiſter die Anfrage geſtatten, ob er nicht 
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geneigt wäre, den Lagerhaus-Director zu befragen, ob nicht vielleicht 
hinter dieſer Thätigkeit die Herren Dr. Ellenbogen, Dr. Victor 
Ad ler und der Herr Magiſtratsrath Dr. Kronawetter ſtecken. 

Gem.⸗Nath Värtl (zur Geſchäftsordnung): Ich möchte mir 
die Anfrage erlauben, warum das Referat wegen Einhebung der 
Waſſerbezugsgebüren von der Tagesordnung abgeſetzt worden iſt. 


— Es kommt wahrſcheinlich heute nicht vor. — Was war die 


Veranlaſſung? | 

BDice-Bürgermeifter Dr. Richter: Das iſt Sache des Herrn 
Bürgermeiſters. Die Herren werden das Referat ſchon bekommen. 
Ich erſuche den Herrn Gem.-Rath Vaugoin zum Referate. 
(Gem.⸗Rath Vaugoin tritt an den Referententiſch.) 

11. Referent Gem.-Nath Vaugoin: Ich habe die Ehre, 
zur Zahl 2244 Bericht zu erſtatten. Es handelt ſich um die Feſt— 
ſtellung der für Herſtellung der Einfriedungsmauer von den Gruft: 
erwerbern im Friedhofe in Unter-Sievering einzuhebenden Gebür. 
Nach § 6 der Friedhofsordnung für Unter-Stevering wurde es den 
Grufterwerbern zur Pflicht gemacht, dass fie außer der Gebür für 
die Grüfte auch einen Theil der HArſtellungskoſten der Mauer, 
welche von der Gemeinde errichtet wird, inſoferne dieſe an ihre 
Grüfte angrenzt, zu zahlen haben. Bisher iſt dieſer Betrag von 
Fall zu Fall, aber ohne beſtimmte Norm eingehoben worden. Um 
nun für die Zukunft eine feſte Norm zu haben, wurde eine 
Abſchätzung dieſer Mauer vorgenommen und es ergibt ſich, daſs 
ſich für eine einfache Gruft die Maurerkoſten auf 40 fl. und für 
eine Doppelgruft auf 60 fl. ſtellen. Ich bitte, dem Antrage des 
Stadtrathes Ihre Zuſtimmung zu geben. | 

Dice-Hürgermeifter Dr. Richter: Wünſcht Jemand das 
Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. Angenommen. 
Beſchluſs: Für die Herſtellung der Einfriedungsmauer des 

Friedshofes in Unter-Sievering iſt von den Gruft- 
erwerbern bei einer einfachen Gruft 40 fl., bei einer 
Doppelgruft 60 fl. einzuheben. 


12. Referent Gem.⸗Rath Vaugoin: Zahl 2878. Die 
Genoſſenſchaft der Gürtler, Bronzearbeiter und Ciſeleure erſucht 
um eine Subvention für die fachliche Fortbildungsſchule. Dieſe 
Schule beſteht ſeit 7 Jahren. Im abgelaufenen Jahre wurden 
113 Schüler an derſelben unterrichtet. Die Commune Wien hat 
bisher eine Subvention von 1000 fl., der Staat von 2500 fl., 
die Handels⸗ und Gewerbekammer von 450 fl., die Genoſſenſchaft 
von 500 fl. gegeben. 

Es wird mit Rückſicht auf die erſprießlichen Leiſtungen dieſer 
Schule für das Jahr 1893 eine Subvention in der bisherigen 
Höhe von 1000 fl. beantragt ; ich bitte ebenfalls um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Keine Einwendung? 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 

Beſchluſs: Der Genoſſenſchaft der Gürtler, Bronzearbeiter und 
Ciſeleure wird für die fachliche Fortbildungsſchule eine 
Subvention von 1000 fl. pro 1893 bewilligt. 

13. Referent Gem.-Rath Vaugoin: Zahl 2876. Es 
handelt ſich um die Verleihung einer Subvention für das „Haus 
der Barmherzigkeit“ in Währing. Das Geſuch geht auf eine 
Subvention für die Jahre 1892 und 1893. Dieſe Anſtalt iſt für 
die Aufnahme unheilbarer Kranker beſtimmt und iſt eine äußerſt 
wohlthätige. 

Im Jahre 1892 wurden 235 unheilbare Kranke verpflegt. 
Darunter befanden ſich 74 nach Wien Zuſtändige. Die Anſtalt 
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beſteht feit 17 Jahren und wurde jährlich immer mit 500 fl. von 
der Gemeinde ſubventioniert. Der Stadtrath hat ſich jedoch bewogen 
gefunden, in Berückſichtigung des wirklich humanitären Wirkens 
und der erſprießlichen Thätigkeit der Anſtalt den Betrag auf 
800 fl. per Jahr zu erhöhen und denſelben gleichzeitig auf drei 
Jahre, das iſt für die Jahre 1892, 1893 und 1894, unter den 
üblichen Cautelen zu beſtimmen. Ich bitte ebenfalls um Ihre 
Zuſtimmung. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter: 
(Niemand meldet ſich.) Angenommen. 
Beſchluſs: Für das „Haus der Barmherzigkeit“ in Währing 

wird eine Subvention von je 800 fl. für die Jahre 
1892, 1893 und 1894 unter den üblichen Cautelen 
bewilligt. 

14. Referent Gem.-Nath Vaugoin: Zahl 2787. Der 
Katholische Frauen-Wohlthätigkeitsverein „Laimgrube“ in Mariahilf 
bittet ebenfalls um eine Subvention. Es werden von dieſem 
Vereine Kranke und Nothleidende mit Lebensmittel, Medicamente, 
Kleider, Schuhe und Geld ſeit 42 Jahren betheilt. 

Auch befindet ſich daſelbſt eine Arbeitsſchule für arme Kinder. 
Bis jetzt erhielt der Verein eine Subvention von 50 fl. und es 
wird der Antrag geſtellt, eine ſolche auch für das laufende Jahr 
zu bewilligen. 

Bice-Hürgermeifter Dr. Richter: 
(Nach einer Pauſe) Angenommen. 
Beſchluſs: Dem Katholiſchen Frauen-Wohlthätigkeits⸗Verein 

„Laimgrube“ in Mariahilf wird eine Subvention von 
50 fl. pro 1893 bewilligt. 


15. Referent Dice-Bürgermeifler Dr. Grübl: Ich habe 
die Ehre zu referieren über einen Antrag des Stadtrathes in 
Betreff des Abſchluſſes eines Übereinkommens mit den Ge— 


Keine Einwendung? 


Keine Einwendung? 


meinden Oberlaa, Kledering und Inzersdorf, beziehungsweiſe wegen 


Ablehnung der von Seite dieſer Gemeinden geſtellten Anträge. 

Nach Artikel VI des Geſetzes vom 19. December 1890 iſt 
wegen der Activen und Paſſiven jener Gemeinden, von welchen 
nur Theile mit der Stadt Wien vereinigt werden, von der Stadt 
Wien mit den betreffenden Gemeinden ein entſprechendes billiges 
Übereinkommen wegen der Theilung der Activa und Paſſiva zu 
treffen. 

Wir haben mit den ſämmtlichen Gemeinden, welche von dieſem 
Geſichtspunkte aus in Betracht kommen, Verhandlungen gepflogen 
und haben mit der größten Anzahl der Gemeinden auch ein ent— 
ſprechendes Überkommen zuſtande gebracht, welches der Genehmigung 
des n.⸗ö. Landesausſchuſſes zu unterziehen ſein wird. 

Die Verhandlungen mit den Gemeinden Oberlaa, Kledering 
und Inzersdorf haben aber zu keinem Reſultate geführt. Die 
Herren haben eine Druckſorte erhalten, aus welcher ſich ergibt, wie 
die Forderung der Gemeinde Wien an die einzelnen Gemeinden 
beſchaffen iſt, und welche Forderungen eben dieſe Gemeinden an 
die Gemeinde Wien ſtellen. 

Es iſt aus dieſem vergleichenden Ausweiſe erſichtlich, daßs die 
Gemeinde Wien an die Gemeinde Oberlaa hinſichtlich des eigenthüm— 
lichen Gemeinde-Vermögens eine Forderung von 55.866 fl., hin— 
ſichtlich des Armenfondes eine Forderung von 1239 fl., hinſichtlich 
des Stiftungs⸗Vermögens eine Forderung von 1198 fl., zuſammen 
alſo eine Forderung von 5830 fl. geltend gemacht. Die Gemeinde 
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Oberlaa ſtellt ſich aber auf einen anderen Standpunkt und anerkennt 
die Forderung der Gemeinde Wien nicht. 

Sie weist darauf hin, dafs fie durch die Theilung ihres 
Gebietes und durch Hinzufügung des von ihr abgetrennten Ge⸗ 
meindegebietes an die Gemeinde Wien in ihrer Steuerkraft 
geſchwächt ſei; dafs fie, nachdem fie früher eine 15percentige Umlage 
eingehoben hat, nunmehr gezwungen iſt, eine 37percentige Umlage 
einzuheben, dafs die Mehrleiſtung, welche per Jahr, 3128 fl. 
ausmachte, mit 4 Percent, beziehungsweiſe 4½ Percent capitaliſiert 
und dass der Capitalsbetrag in dem einen Fall per 78.200 fl., 
in dem anderen Fall per 69.500 fl. zu Gunſten der Gemeinde 
Oberlaa ſichergeſtellt werden ſoll. 

Es ergibt ſich auf dieſe Weiſe bei der Gemeinde Oberlaa eine 
Differenz von 136.504 fl., beziehungsweiſe von 127.804 fl., bei 
der Gemeinde Kledering eine Differenz von 3663 fl. und bei der 
Gemeinde Inzersdorf am Wienerberg eine Differenz von 152.978 fl. 
Nachdem die Verhandlungen mit dieſen Gemeinden zu keinem Re⸗ 
ſultat geführt haben, ſo bleibt nichts anders übrig, als die Hilfe 
der Landesvertretung in Auſpruch zu nehmen, welche nach dem 
Geſetze zu entſcheiden haben wird. 

Ich erlaube mir nach dieſen Ausführungen der Antrag zu 
ſtellen: „Es ſei das Begehren der Gemeinde Inzersdorf am Wiener: 
berg, Oberlaa und Kledering bezüglich der finanziellen Auseinander— 
ſetzung abzulehnen und ſollen die nach Artikel VI des Einführungs— 
geſetzes zum Wiener Gemeindeſtatut vorgeſehenen Schritte ein— 
geleitet werden.“ 

Ich bitte um Ihre Genehmigung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter: Wünſcht jemand das 
Wort? Keine Einwendung? Angenommen. 


Beſchluſs: Das Begehren der Gemeinden Inzersdorf am Wiener: 
berg, Oberlaa und Kledering bezüglich der finanziellen 
Auseinanderſetzung wird abgelehnt und werden die im 
Art. VI des Einführungsgeſetzes zum Wiener Gemeinde— 
ſtatute vorgeſehenen Schritte eingeleitet. 


16. Referent Gem.⸗Nath Schneiderhan: 3.2543. Es handelt 
ſich hier um die Genehmigung einer Projectſkizze für die Vergrößerung 
des Schulhauſes in Hetzendorf. Die Pläne zu dieſer Vergrößerung 
befinden ſich hier auf der Tafel. Es find vom Bauamte drei Project— 
ſtizzen vorgelegt worden. Im Präliminare ift auf die Vergrößerung 
Rückſicht genommen und ſind 35.000 fl. eingeſtellt. Nach der 
Skizze A würde dieſer Betrag ausreichen, nach der Skizze B, wo 
der Turnſaal und die Oberlehrerwohnung zuſammengebaut ſind, 
wäre ein Betrag von 44.500 fl. erforderlich. Das gründlichſte 
und am beſten Abhilfe ſchaffende Project wäre das Project C. Da 
würde ein neuer ſeparater Zubau weiter rückwärts aufgeführt und 
der Turnſaal in die Mitte verlegt werden. Dadurch würden aller- 
dings alle Übelſtände beſeitigt. Es hätten die Mädchen einen 
ſeparaten Eingang in dem rückwärts gelegenen Schulhaus, die 
Knaben einen Eingang in dem vorne gelegenen alten Schulhaus. 
Der Turnſaal wäre in die Mitte verlegt und für die Oberlehrer- 
wohnung Platz geſchaffen. Die Koſten dieſes Projectes würden 
72.000 fl. betragen. . 

Nun genügt es aber, wenn das Project A in Verbindung 
mit dem Projecte B ausgeführt wird, wenn nämlich vorläufig auf 
das alte Schulhaus ein Stockwerk aufgeſetzt der Turnſaal gebaut: 
und die Oberlehrerwohnung gemacht wird. Es wird alſo von 
Seite des Stadtrathes vorgeschlagen, ar Project au genehmigen. 
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und den Ausfall von 9500 fl. zur Deckung auf den Reſervefond 
zu verweiſen. Es wird dadurch den Bedürfniſſen vollſtändig 
Rechnung getragen, die Geſchlechter werden auch hier getrennt, die 
Knaben kommen in das obere Stockwerk, die Mädchen in das 
untere, nur ſind nicht zwei ſeparate Eingänge. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl 
Vorſitz.) 

Gem.-Nath Jedliéka: Wir find zwar für die Erbauung 
von Schulen unter jeder Bedingung, aber der Preis, das muss 
ich offen geſtehen, kommt mir zu hoch vor. Der Preis von 73.000 fl. 
für die zwei Stockwerke kommt mir jedenfalls horrend vor. Wir 
in der Genoſſenſchaft bauen ein drei Stock hohes Haus, mit 
Hochparterre, einem Hofquertract und zwei Seitentracten, und der 
pas koſtet nur 80.000 fl., und dieſes Schulhaus, das um zwei 
Stockwerke niedriger iſt als unſer Haus, ſoll 73.000 fl. koſten. 
Ich weiß nicht, wie die Herren Projecte machen, ſie müſſen rein 
50 Percent aufſchlagen. Ich finde es wohl mit Rückſicht auf unſeren 
heutigen unrichtigen Preiscourant begreiflich, ich habe aber niemals 
gehört, dafs wir bei einem Schulbau auch nur einen Kreuzer 
erſpart hätten. Gewöhnlich wird der ganze Betrag verwendet. Ich 
habe niemals gehört, daſs wir 20.000 fl. erſpart hätten, wie es 
percentuell nach den Nachläſſen, welche die Geſchäftsleute gewähren, 
fein müfste, Darum kommt mir die Summe ungeheuer hoch vor. 
(Gem.⸗Rath Schlechter: Es koſtet ja nur 44.000 fl.) Der Herr 
Referent hat geſagt 73.000 fl. 

Referent: Das iſt die Alternative C, die nicht zur Aus⸗ 
führung beantragt wird. Die zur Ausführung beantragte Der: 
bindung der Alternativen A und B koſtet 44.500 fl. 

Gem.-Nath Jedliéſia: Auch das iſt entſchieden zu hoch. 

Gem.-Nath Värtl: Es iſt zwar ſchon richtiggeſtellt, daßs 
nicht das ſo hoch präliminierte Project zur Ausführung gelangen 
soll, ſondern das erſte Project und ein Theil des zweiten im Be— 
trage von 44.500 fl. Ich möchte mir aber die Anfrage erlauben, 
ob in dieſem Voranſchlage die Einrichtung inbegriffen iſt (Re— 
ferent: Jawohl!) und ob, da in der Schule jedenfalls eine 

Ofenheizung beſteht, dieſelbe auch in dem aufgeſetzten Stockwerke 
eingeführt wird. (Referent: Die Ofenheizung bleibt überall J 

Gem.-Nath Nüſch: Vom Herrn Referenten iſt hier beantragt 
worden, den Bau nach den Projecten A und B mit dem approxi⸗ 
mativen Preiſe von 44.500 fl. auszuführen. Wer dieſe Schule 
und den Platz da kennt und ſieht, was man da hinbauen will, 
muss über einen ſolchen approximativen Preis ſtaunen. 
Vertreter des XII. Bezirkes, bin überhaupt gar nicht mit den vom 
Herrn Referenten vorgeſchlagenen Bauprojecte einverſtanden, ſondern 
ich bin für die Skizze C eingenommen. Nur wenn dieſes Project C 
ausgeführt wird, iſt den Bedürfniſſen der Bevölkerung Rechnung 
getragen, indem nur dadurch die bisher beſtehenden Calamitäten 
behoben werden können. Die jetzige Schule fasst ſieben Lehrräume, 
und ein Lehrzimmer befindet ſich mitten im Orte, wo früher das 
Armenhaus war, jo dass der Schulleiter hinauf- und hinunter⸗ 
gehen mufs. In zwei Claſſen iſt Nachunterricht und in einer Claſſe 
ſind Mädchen und Knaben gemiſcht. Nach dem Vorſchlage des 
Herrn Referenten würden hier eigentlich nur vier Lehrzimmer 
gebaut, es find aber heute ſchon fünf Lehrzimmer dringend noth— 
wendig. Ich möchte alſo den Herrn Referenten fragen, was denn 
mit den anderen Kindern, die nicht Platz haben, reſpective die noch 
in einem Lehrzimmer untergebracht werden ſollen, geſchieht. Ich 
glaube, wenn man etwas baut, was approximativ 44. 500 fl. koſten 


übernimmt den 
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ſoll, muſs man doch dafür Sorge tragen, dafs jo etwas auf einige 
Jahre hinaus gebaut wird, damit man nicht nach zwei, drei Jahren 
wieder mit einem neuen Antrag kommt, wie es in Gaudenzdorf 
der Fall war. Dort war ein ähnlicher Fall wie hier. 

Im vorigen Jahre habe ich einen Antrag geſtellt, man möge 
nochmals commiſſionieren und mich als Antragſteller der Com— 
miſſion beiziehen, und es möge für den Fall, als die Räumlich— 
keiten nicht genügend ſeien, ein Zubau ſtattfinden. Die Herren 
haben meinen Antrag nicht angenommen; was hat man aber 
heuer gethan? Das, was ich damals beantragt habe, iſt heute 
vom Stadtrathe in Vorſchlag gebracht worden, nur mit dem Unter— 
ſchiede, daſs für Adaptierungen 2000 fl. unnütz ausgegeben wurden. 
Es find Mauern niedergeriſſen worden, die man nun friſch auf— 
bauen, und Thüren zugemauert worden, die man nun öffnen muſßs. 
Wenn Sie dieſes Project annehmen, wird es in zwei Jahren hier 
auch ſo gehen; für die Bedürfniſſe der Bevölkerung iſt nicht hin— 
reichend vorgeſorgt, wenn ein Stockwerk aufgeſetzt wird auf die 
alte Schule, welche nur 25.000 fl. gekoſtet hat, und dieſe Schule 
hat ein Parterre und einen erſten Stock. Nach dem Referenten⸗ 
Antrage ſoll ein zweites Stockwerk aufgeſetzt, ein Turnſaal und 
eine kleine Wohnung für den Schulleiter gebaut werden und das 
ſoll 44.500 fl. koſten? Der Herr Referent wird jedenfalls wiſſen, 
was die alte Schule gekoſtet hat und wie die Hetzendorfer geſpart 
haben, indem die Schule nur 25.000 fl. gefoftet hat; ich nehme ſogar 
an, das heute noch billiger gebaut werden kann, weil die Mate⸗ 
rialien bedeutend billiger ſind. über den approximativen Preis 
von 44.500 fl. muſs man lachen; am Ende koſtet der Bau 
25.000 fl. Es wäre in ſolchen Fällen immer beſſer, den Bor: 
anſchlag fix und nicht approximativ zu machen; es kann eine 
Differenz von 2000 bis 3000 fl. ſich ergeben, aber 44.500 fl. 
kann der Bau nicht koſten. Nicht einmal das Project C würde jo 
viel koſten, und wenn dieſes Project acceptiert wird, wäre den 
Bedürfniſſen der Bevölkerung mindeſtens für zehn Jahre Rechnung 
getragen. Es ſollte da überhaupt ein Zu- und Neubau ſtattfinden; 
insbeſondere da die Commune die Gründe von Hetzendorf über— 
nommen hat, jo mußs ſie ſich einmal mit Speiſing vereinigen, 
die Straße muss ausgebaut werden, und ſo iſt es erſichtlich, daßs 
die Schule, wie ſie heute gebaut werden ſoll, nicht hinreichend iſt, 
während, wenn die Herren das Project C annehmen, nach zehn 
Jahren auf dieſen Bau ein Stock aufgeſetzt werden kann und dann 
iſt wieder auf zehn bis zwanzig Jahre weiter geſorgt. 

Ich würde alſo den Herren empfehlen, dafs Sie das Project C 
mit dem approximativen Koſtenaufwande von 44.500 fl. annehmen. 

Ich habe im Amtsblatte geleſen, daſs auch der Stadtrath 
nicht einig war. Übrigens iſt mir etwas unklar. Im Amtsblatte 
ſteht, dafs neun Herren dafür geftimmt haben, und in der Präſenz⸗ 
liſte ſind 23 Herren vertreten. (Rufe links: Hört!) Das Referat 
war das ſiebente oder achte. Ich weiß nicht, waren die Herren 
Stadträthe noch im Zimmer oder waren ſie ſchon weg, da eben 
nur neun dafür waren. Bei dem Gaudenzdorfer Projecte habe ich 
nachträglich geleſen, daſs fieben Herren gegen fieben im Stadtrathe 
geftimmt haben, und es hat der Herr Vorſitzende ſeine Stimme 
als achte abgegeben. Das waren alſo 15 Herren. In der Präſenz⸗ 
liſte aber — muſss ich betonen — ſtehen 23 Herren Stadträthe 
verzeichnet; das iſt nicht begreiflich. Ich glaube, es find ſelbſt die 
Herren, welche im Stadtrathe waren, nicht dafür, und ſie waren 
vielleicht anderer Anſicht, als es der Referenten⸗Antrag bezweckt. 
Es wäre mir ſehr lieb, wenn ich einen der Herren Stadträthe 
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hören könnte, welcher Anſicht die Herren waren, da nur mit einer 
kleinen Majorität dieſer Antrag angenommen worden iſt. 

Vice. Rürgermeiſter Dr. Grühl: Ich möchte den Herrn 
Redner bitten, den Antrag ſchriftlich zu formulieren und zu über— 
geben. 

Gem.-Nath Nüſch: Das Project C iſt ja vom Bauamte 
vorgeſchlagen. 

Vice⸗Mürgermeiſter Dr. Grübl: 
ſchriftlich zu übergeben. | 

Herr Gem. Nath Eigner hat das Wort. 

Gem.-Nath Vüſch: Ich bitte, ich bin noch nicht fertig. 
Der Turnſaal iſt, wie der Durchſchnitt zeigt, eine ganz kleine 
Hütte. Ich würde beantragen und die Herren bitten, dem zuzu— 
ſtimmen, dass der Turnſaal auch fo gebaut werde, wie unläugſt ein 
Project vorlag, dafs auf den Turnſaal ſeinerzeit ein Stock aufgebaut 
werden kann, weil wir ſpäterhin immer noch werden aufbauen müſſen. 

Es iſt, wie der Herr Referent weiß, im vorigen Jahre vom 
Herrn Collegen Saſſe, der dort zu Hauſe iſt, ein Antrag ein⸗ 
gebracht worden, und er fand es für nothwendig, dass etwas zu— 
gebaut und die Schule vergrößert werde. Da iſt im Antrage 
geſtanden, daſs auf einem Grunde des Herrn Bezirksausſchuſſes 
Sochor, wo die Valerie-Cottage iſt, ein neues Schulhaus 
gebaut werden ſoll. Voriges Jahr haben die Herren aus dem 
Bezirksſchulrathe ſelbſt es für nothwendig befunden, dafs mehr 
gebaut werden ſoll, als heute beantragt wird. Ich wiederhole, 
dass eigentlich heute nur vier Lehrräume gebaut werden, und das 
iſt viel zu wenig; wir müſſen jetzt ſchon fünf haben, ſonſt iſt es 
nicht möglich, die Kinder irgendwo anders unterzubringen. Wie 
ich ſchon erwähnt habe, gehen die Kleinen dort zum Nachunterricht 
in die Schule, die in der II. Claſſe ebenfalls. Ich bitte vielmals, 
das Project C anzunehmen; dann iſt der Bevölkerung dort genüge- 
geleiſtet und für die Commune ſelbſt iſt geſpart. Ich gehe von 
dem Grundſatze aus, dafs man etwas Zweckmäßiges bauen und 
dennoch ſparen ſoll. Ich ſage noch mehr: Das ganze Gebäude wird 
keine 44.500 fl. koſten; um 35.000 fl. iſt es herzuſtellen. 

Ich bitte alſo vielmals, meinen Antrag anzunehmen. 

Gem.-Nalh Eigner: Sehr geehrte Herren! Ich begrüße es, 
daſs die Herren endlich meiner Anſchauung zuſtimmen, dafs die 
überſchläge, die uns hier vorgelegt werden, immer zu hoch gegriffen 
ſind. Aus welchem Grund das geſchieht, habe ich ſchon oft erwähnt, 
weil dieſe Preiscourante aus uralter Zeit, ich glaube vom Jahre 
1872 oder 1873 herrühren, wo die Ziegel 44 bis 45 fl. gekoſtet 
haben und alle anderen Materialien ebenfalls ſehr hoch im Preiſe 
waren. 

Ich glaube aber, dass die Herren das deshalb machen, damit 
ein Sümmchen übrig bleibt, welches dann auf andere Weiſe ver— 
wendet werden kann, ohne dass man darüber Bericht erſtatten mußs. 
Es kann nicht anders möglich ſein. Wenn auch die Einrichtung 
und alles im Preiſe inbegriffen iſt, ſo ſind 44.500 oder 35.000 fl. 
noch immer zu hoch. Ich glaube auch, daſs man einen Neubau 
aufführen ſoll; wenn auch vielleicht ein Jahr oder zwei Jahre 
noch Lehrzimmer freibleiben, ſo iſt doch der Zuwachs der Kinder 
von Jahr zu Jahr ein ſehr großer. Sie ſehen dies in allen neuen 
Bezirken. Wenn heuer 6000 Kinder waren, ſind im nächſten Jahre 
7000, und wo 10.000 waren, ſind im nächſten Jahre 12.000. 
Die Schulen werden alſo immer zu klein, und wenn wir jetzt ſo 
etwas machen, ſo werden wir uns kaum ein Jahr fortfretten können, 
dann müſſen wir aber wieder etwas Neues machen. Heute ſetzen 


Ich bitte, den Antrag 
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wir einen Stock auf und im nächſten Jahre werden wir wieder 
einen aufſetzen müſſen; fo geht das fort, und das koſtet viel Geld. 

Ich würde mich daher dem Antrag anſchließen, dass das 
heutige Referat vertagt werde, wenn nicht die richtigen Pläne vor- 
liegen, und ſo ſchnell als möglich wieder vor das Plenum komme, 
oder daſs das andere Project angenommen werde, durch welches 
für mehrere Jahre geſorgt iſt. Die Kinder werden ja von Jahr 
zu Jahr mehr, ſie wachſen — ich kann mich nicht entſprechend 
ausdrücken — na, alſo ſagen wir: wie die Blumen. (Heiterkeit.) 


Referent (Schluſswort): Ich bitte Sie, meine Herren, den 
Antrag des Stadtrathes anzunehmen. Die Schulbehörden, welche 
das Bedürfnis draußen kennen müſſen, haben ſich ſelbſt für das 
combinierte Project ausgeſprochen unter Hinweis darauf, dass, wenn 
die Zahl der Schulkinder ſich bedeutend vermehren ſollte, es ſich 
empfehlen würde, in der Mitte zwiſchen Hetzendorf und Altmanns— 
dorf eine neue Bürgerſchule für dieſe beiden Gemeinden zu bauen, 
denn jetzt müſſen die Kinder bis nach Meidling geſchickt werden. 
Es iſt alſo auf die Vermehrung der Kinder in der Zukunft Rückſicht 
genommen und durch dieſe Ausführung das Bedürfnis auf mehrere 
Jahre gedeckt. 

Herr College Büſch aus dem XII. Bezirke hat gefragt, warum 
der Stadtrath nicht in der Majorität für die Vorlage war. Ich 
verſtehe das fo, warum nur eine kleine Majorität für den Referenten- 
Antrag war. 

Ich will den Herrn Collegen Büſch aufklären, dafs die 
Herren geſagt haben, man ſolle nicht eine ſolche Überſchreitung des 
Präliminares bewilligen, und darum haben ſie ſich gegen jeden 
Zubau ausgeſprochen. Man hat geſagt, wir ſind jetzt im Mai, das 
Präliminare wurde vor noch nicht langer Zeit erſt bewilligt, und 
jetzt kommt man mit einem Zuſchuß von 9500 fl.! Hat man das 
vor der Berathung des Präliminares nicht gewußt, dass die Ver— 
größerung dieſer Schule nothwendig iſt? Schließlich hat man 
aber doch eingeſehen, dafs dieſer Zubau im Intereſſe der Kinder 
nothwendig iſt und darum beantragt der Stadtrath den Zuſchußscredit. 

Warum ſollen wir, nachdem das Project vom Bezirksſchul— 
rathe, Ortsſchulrathe und allen Behörden als genügend erkannt 
wird, das theuere Project um 72.000 fl. ausführen? Ich glaube, 
das vorliegende Project wird genügen und entſpricht den Intereſſen 
des Bezirkstheiles beſſer, wenn die Anſicht des Bezirksſchulrathes 
zur Geltung kommt, dafs in der Mitte zwiſchen den beiden Ge⸗ 
meinden ſeinerzeit eine ganz neue Bürgerſchule gebaut werde, in 
welcher die Kinder von Altmannsdorf und Hetzendorf untergebracht 
werden können. 

Ich bitte Sie alſo um Annahme des Stadtraths-Antrages. 


Gem.-Nath Nüſch (zur Berichtigung): Ich berichtige, dass 
auch der Ortsſchulrath für das Project C eingetreten iſt und es 
auch ſelbſt beantragt hat. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Wir ſchreiten zur Ab- 
ſtimmung. 

Der Herr Referent beantragt, es ſei das Project A und B 
zu genehmigen und ein Zuſchuſscredit in der Höhe von 9500 fl. 
zu gewähren. 

Herr Gem.⸗Rath Büſch ſtellt den Gegen-Antrag, dass der 
Zubau bei der Hetzendorfer Schule nach der Skizze C ausgeführt 
werden ſolle, und zwar mit Rückſicht auf eine ſpätere zweite Stod- 
Aufſetzung mit dem Koſtenüberſchlage von 44.500 fl. (Rufe: 
72.000 fl.!) 
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Ich bitte, ich war mir über den Antrag nicht klar und habe 
deshalb gebeten, dass er mir ſchriftlich übergeben werde, da ich 
die Verantwortung nicht auf mich nehmen will. Ich muſs den 
Antrag ſo zur Abſtimmung bringen, wie er formuliert iſt. 

Referent: Nach der Alternative C wird ein Koſtenaufwand 
von 72.000 fl. erforderlich. 

Gem.⸗Nath Hawranel (zur Abſtimmung): Meine Herren! 
Herr College Büſch hat gemeint, das man mit dem Betrage 
von 44.500 fl. auskomme, wenn man das Project C annimmt. 


Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte, die Verſammlung 
mufg ſich ein Urtheil bilden, ob fie den Antrag für annehmbar 
und ausführbar anſieht oder nicht. 

Gem.-Nath Dr. Lueger (zur Abſtimmung): Ich bitte, getrennt 
abzuſtimmen, weil ich ebenfalls für das Project C ſtimmen werde, 
aber für eine andere Ziffer. Ich würde daher bitten, den Antrag 
zu theilen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bringe zuerſt den 
Antrag des Herrn Collegen Büſch zur Abſtimmung, und zwar 
dem geäußerten Wunſche gemäß getrennt. 

Der Antrag geht dahin, es wolle der Zubau zur Hetzendorfer 
Schule nach der Skizze C ausgeführt werden. Diejenigen Herren, 
welche damit einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. 
(Nach einer Pauſe:) Das iſt die Minorität. Abgelehnt. 


Die Herren, welche mit dem Referenten⸗Antrage einverſtanden 
ſind, bitte ich, die Hand zu erheben. (Nach einer Pauſe:) Ange⸗ 
nommen. 


Beſchluſs: Das Project für die Vergrößerung des Schulhauſes 
in Hetzendorf wird nach der Skizze A und B mit dem 
approximativen Koſtenerforderniſſe von 44.500 fl. ge⸗ 
nehmigt; das Mehrerfordernis über die diesbezügliche 
Budgetpoſt per 35.000 fl. iſt auf den Reſervefond zu 
verweiſen. 


17. Referent Gem.-Rath Dr. Vogler: Zur Zahl 2373. 
Ich hatte in der letzten Gemeinderaths⸗Sitzung die Ehre, über 
das Wahlergebnis aus dem 1. Wahlkörper im XI. Bezirke zu 
referieren. Der Gemeinderath hät ſich jedoch beſtimmt gefunden, 
über die Ausführungen des Herrn Gem.Rathes Dr. Lin ke in 
der letzten Sitzung den Act an den Stadtrath zur neuerlichen 
Berathung zurück zu verweiſen. Der Stadtrath hat nunmehr, nach- 
dem auch der Wahlreclamations-Act requiriert worden war, die 
Sache einer neuerlichen Prüfung unterzogen, und ich erlaube mir, 
Ihnen zunächſt das Thatſächliche des Falles vorzutragen. 

Es war in die vom Herrn Bürgermeiſter, beziehungsweiſe 
vom Steuer- und Wahlcatafter aufgeſtellte Wählerliſte Herr Leopold 
Wolf als wohnhaft in Kaiſer-Ebersdorf eingetragen. Innerhalb 
der geſetzlichen Friſt hat nun ein Wähler des Bezirkes namens 
Fikeis gegen die Eintragung des Leopold Wolf reclamiert, 
und zwar am 21. März. Die gepflogenen Erhebungen haben ergeben, 
daſs Herr Leopold Wolf thatſächlich als im I. Bezirke Wiens 
wohnhaft polizeilich gemeldet erſchien und infolge deſſen hat der 
Magiſtrat mit Beſchluſs vom 27. März die Übertragung des Herrn 
Leopold Wolf aus der Wählerliſte des XI. Bezirkes in jene des 
I. Bezirkes verfügt. 

Von dieſer Entſcheidung des Magıftrates wurde gemäß § 13 
der Gemeinde⸗Wahlordnung Herr Leopold Wolf verſtändigt und 
ihm dieſe Verſtändigung am 28. März zugeſtellt. Herr Leopold 
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Wolf iſt darauf am 4. April beim Magiſtrate erſchienen und 
hat in dorso des ihm zugeſtellten Magiſtrats⸗ Beſchluſſes erklärt, 
dass er mit dieſer Übertragung in den J. Bezirk nicht einverſtanden 
ſei, nachdem fein ordentlicher Wohnſitz in Kaiſer⸗ Ebersdorf ſei und 
er dort ſein Wahlrecht ausüben wolle. Der Magiſtrat hat neuer⸗ 
liche Erhebungen gepflogen und ſchließlich wurde zufolge einer 
Präſidialverfügung Herr Leopold Wolf in die Wählerliſte des 
XI. Bezirkes wieder eingetragen. Die neuerlich gepflogenen Er⸗ 
hebungen haben dargethan, daſs Herr Leopold Wolf zwei Jahres⸗ 
wohnungen hat, die eine Jahreswohnung in Kaiſer- Ebersdorf 
Nr. 186, die andere Jahreswohnung im J. Bezirke, Landesgerichts 
ſtraße Nr. 12. Er ſelbſt gibt an, dass er als feinen ordentlichen 
Wohnſitz Kaiſer⸗Ebersdorf betrachte, was auch, wie er anführt, 
daraus hervorgehe, dafs dort die Jahreswohnung neun Piecen 
habe, während feine Stadtwohnung lediglich vier Piecen umfaſst. 

Juriſtiſch genommen, ſteht der Fall fo, dafs, nachdem zweifellos 
ift, das jemand zwei und auch mehrere Wohnſitze haben kann, in 
Bezug auf die Wahlangelegenheiten er aber das Wahlrecht nur 
an einem Orte ausüben kann; es in dieſem Falle in ſeiner 
Wahl gelegen iſt, zu beſtimmen, wo er das Wahlrecht ausüben 
wolle. Thatſächlich konnte Herr Leopold Wolf wirklich erklären, 


nachdem er ſowohl im XI. als I. Bezirke wohnhaft geweſen iſt, 


dafs er fein Wahlrecht im XI. und nicht im I. Bezirke ausüben 
wolle. Aus dieſem Grunde wäre merital die Entſcheidung des 
Präſidiums, welches am 7. April die Wieder-Eintragung des 
Herrn Leopold Wolf in die Wählerliſte des XI. Bezirkes ver⸗ 
fügte, gerechtfertigt. 

Der Stadtrath hat jedoch in ſeiner Mehrheit angenommen, 
daſs in formaler Beziehung die Vorschriften des Reclamations— 
Verfahrens nicht vollſtändig eingehalten worden find. Der § 13 
der Gemeinde-Wahlordnung beſtimmt nämlich, dass gegen 
Entſcheidungen des Magiſtrates im Wahlreclamations⸗Verfahren 
die Berufung an den Stadtrath offenſtehe und dieſe Berufung 
binnen drei Tagen einzubringen iſt. Nachdem nun Herr Leopold 
Wolf von einer im Reclamations-Verfahren ergangenen, nämlich 
über die Reclamation des Herrn Leopold Wolf ergangenen Ent— 
ſcheidung des Magiſtrates am 28. März verſtändigt worden war, ſo 
hätte er binnen drei Tagen vom 28. März die Berufung an den 
Stadtrath gegen dieſe Verfügung des Magiſtrates ergreifen müſſen. 
Das hat Herr Wolf nicht gethan, ſondern er hat ſich direct an 
den Magiſtrat gewendet, mit dem Verlangen, dass die Eintragung 
richtiggeſtellt werde, nachdem er ſein Domicil im XI. Bezirke 
hat. Darin beſteht nun eine Verletzung der Vorſchriften des §. 13 
der Gemeinde⸗Wahlordnung, umſomehr als Herr Leopold Wolf 
erſt am 4. April beim Magiſtrate erſchienen iſt, um dieſe Erklärung 
abzugeben, eine Erklärung, die jedenfalls nur als Recurs behandelt 
werden konnte, und zu dieſer Zeit die dreitägige Friſt bereits abge- 
laufen geweſen iſt. 

Andererſeits war der Stadtrath in ſeiner Mehrheit auch der 
Anſicht, dafs dieſes Begehren des Herrn Leopold Wolf jedenfalls 
dem Stadtrathe zur Entſcheidung hätte vorgelegt werden müſſen, 
und dass in dieſer Richtung der Magiſtrat, beziehungsweiſe das 
Präſidium des Magiſtrates nicht in der Lage geweſen iſt, mit 
Rücksicht auf die einmal vom Magiſtrate in erſter Inſtanz 
getroffene Entſcheidung, wenn auch vor der achttägigen Friſt, 
binnen welcher vor Beginn der Wahlen eine Anderung in den 
Wählerliſten nicht mehr ftattfinden darf, mit einer Eintragung in 
die Wählerliſte vorzugehen. 
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Aus dieſen Umſtänden ergibt ſich nun die Concluſion, dass 
wenn auch Herr Leopold Wolf als wahlberechtigt im XI. Bezirke 
angeſehen werden müsste, wenn die Vorſchriften des Wahlrecla— 
mations⸗Verfahrens ordentlich befolgt worden wären, er gegebenen— 
falls doch nicht als Wahlberechtigter des XI. Bezirkes angeſehen 
werden kann, weil eine Verletzung dieſer Vorſchriften ſtattgefunden hat. 


Es mußs infolge deſſen ſeine Stimme, die bei der Wahl am 
17. April abgegeben worden iſt, als nicht berechtigt angejehen und 
infolge deſſen in Abrechnung gebracht werden. Diesfalls iſt noch 
Folgendes zu bemerken. Herr Gem. -Rath Dr. Linke hat bei 
ſeinen Ausführungen in der letzten Sitzung den Standpunkt ver— 
treten, daſs, wenn irgend eine Unregelmäßigkeit im Wahlrecla— 
mations-Verfahren eingetreten iſt, dies die Ungiltigkeit des ganzen 
Wahlactes nach ſich ziehe, weil das Wahlreclamations-Verfahren die 
Grundlage des ganzen Wahlactes bilde. Er hat ſich zur Erhärtung 
dieſer ſeiner Anſchauung auf zwei Eutſcheidungen des Verwaltungs— 
gerichtshofes berufen. Was nun dieſe Entſcheidungen des Ver— 
waltungsgerichtshofes betrifft, ſo ſind dieſelben nicht in der Lage, 
die Anſchauung, die Herr Dr. Linke vertreten hat, zu beſtätigen. 


In dem einen Falle — es iſt dieſe Entſcheidung in der Bud— 
winsky'ſchen Sammlung sub Nr. 2175 ex 1884 — lag die 
Sache ſo, dass die Anderung in der Wählerliſte innerhalb der 
letzten acht Tage vor der Wahl erfolgt iſt. Nun iſt ebenſo in der 
Wahlordnung für Iſtrien, welche auf dieſen Fall Anwendung hatte, 
wie in unſerem Statut ausdrücklich beſtimmt, dafs in den letzten 
acht Tagen vor der Wahl irgend eine Anderung in der Wählerliſte 
nicht mehr ſtattfinden dürfe. Dieſe ſtricte Beſtimmung der Wahl— 
ordnung wurde damals übertreten und hauptſächlich aus dieſem 
Grunde wurde der Wahlact aufgehoben. Andererſeiis iſt zu berück— 
ſichtigen, daſs es ſich damals um mehrere ſolche Fälle handelte, 
und es iſt noch zu berückſichtigen, daſs nach der Gemeinde-Wahl— 
ordnung für Iſtrien mit der Anderung der Wählerliſte, d. h. alſo 
mit der Eintragung neuer Wähler in die Wählerliſte irgend eines 
der Wahlkörper oder der Herausnahme eines Wählers aus einer 
ſolchen, ſofort eine Anderung der ganzen Wählerliſte ſämmtlicher 
Wahlkörper einzutreten gehabt hat, weil die ganze Gruppierung 
der Wählerſchaft ſich geändert hätte. In der Wahlordnung für 
Iſtrien iſt nämlich beſtimmt daſs diejenigen Wähler, welche ein 
Drittel der Steuerleiſtung der Gemeinde aufbringen, im 1. Wahl! 
körper, diejenigen, welche das zweite Drittel aufbringen, im 
2. Wahlkörper, und diejenigen, die das dritte Drittel aufbringen, 
im 3. Wahlkörper zu wählen haben. Wenn nun ein Wähler aus 
irgend einem Wahlkörper herausgenommen wird, jo mußs feine 
Steuerleiſtung dieſem Wahlkörper abgeſchrieben und dem Wahlkörper 
zugeſchrieben werden, in welchen er neu hinzukommt, beziehungs— 
weiſe wenn er in der Gemeinde nicht domiciliert, wird dieſe Steuer— 
leiſtung ganz herausgenommen. Dadurch ergibt ſich eine Verſchiebung 
der geſammten Wählerſchaft, und aus dieſem Grunde muſste in 
Iſtrien der ganze Wahlact für nichtig erklärt werden. 


Anders liegt der Fall natürlich hier. Vor allen Dingen iſt 
die Präfidialverfügung, laut welcher Herr Wolf in die Wähler- 
liſte eingetragen wurde, am 7. April erfloſſen, alſo noch zehn 
Tage vor der Wahl. Infolge deſſen iſt jene Norm des Geſetzes, 
welche beſtimmt, daſs acht Tage vor der Wahl eine Anderung 
in der Wählerliſte nicht vorgenommen werden darf, nicht verletzt 
worden. Andererſeits haben wir dieſe Einrichtung bezüglich der 
Wahlkörper nicht und infolge deſſen iſt nicht abzuſehen, dafs dieſe 
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eine Eintragung des Herrn Leopold Wolf in die Wählerliſte die 
vollſtändige Ungiltigkeit des ganzen Wahlactes nach ſich ziehen ſoll. 

Was die zweite Entſcheidung betrifft, auf welche ſich Herr 
Dr. Linke berufen hat, d. i. die Entſcheidung Budwinsky 
Nr. 1769 ex 1883, ſo kann aus dieſer keineswegs dasjenige 
gefolgert werden, was er daraus folgern will. Der Verwaltungs— 
gerichtshof hat nämlich in dieſer Entſcheidung in dem hier maß— 
gebenden Punkte Folgendes geſagt (liest): 

„Die Beiſetzung der Vornamen zur Wahlſtimme jener Erben 
in der definitiven Wählerliſte war allerdings nicht in der Ordnung, 
weil durch die adminiſtrativen Entſcheidungen nur die Eintragung 
des Theilnamens „Mandi eredi qm. Andrea“ ohne Beiſatz 
angeordnet worden war. Dieſe Abweichung der definitiven, bei der 
Wahl benützten Wählerliſte von der den Beſchwerdeführern 
intimierten Eutſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft konnte jedoch 
nur in den Einwendungen gegen das Wahlverfahren, aber nicht 
in der vorliegenden, gegen die bezirkshauptmannſchaftliche Ent— 
ſcheidung, die jenen Beiſatz nicht enthielt, gerichteten Beſchwerde 
geltend gemacht werden. Die Beſchwerde muſste daher in dieſem 
Punkte zurückgewieſen werden.“ 

Der Verwaltungsgerichtshof hat in dieſer Eutſcheidung aus— 
drücklich erklärt, daſs die Beſchwerde zurückgewieſen wird; wenn— 
gleich eine Verletzung im Wahlreclamations Verfahren ſtattgefunden 
hat, wurde in dieſem Falle doch der Wahlact nicht aufgehoben. 
Es iſt alſo aus dieſer Entſcheidung gerade das Gegentheil deſſen 
zu folgern, was Herr Gem.-Rath Dr. Linke gefolgert haben 
will. Dem gegenüber liegt aber eine ganz klare Entſcheidung des 
Verwaltungsgerichtshofes — Nr. 2220 vom Jahre 1884 — vor, 
in welcher gejagt wird, „daſs Unregelmäßigkeiten einer Wahl— 
handlung, welche den Erfolg nicht beeinträchtigen, nicht unbedingt 
die Annullierung der Wahl nach ſich ziehen müſſen.“ Der dies— 
fällige Fall betraf eine Wahl in das Stadtverordueten-Collegium 
von Prag, und der Fall iſt inſofern analog mit dem vorliegenden, 
als ein nicht Wahlberechtigter ſeine Stimme abgegeben hatte. Der 
Verwaltungsgerichtshof entſchied, dajs der Wahlact in dieſem Falle 
nicht zu annullieren ſei, weil die Abgabe dieſer einen Stimme auf 
das Wahlergebnis einen Einfluss nicht haben konnte. 

Ganz ſo liegt aber der Fall hier. Es iſt diesfalls zu 
bemerken — und jetzt kommen wir zum eigentlichen Rechnung — 
daſs 36 Stimmzettel abgegeben worden find. Von dieſen 36 Stimm: 
zetteln mufs alſo die eine Stimme des Leopold Wolf, welche nach 
unſerer Auffaſſung mit Rückſicht auf formale Uuregelmäßigkeiten des 
Wahlverfahrens auszuſcheiden iſt, abgerechnet werden. Dieſe Stimme 
abgerechnet, verbleiben 35 giltige Stimmen; bei 35 Stimmen beträgt 
die abſolute Mehrheit 18, Herr Gem.-Rath Koch hat jedoch bei der 
Wahl 20 Stimmen bekommen. Von dieſen 20 Stimmen mujs nun 
wieder die eine Stimme des Leopold Wolf als eine ungiltige 
Stimme abgerechnet werden, jo dafs Herrn Koch noch 19 Stimmen 
verblieben. Dieſe 19 Stimmen ſind noch immer eine Stimme 
mehr als die abſolute Majorität. Und ſelbſt wenn auf den zweiten 
Proteſtgrund Rückſicht genommen wird, welcher dahin gegangen 
iſt, daſs, obwohl 37 Wähler erſchienen find, doch nur 36 Stimm: 
zettel aus dem von mir in der letzten Sitzung angegebenen, amt— 
lich conſtatierten Grunde in der Wahlurne vorgefunden worden 
ſind, ſelbſt wenn dieſer Grund auch noch in Berückſichtigung 
gezogen wird, hat Herr Koch noch immer die abſolute Mehrheit 
erreicht, denn in dieſem Falle mufs die Rechnung wie folgt an— 
geſtellt werden: Abgegebene Stimmen 37, abgezogen die Stimme 
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des Leopold Wolf bleiben 36 Stimmen; die abſolute Mehrheit 
iſt 19; Herr Koch hat 20 Stimmen erhalten, abzüglich die 
Stimme des Leopold Wolf bleiben 19 Stimmen, ſo hat Herr 
Koch noch immer die abſolute Mehrheit der Stimmen. Aus dieſem, 
wie ich glaube, ſehr einleuchtenden Grunde beantragt Ihnen der 
Stadtrath auf Grund des § 21 der Gemeinde-Wahlordnung, die 
Wahl des Herrn Koch als Gemeinderath der Stadt Wien zu 
verificieren. 

Gem.⸗Nath Dr. Linke: Vor allem mußs ich meine Anſicht 
dahin ausſprechen, daſs einem Wähler nicht das Recht zuſteht, zu 
wählen, ob er in dem einen oder in dem anderen Bezirke der Gemeinde 
die Wahl ausüben will; denn wenn jemand die Gelegenheit hat, 
zwei verſchiedene Wohnungen inne zu haben, ſo iſt das eben nur 
eine Gelegenheit; ausſchlaggebend iſt die Thatſache, wo er wirk— 
lich wohnt, und dies wird einzig und allein documentiert durch 
die polizeiliche Meldung, welche ich ausgewieſen habe durch dieſen 
Aufrageſchein, welcher mir von der k. k. Polizeidirection beantwortet 
worden iſt. Abgeſehen davon, habe ich mich perſönlich überzeugt, 
dafs Herr Leopold Wolf factiſch im J. Bezirke gewohnt hat und 
auch jetzt noch wohnt. Er kann ſich alſo nicht darauf berufen, daſss 
er im XI. Bezirke eine Wohnung mit ſo und ſo viel Zimmern 
hat, weil der Beſitz der Wohnung nicht ausſchlaggebend iſt, ſondern 
nur der Umſtand, wo er wirklich wohnt. 

Diesbezüglich iſt aber der Bericht des Herrn St.-R. Dr. 
Vogler nicht maßgebend, denn ich bin allein ſchon durch den 
Umſtand befriedigt, dafs er erklärt hat, daſs dieſe eine Stimme 
annulliert worden iſt. Es hat mich vielmehr veranlasst zur Wider— 
legung der Folgerung, welche daraus abgeleitet worden iſt, dajs 
dieſe eine Stimme nicht als ausſchlaggebend anzuſehen iſt mit 
Rückſicht auf die Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofes. 

Was die Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes anbelangt, 
ſo iſt das allerdings Anſichtsſache, und ich glaube, es iſt ſehr 
ſchwer, im Gemeinderathe darüber zu entſcheiden. Jedoch iſt in 
der Entſcheidung vom 8. Juli 1884 — der erſten, die der Herr 
Dr. Vogler hervorgehoben hat — klar ausgeſprochen, daſs die 
verſpätete Eintragung eines Wählers in die Wählerliſte während 
des Reclamations⸗Verfahrens allein Schon die Ungiltigkeit der ganzen 
Wahl zur Folge gehabt hat. Herr Dr. Vogler hat eingewendet, 
dass dieſer Fall ſich in Iſtrien ereignet hat, wo nach der Gemeinde— 
ordnung die Wähler in drei Wahlkörper eingetheilt ſind und 
möglicherweiſe eine Stimme eine Verſchiebung der ganzen Wähler— 
liſte zur Folge haben kann. Allein, dieſes Argument iſt im Er- 
fenntniffe des Verwaltungsgerichtshofes nicht hervorgehoben, ein 
Beweis, dass dieſer Umſtand nicht maßgebend war für das 
Erkenntnis dieſes hohen Gerichtshofes. Maßgebend war nur der 
Umſtand, daſs dieſer eine Wähler zu ſpät, d. h. innerhalb acht 
Tagen, in die Wählerliſte eingetragen worden iſt. Dieſer Umſtand 
allein hat genügt, daſs der Wahlact annulliert worden iſt. Hier 
haben wir den Fall, dass ein Wähler, nämlich Herr Leopold 
Wolf, in die Wählerliſte des XI. Bezirkes in legaler Weiſe infolge 
ſeines Recurſes gar nicht eingetragen worden iſt und dieſe unter— 
bliebene legale Eintragung hat ebenſoviel Bedeutung als die zu 
ſpäte Eintragung. Das mus auch hier maßgebend fein. Der 
Umſtand, dafs Herr Wolf über Präſidial-Auftrag eingetragen 
worden iſt, iſt null und nichtig, das hat ſpeciell der Herr Referent 
betont. 

Was die zweite Entſcheidung anbelangt, bezüglich welcher der 
Herr Referent betont, daßs aus derſelben das Gegentheil hervor— 
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leuchtet, ſo iſt das auch nicht richtig. Denn dieſe Entſcheidung iſt 
im Judicatenbuche, welches die Erkenntniſſe des Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes enthält, ausdrücklich in der Weiſe hervorgehoben 


(liest): „Dagegen kann die Abweichung der definitiv bei der Wahl 


benützten Wählerliſte von der im Reclamations⸗Verfahren feſtgeſetzten 
Eintragung allerdings zur Begründung von Einwendungen gegen 
das Wahlverfahren geltend gemacht werden.“ Hier im vorliegenden 
Falle iſt aber eine Wählerliſte der Wahl-Commiſſion vorgelegt 
worden, welche von der über die Einwendungen des Herrn Johann 
Fickeis getroffenen Löſchung des Herrn Leopold Wolf aus der 
Wählerliſte abweicht. Alſo, es iſt eine Abweichung von der definitiven 
Wählerliſte vorhanden. 

Wenn von einem Gegentheile hier die Rede ſein kann, ſo mag 
das vielleicht in der Weiſe aufzufaſſen fein, dafs dieſer Grundſatz 
durch eine Schlussfolgerung vom Gegentheil — argumentum in 
contrario — abgeleitet worden iſt, indem in jenem Falle, welcher 
in der Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofes behandelt wird, 
ein ſolches Abweichen von der definitiven Wählerliſte nicht vor⸗ 
handen war. Es wurde die Berufung gegen das Erkenntnis der 
letzten adminiſtrativen Inſtanz deshalb mit der Motivierung ab— 
gewieſen, weil die der Wahl⸗Commiſſion vorgelegte Wählerliſte 
von der im Wahlverfahren feſtgeſtellten definitiven Wählerliſte nicht 
abweicht. Deswegen war die Ableitung der Schlussfolgerung vom 
Gegentheil ganz gerechtfertigt. Alſo, ich kann nicht anders, als bei 
meiner Anſicht beharren, daſs mit Rückſicht auf die Entſcheidung 
des Verwaltungsgerichtshofes es nicht maßgebend iſt, wie viel 
Stimmen überhaupt der gewählte Candidat für fich hatte, ob eine 
Stimme ausſchlaggebend iſt oder nicht, ſondern daſs nach Aus— 
legung des Verwaltungsgerichtshofes ein ſolcher Wahlact annulliert 
werden muss, und deshalb beharre ich bei meinem Antrage. 

Gem.⸗Nath Vurſcht: Ich ſtaune, dafs bei fo vielen Unregel⸗ 
mäßigkeiten, die bei der Wahl vorgekommen ſind, der Stadtrath 
die Verificierung derſelben beantragt. | 

Ich mache die Herren darauf aufmerkſam, dass vor zwei Jahren 
die Wahl in Hernals aus ganz nichtigen Gründen annulliert 
wurde. (Sehr richtig! links.) Weil es ſich aber um keinen von 
Ihren Parteimännern gehandelt hat, hat man einfach die Wahl 
annulliert. Ich möchte ſehen, wenn dieſer Fall einen von uns treffen 
würde, dann würde der Stadtrath einſtimmig für die Annullie— 
rung ſein. 

Was die Vorkommniſſe bei den Wahlen überhaupt anbelangt, 
fo will ich nur einen Fall anführen. .. 

Vice-Pürgermeiſter Dr. Grübl (unterbrechend): Es ſteht die 
Wahl im Kl. Bezirke in Verhandlung! 

Gem.-Nath Vurſcht: Das gehört zur Sache. 

Gem.⸗Nath Gregorig: Da muss man doch Vergleiche machen 
können! 


Gem.⸗Nath Vurſcht (fortfahrend): Bei uns hat man einen 
Wähler, von dem man ganz gut wufste, daj er für uns ſtimmt, 
der 25 Jahre draußen wohnt und 25 Jahre polizeilich gemeldet 
iſt, ganz einfach hinausbugſiert; weil man wuſste, er iſt von unſerer 
Partei, hat man ihn von der Liſte geſtrichen. Als Grund wurde 
angegeben, weil er von Zeit zu Zeit in Ziersdorf ſich aufgehalten 
hat! Mit ſolchen nichtigen Gründen geht man bei uns vor, und 
eine Wahl, in welcher ſo viele Unregelmäßigkeiten vorgekommen, 
will mau verificieren! Kann man das objectiv nennen? Das iſt 
ſehr traurig. 
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Gem.⸗Nath Grünbeck: Meine Herren, ich kann die Worte 
des Herrn Vorredners nur wiederholen; ich mußs wirklich ſtaunen, 
daſs man eine Wahl, bei welcher Incorrectheiten nicht einzeln, 
ſondern maſſenhaft vorgekommen ſind, gutheißen will; wo mit 
Stimmzetteln jo hantiert wurde; wo einer feinen Stimmzettel 
noch im Sacke hatte und ſich erſt nach Schluss des Wahlactes 
angeblich daran erinnerte; wo noch ein Wähler gewählt hat, trotz— 
dem er gar nicht im Bezirke gewohnt hat — und das gerade 
bei einem Stimmenverhältnis, bei welchem 1 bis 2 Stimmen 
maßgebend ſind! Der Herr Referent hat auch über eine Wahl— 
reclamation von unſerer Seite über den Fall Glaſer referiert, 
und da war er ganz anderer Meinung, wenn auch der Stadtrath 
wieder anders entſchieden hat. Sie ſehen alſo, wie oft der Stadtrath 
zu Gunſten des einen oder anderen ſich ausſpricht, jedoch nie zu 
Gunſten unſerer Partei. 

Ich glaube alſo, darüber ſollten Sie gar nicht reden, ſondern 
einfach ſagen, die Wahl war incorrect, es mußs eine Neuwahl 
ſtattfinden. 

Das wäre ein Grundſatz, der der Gerechtigkeit entſpricht, aber 
man ſoll nicht ſolchen Incorrectheiten auch für die Zukunft Thür 
und Thor öffnen! Das iſt keine richtige Auslegung des Geſetzes! 
Wir haben es uns gefallen laſſen müſſen, daſs man uns die 


Geſetze in Böhmen vorgehalten hat; ich glaube aber, es wäre viel 


beſſer, wenn man öfter Vorleſungen über unſer Wahlgeſetz halten, 
dasselbe dann aber auch anerkennen würde, nicht dass die Nicht- 
juriſten in eine ſolche Verlegenheit gebracht werden, wo jeder 
einzelne ſagen muss, es iſt incorrect vorgegangen worden, das 
muss annulliert werden. Ich ſtaune über ſolche Vorgänge. 

Gem.⸗Nath Jedliéſka: Nun, meine Herren! Ich glaube, 
der Herr Vorſitzende wird die Güte haben und mir geſtatten, 
nachdem der Herr Referent über Iſtrien geſprochen hat, auch über 
die Wahl im XVIII. Bezirke zu ſprechen. (Unruhe rechts.) 


Bice-Bürgermeifter Dr. Grübl (unterbrechend): Herr Ge⸗ 
meinderath! Ich bitte, es ſteht in Verhandlung der Antrag des Stadt— 
rathes, betreffend die Verificierung der Wahl des Herrn Gem.-Rathes 
Koch. Der Herr Referent war gezwungen, in ſeinen Ausführungen 
auf dasjenige zurückzukommen, was Herr Gem.-Rath Dr. Linke in 
der letzten Sitzung zu Gunſten ſeines Antrages, der gegen den 
Antrag des Stadtrathes gerichtet war, angeführt hat. Es war 
lediglich eine Widerlegung deſſen, was Herr Dr. Linke in der 
letzten Sitzung angeführt hat. Das hat alles ſtreng und genau 
zur Sache gehört; alſo, ich bitte den Herrn Collegen, das Gleiche 
zu thun. 

Gem.-Nath Jedliöka (fortfahrend): Ich werde mich befleißen, 
dem Wunſche des Herrn Vorſitzenden zu entſprechen, weil ich nicht 
glaube, dass ich ein fo koloſſales Vergehen begangen habe, indem 
ich in der Einleitung dieſen Umſtand berührt und hervorgehoben 
habe. Ich werde ſchon auf den 1. Wahlkörper zu ſprechen kommen. 
Es handelt ſich hier um die Legalität des Rechtes des einen von 
den Wählern. Die Legalität wird nur daraus erſehen, wenn man 
Gelegenheit hat, in die Wählerliſten Einſicht zu nehmen. Nun, 
wie wurde es bei den letzten Wahlen hier gehandhabt? Ich weiß 
nicht, welche Inſtructionen die Herren Bezirksleiter bekommen 
haben vom Präſidium, aber ich weiß poſitiv, daſs die Herren 
auf zweierlei Art die Wähler veranlaſst haben, Einblick in die 
Wählerliſten zu nehmen. Ich bin Wähler des 3. Wahlkörpers, 
habe mich aber auch um den zweiten und erſten bekümmert, bin 
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hereingegangen zum Magiſtrat und da habe ich gefragt, ob es 
mir nicht geſtattet iſt, mir vielleicht die Wählerliſte des 1. Wahl- 
körpers abzuſchreiben. Mir iſt ganz einfach geſagt worden, das 
geht nicht an, ich mußs die Bewilligung des Herrn Bürgermeiſters 
bekommen. (Rufe links: Hört!) Ich bin in das Präſidialbureau 
gegangen, habe mich dort dem Herrn Secretär vorgeſtellt und habe 
ihn gebeten, er möchte die Güte haben, vielleicht mich beim Herrn 
Bürgermeiſter anzumelden, ich möchte ihn bitten, mir das Recht 
zu ertheilen, dieſe Wählerliſte abſchreiben zu dürfen. Der Herr 
ſagt mir: Ja, wenn man das Ihnen bewilligt, wird jeder kommen. 

Gegen dieſes „ein jeder“ habe ich mich verwahrt, nachdem ich 
ein gewählter Vertreter eines Bezirkes bin und folglich glaube, 
nicht als „ein jeder“ behandelt werden zu ſollen und es nicht zu 
verdienen. Ich habe geſehen: da richte ich nichts; ich bin alſo 
nach Währing gegangen. Ich komme hinaus und habe den Herrn 
Bezirksvorſtand Gerlach gebeten, er möge die Güte haben, mir 
in die Wählerliſten Einſicht zu geſtatten. Er antwortete: „Ja 
bitte, wollen Sie Ihre Adreſſe wiſſen? Kloſtergaſſe Nr. 19.“ Ich 
ſagte: „Nun, das weiß ich ja, darum ſchere ich mich nicht. Ich 
möchte die Wählerlifte einſehen.“ Nun legte mir der Herr Bezirks⸗ 
vorſteher die Wählerliſte des 1. Wahlkörpers vor; ich ſetze mich 
nieder, und nachdem ich mir alle Herren, welche darinnen ſind, 
nicht merken kann, mache ich mir Notizen. Nun kommt der Herr 
Bezirksvorſteher und ſagt: „Aber, Sie Herr Gemeinderath, es iſt 
doch nicht geſtattet, daſs Sie die Wählerliſten abſchreiben.“ Ich 
ſagte: „Ich ſchreibe ſie mir nicht ab, ich nehme nur Einſicht, was 
doch im Geſetze geſtattet iſt, und mache mir Notizen.“ Ich ſchreibe 
weiter; natürlich kommt der Herr Bezirksvorſteher wieder zu mir 
und erinnert mich, ich ſoll mit gutem Beiſpiel vorangehen und 
mich den Anordnungen des Bezirksvorſtehers fügen. Ich ſagte: 
„Herr Bezirksvorſteher, ich bitte, mich nicht zu ſtören, ich gehe 
gewiſs mit gutem Beiſpiel voran, weil ich mich um die Wähler— 
liſten erkundige und kümmere, und wenn jeder von den Wählern 
das thäte, ſo wären Sie kein Bezirksvorſteher.“ Ich bleibe ſitzen 
und ſchreibe weiter. Er kommt wieder und erinnert mich und ſagt, 
er müſſe die Anzeige machen. Ich ſage: „Machen Sie dieſelbe, 
ich werde dieſes Verbrechen ſchon verantworten.“ Nun ſchickt er 
mir wieder den Amtsleiter auf den Hals: Ich uußs aufhören. 
Ich bitte nun den Herrn Bürgermeiſter, er möge es mir nicht 
verübeln, wenn ich frage: In welchem Geſetze ſteht es, daßs es 
jemandem verboten iſt, die Wählerliſte abzuſchreiben? Wo iſt das 
geſchrieben, daſs ein Wähler, wenn er in die Wählerliſte Einſicht 
nimmt, alle Namen ſich merken kann und mußs? 

In Hernals hat ſich ein Herr die Wählerliſte abgeſchrieben. 
Der Herr Bezirksleiter ſagte: „Herr Gemeinderath, das können 
Sie thun; ich finde in der Wahlordnung nicht den geringſten 
Anhaltspunkt, welcher es verbieten würde, die Wählerliſte abzu— 
ſchreiben.“ Anders entſcheidet aber der Herr Bezirksleiter in Währing. 
Natürlich, er iſt eine Amtsperſon, ein beeideter Beamter, ich musste 
mich ſeinen Anordnungen fügen. Das habe ich auch gethan und 
geſagt: „Ich weiche der Gewalt und gehe.“ Aber ich bitte, meine 
Herren, auf welche Art kann man überhaupt feſtſtellen, wer in der 
Wählerliſte iſt, wenn uns das Recht nicht eingeräumt wird, davon 
eine Abſchrift zu machen? Wann haben Sie die Wählerliſte bes 
kommen? Ich habe die Wählerliſten eirca drei Tage vor der Wahl 
bekommen, und zwar, meine Herren — das iſt das Hochintereſſante 
— von den neun inneren Bezirken, aber nicht von den Bezirken 
draußen. 
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Ich weiß aber demgegenüber poſitiv, das die Liberalen die 
Wählerliſte abgeſchrieben bekommen haben. Das iſt Thatſache. Ja, 
wie miſst man denn hier mit gleichem Maße? Sind die Wähler 
nicht gleich? Haben ſie nicht das gleiche Recht? Wenn der eine 
Amtsleiter ſagt: „Ich finde keine Urſache, welche das Abſchreiben 
der Wählerliſte verbietet“, und der andere wieder ſagt: „Sie 
dürfen nicht abſchreiben“. Ja ſind denn die Herren nicht Functio— 
näre einer und derſelben Gemeinde? Haben ſie nicht dieſelben 
Aufträge? Werden wir Wähler nicht gleichmäßig behandelt oder 
muss man vielleicht eine krumme Naſe haben, um etwas erreichen 
zu können? (Heiterkeit.) Hier iſt das Recht der Wähler ſehr 
bedroht und gegen dieſe Vorgänge verwahre ich mich und bitte 
den Herrn Vorſitzenden, ſich dahin zu bemühen, daf$ wir bei der 
nächſten Wahl, ob ſie im 2. oder 3. Wahlkörper erfolge, beizeiten 
die Wählerliſten zugeſtellt bekommen. Wie wir noch Vororte— 
gemeinde waren, haben wir die Wählerliſten vielleicht 14 Tage 
vor der Wahl gedruckt bekommen. Dann iſt man hingegangen, hat 
geſchaut, wer in dieſem oder jenem Wahlkörper iſt, und man konnte 
ſich beſchweren: „Ich bitte, Herr Bürgermeiſter, das dürfte wohl 
nicht richtig ſein.“ Das iſt dann richtiggeſtellt worden. Aber heute 
in der Groß-Commune haben wir abſolut das Recht der Wähler 
verloren, und das, Herr Bürgermeiſter, iſt das einzige Recht, 
welches wir haben, das andere ſind lauter Pflichten und unſer 
Recht laſſen wir uns nicht kürzen. Wir laſſen uns das Recht von 
niemandem verkümmern. Dagegen verwahre ich mich für die 
Zukunft auf das feierlichſte im Namen meiner Wähler. 

Es find in den Liſten Transactionen vorgekommen, ich weiß 
nicht auf welcher Grundlage. Ich weiß nicht, ob die Steuerleiſtung 
maßgebend war; denn wenn man uns in drei Wahlkörper theilt 
und ſagt, die geſammte Steuerleiſtung wird in drei Theile getheilt 
und das eine Drittel, welches obenan ſteht, welches ein Drittel 
leiſtet, gehört dem 1. Wahlkörper an, fo ms es ebenſo beim 
2. und 3. Wahlkörper der Fall ſein. Bei uns aber ſind Haus— 
herren geweſen, die jahrelang im 2. Wahlköper waren und es iſt, 
glaube ich, bezüglich der Steuerleiſtung keine Anderung eingetreten; 
auf einmal aber ſind ſie in den 3. Wahlkörper hinunterbugſiert 
worden, weil fie oben nicht gepasst haben. Vielleicht glaubte man, 
unten ſind ſie unſchädlicher, ſie ſind Antiſemiten und haben dort 
ohnedies die Majorität. Gegen eine ſolche willkürliche Verſchiebung 
mufs man Stellung nehmen. 

Das ganze Wahlkörperſyſtem iſt unreif, unſchön, unrichtig 
und unlogiſch. Wer wählt heute nach dem Wahlkörperſyſtem, wählt 
das Individuum? Nein, das Geld wählt (Rufe links: So iſt 
es!), nicht das Individuum. Während in der ganzen Welt es uſuell 
iſt in ſämmtlichen Vertretungen, Körperſchaften, daſs die Mehrheit 
entſcheidet, wird hier der Mehrheit das Recht, ihr Votum abzu— 
geben, entzogen. Wenn ich es genau nehme, was hier mit dem 
3. Wahlkörper geſchieht, jo muſs ich mich eines Spaſſes cr: 
innern, der in Frankreich ſich zugetragen hat. Da hat man des 
Wahlrecht getheilt und hat es an ein gewiſſes Vermögen gebunden. 
In die 3. Wahlkategorie iſt auch ein Stadtträger eingetregen 
worden, weil er ein Vermögen von 50 Franes, welches aus einem 
Wagerl und einem Eſel beſtanden hat, hat nachweiſen können. 
Vor der zweiten Wahl iſt der Eſel hingeworden und der Menn 
hat nicht mehr wählen können. Jetzt frage ich Sie, wer da gewählt 
hat, er oder der Eſel? (Heiterkeit.) So ſchaut das mit der Ein— 
theilung der drei Wahlkörper aus. Das Geld wählt und nicht das 
Individuum. 
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Was die Wahl im XI. Bezirke betrifft, ſo iſt das ja ſehr 
ſpaſſig. Zuerſt kommt eine Unregelmäßigkeit in der Wählerliſte vor, 
die richtigzuſtellen in der kurzen Zeit nicht mehr möglich war, nach— 
dem die Wähler jedenfalls die Wählerliſten zu ſpät bekommen 
haben, gerade fo wie wir, und der zweite Umſtand war, daßs ein 
Zettel in eine Taſche hineingeflogen iſt, auf welche Art und Weiſe 
weiß ich nicht. Wer von den Herren Stadträthen, welche heute 
ihre Zuſtimmung geben, will behaupten, dass gerade der Stimm: 
zettel, der in der Taſche gefunden wurde, der richtige war (Rufe 
links: So iſt es!), wer kann mir das bezeugen, dafs der nicht mit 
einem anderen vertauſcht wurde? 

Wenn man ſich ſoweit vergiſst, fo kann man ſich auch viel— 
leicht vergeſſen, daſs zwei Stimmzettel da find, ein antiſemitiſcher 
und ein liberaler, und dass dazumal ein liberaler zum Vorſchein 
gekommen iſt. 

Ein ſolcher Vorgang bringt die Commiſſionen in das richtige 
Licht nicht, die Bevölkerung bekommt nicht das vollſte Vertrauen 
zu ihnen, welches ſie entgegenzubringen verpflichtet wäre. 

Es iſt auch der Vorgang bei der Wahl ein ſehr ſpaſſiger. 
Es müſſen die Antiſemiten total ungebildet ſein, daſs man ihnen 
nicht einmal zutraut, dass fie bis 500 zählen können, weil fie in 
gar keiner Wahl-Commiſſion einen Antiſemiten als Commiſſiousleiter 
aufgeſtellt haben. In unſerem Bezirk, wo doch zwei Herren ſind 
— ich will nicht ſagen, dass ich gewünſcht hätte, hinzukommen, ich 
will nicht den ganzen Tag dort ſitzen — hat man einen Vertreter 
eines fremden Bezirkes ausborgen müſſen. Das hat auch etwas 
auf ſich: Es kommt da ein Herr aus einem fremden Bezirke, der 
die Bewohner des XVIII. Bezirkes nicht kennt. Wenn nun jemand 
kommt und jagt: „Ich bin Wähler im XVIII. Bezirke“, kann ihn 
der kennen? Das iſt nur dem möglich, der im Bezirke wohnt und 
die Herren keunt und weiß, welchem Wahlkörper ſie angehören. 
Nachdem ſich ſolche Miſsſtände gezeigt haben, dafs ſelbſt der Stadt— 
rath zugeben muſs, daſss nicht correct vorgegangen worden iſt, be— 
antrage ich die Annullierung der Wahl im II. Bezirke. 

Referent (zum Schlujswort): Herr Dr. Linke hat bei 
ſeiner Anſicht beharrt, indem er aus den Entſcheidungen des Ver— 
waltungsgerichtshofes wiederholt die Anſicht ableiten will, dafs eine 
Unregelmäßigkeit im Wahlreclamations-Verfahren, wenn dieſelbe auch 
nur eine einzige Stimme betrifft, den ganzen Wahlact annulliere. Ich 
habe mir bereits früher erlaubt, des Ausführlicheren die gegentheilige 
Anſicht zu entwickeln, und habe darauf wohl weiter nichts zu be— 
merken. Ich möchte nur betonen, daſs der betreffende Herr Leopold 
Wolf arch heute wieder im XI. Bezirke ſeinen Wohnſitz hat und 
daſs daher die Anſchauung, die ich vertreten habe, daſss er zwei 
Wohnſitze hat und wählen kann, in welchem er das Wahlrecht aus— 
üben well, berechtigt iſt. 

Von Seite des Gem.-Rathes Pur ſcht wurde dem Stadt— 
rathe eine gewiſſe Parteilichkeit vorgeworfen, indem behauptet 
worden iſt, dafs nur deshalb in dieſem Falle die Agnoſcierung 
der Wahl beantragt werde, weil es ſich um einen Parteigenoſſen 
handle, während in einem anderen Falle eine gegentheilige Ent— 
ſcheidung erfloſſen ſei. (Gem.-Rath Gregorig: Da hat er voll— 
lommen recht!) Der Fall iſt aber ein ganz anderer geweſen. In 
dem betreffenden Falle — ich war ſelbſt darüber im Stadtrath 
neferent — lag eine Betätigung des Gemeindevorſtehers von 
Zier dorf vor, dass der betreffende Wähler — deſſen Name mir 
nich' mehr erinnerlich iſt — in Ziersdorf ſeinen ordentlichen Wohn— 
fig babe und dort jahraus jahrein wohne. Andererſeits iſt im 
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Acte vorgekommen, dajs der betreffende Herr Wähler lediglich zu 
den Zinsterminen nach Wien komme, um hier den Zins einzu— 
caſſieren. Daſs dieſer Wähler nun doch gewiss in Ziersdorf und 
nicht in Wien wohnt, iſt doch klar. (Gem.-Rath Jedliéka: Seit 
20 Jahren hat er hier eine Wohnung; ich kenne ihn.) Er kann 
hier möglicherweiſe ein Abſteigquartier haben, was aber nicht 
genügt, um den Wohnſitz zu begründen. Ganz anders iſt es bei 
dem Falle in Kaiſer-Ebersdorf, wo der Betreffende eine Wohnung, 
aus neun Piècen beſtehend, jahraus jahrein inne hat und ſchon 
aus der Größe der Wohnung ſich ergibt, dass es ſich nicht um 
ein einfaches Abſteigquartier handelt, welches man benützt, wenn 
man für einige Tage an den betreffenden Ort kommt, ſondern 
dass es ſich um eine Wohnung handelt, welche zur fortdauernden 
Benützung beſtimmt iſt. 

Es iſt weiter vom Herrn Collegen Purſcht geſagt worden, 
es ſeien hier ſo koloſſale Unregelmäßigkeiten vorgekommen, wie 
ja der Stadtrath ſelbſt zugebe, und es ſei ein Stimmzettel ver— 
ſchwunden und er hätte ſich im Sacke des einen Commiſſions— 
mitgliedes gefunden, und trotzdem wolle man die Wahl nicht an— 
nullieren. Dieſe Ausführungen wären ja ſehr richtig, wenn dieſer 
eine Stimmzettel, welcher in dem Sacke des Commiſſionsmitgliedes 
Wanko vorgefunden wurde, dem Herrn Koch, auf welchen er 


gelautet hat, zugezählt wäre. Das geſchah aber doch nicht. Im 


Gegentheil: ich ſtelle es den Herren auch frei, dieſe Stimme 


in Abrechnung zu bringen, was ich ja eventuell auch gethan 


habe. Und ich habe Ihnen bewieſen, daſs Herr Koch trotz— 


dem noch immer die abſolute Mehrheit der Stimmen auf ſich 
vereinigt. Unnöthigerweiſe eine Wahl annullieren und eine Neu⸗ 
und die bezügliche Bemerkung war meines Erachtens nicht am Platze. 


wahl auszuſchreiben, das wäre ganz gewiis unzuläſſig und es iſt 


auch von Seite des Verwaltungsgerichtshofes immer ſo prakticiert 


worden, daſs eine Wahl nur dann annulliert wird, wenn das 
Wahlergebnis durch die betreffende Unregelmäßigkeit irgendwie 
beeinflußst worden wäre. Dieſelben Bemerkungen gelten auch 
bezüglich der Ausführung des Herrn Gem.-Rathes Jedliôka, 
welcher bemerkt hat, es könnte ja ſein, der Stimmzettel, welcher 
angeblich verſchwunden iſt und den Herr Wanko ſpäter produciert 
hat, könnte ausgetauſcht worden ſein. Auch wenn er ausgetauſcht 
worden wäre — es iſt das eigentlich eine unbeſtimmte Muth— 
maßung, um nicht Verdächtigung zu ſagen — würde das noch 
immer auf das Wahlergebnis keinen Einfluſs üben, weil ich Ihnen 
nachgewieſen habe, daſs Herr Koch noch immer die abſolute 
Mehrheit hat. Wird auch dieſe eine Stimme — wenn man mit 
37 abgegebenen Stimmen rechnet, und wenn man ſtreng ſein will — 
dem Gegencandidaten zugezählt, ſo hätte dieſer dadurch noch immer 
nicht die abſolnte Mehrheit; das Wahlergebnis wird dadurch 
abſolut nicht alteriert. 

Herr College Grünbeck iſt neuerdings auf jenen Fall im 
XVII. Bezirke, betreffend den Baumeiſter Glaſer, zu ſprechen 
gekommen. Was dieſen Fall betrifft, iſt die Sache wieder ſo gelegen, 
daſs Glaſer zwei Wohnſitze gehabt hat, einen in der Inneren 
Stadt und einen in Dornbach. Seine Wohnung wurde gerade 
damals adaptiert und hergerichtet und infolge deſſen hat er in 
Wien im J. Bezirke gewohnt. Da iſt der Stadtrath in ſeiner 
Mehrheit der Anſicht geweſen, daſs das den ordentlichen Wohnſitz 
des Herrn Glaſer zu alterieren nicht in der Lage war, und daſs, 
wenn Glaſer, wie es thatſächlich der Fall war, verlangte, dafs 
man ihn dort im XVII. Bezirke wählen laſſe, dieſes Begehren ein 
wohlbegründetes geweſen iſt. 
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Die Herren Gem.⸗Räthe Grünbeck und Kedliska haben 
mir mit vollſtändigem Unrecht vorgeworfen, daßs ich abſchweife, 
indem ich von Iſtrien ſpreche. Von Iſtrien hat zunächſt ein Herr 
College von Ihrer Seite, Herr Dr. Linke, geſprochen, und ich 
musste darauf hinweiſen, welchen Fall dieſe Entſcheidung des Ver— 
waltungsgerichtshofes betroffen hat, weil für Iſtrien zum Theil 
wenigſtens andere geſetzliche Beſtimmungen gelten als bei uns; 
das iſt übrigens jedem Juriſten vollkommen klar. 

Was die übrigen Ausführungen des Herrn Gem. ⸗Rathes 
Jedliäka betrifft, ſo haben dieſelben mit dem vorliegenden Falle 
eigentlich nichts zu thun. Wenn er ſich beſchwert, dass er nicht 
als „ein jeder“ behandelt werden will, wenigſtens nicht hier im 
Rathhauſe, weil er Gemeindevertreter, Gewählter der Bevölkerung 
iſt, ſo möchte ich mir nur die beſcheidene Bemerkung erlauben, 
daſs in Bezug auf die ganzen Wahlangelegenheiten, in Bezug 
auf das Wahlverfahren und insbeſondere in Bezug auf das Wahl— 
reelamations⸗Verfahren nach dem Geſetze gewiss kein Unterſchied zu 
machen iſt (Gem.-Rath Gregorig: Sein ſoll!) — gewiſs 
kein Unterſchied zu machen iſt (Gem.-Rath Gregorig: Sein 
ſoll!) — zwiſchen gewöhnlichen Wählern und Gemeinderäthen, und 
daſs der Herr Gemeinderath gewiss in dieſer Eigenſchaft nicht 
mehr Rechte haben kann als jeder andere einzelne Wähler. Ich 
habe es mir für meine Perſon in ſolchen Dingen noch niemals 
herausgenommen, auch hier im Präſidium irgendwie mehr Rechte 
zu beanſpruchen, wie irgend ein anderer Wähler meines Bezirkes. 
Ich bin ebenſo wie jeder andere in das Gemeindehaus gegangen, 
habe die Wählerliſte eingeſehen, habe Notizen gemacht und habe 
veclamiert. In dieſer Richtung ſtehen vor dem Geſetze alle gleich, 


Wenn weiters von ihm bemerkt worden iſt, der Vorſteher 
des XVIII. Bezirkes habe ihn verhindert, die Wählerliſte abzu— 
ſchreiben, ſo iſt das zunächſt eine Angelegenheit, die mich als 
Referent des Stadtrathes nichts kümmert, weil ſie mit dem Vorſteher 
abzumachen war. Ich erlaube mir aber meine perſönliche Anſchauung 
dahin auszusprechen, dafs nach dem Geſetze allerdings nur die Einficht 
in die Wählerliſte geſtattet iſt. Das darf allerdings wohl im einzelnen 
conereten Falle nicht allzu ängſtlich ausgelegt werden; aber anderer— 
ſeits darf man wieder nicht das Recht ſtatuieren wollen, daſs es 
jedermann freiſteht, die Wählerliſte in der Gemeindekanzlei zu 
copieren. Denken Sie ſich den Fall: die Wählerliſten werden nach 
dem Geſetze zur allgemeinen öffentlichen Einſicht aufgelegt; nicht 


nur Wähler, ſondern jedermann iſt berechtigt, in dieſe Wählerliſten 


Einſicht zu nehmen; wenn nun einer kommt und dort den ganzen 
Vormittag oder vielleicht mehrere Tage ſitzt, um die ganze Wähler⸗ 
liſte abzuſchreiben, wie ſollen dann die anderen Wähler, welche dann 
kommen, um Einſicht zu nehmen, dazu kommen, dieſes ihr Recht 
auszuüben? Deshalb darf man die Sache auch nicht ſo hinſtellen, 
daſs das ein Cardinalverbrechen iſt, wenn die Abſchrift der Wähler⸗ 
liſten eventuell verweigert worden iſt. Ich habe übrigens neulich 
ſchon bei einer anderen Gelegenheit erklärt, daſs ich auf dem 
Standpunkte ſtehe, daſs es im Intereſſe beider Parteien gelegen 


iſt, thunlichſt zu trachten, daſs die Wählerliſten vollſtändig und 


correct abgefaſst werden, und dass ich daher gleichfalls der auch 
von Ihrer Seite vertretenen Auſchauung geweſen bin, dass das 
Syſtem der Übergehungszettel wieder eingeführt werde. übrigens 
bemerke ich nochmals, dass dieſe Abſchweifung eigentlich mit dem 
Gegenſtande der jetzigen Verhandlung nichts zu thun hat, und ich 
beantrage neuerdings, der Gemeinderath wolle die Wahl des Herrn 
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Joſef Koch im XI. Bezirke auf Grund des § 21 der Gemeinde 
Wahlordnung verificieren. 

Gem.-Nath Burſcht (zur Berichtigung): Ich berichtige den 
Herrn Referenten, daſs jener Wähler ſeit 25. Jahren in Hernals 
wohnt, eine Wohnung, beſtehend aus circa 6 bis 8 Pidcen hat 
und durch 25 Jahre als Jahrespartei polizeilich gemeldet iſt. 

Gem.-Nath Grünbeck (zur Berichtigung): Ich berichtige 
thatſächlich betreffs des Falles Glaſer, daſs Herr Glaſer in 
der Doblhoffgaſſe 3 gewohnt, daſs er nur über den Sommer in 
Dorubach wohnt und darnach wieder auf den Rennweg in ſeine 
Winterwohnung zieht und dort bleibt. 

Ferner berichtige ich thatſächlich, dafs Herr Dr. Vogler 
heute einer ganz anderen Meinung iſt. Herr Dr. Vogler war 
Referent im Stadtrathe und hat gegen die Einreihung des Herrn 
Glaſer in den XVII. Bezirk geſprochen. Trotzdem hat aber der 
Stadtrath auf Antrag des Herrn Gem.-Rathes Kreindl anders 
beſchloſſen. (Hört! links.) Alſo, meine Herren, die Rechtsanſchauung 
des Dr. Vogler war gewißs in dieſem Falle eine ganz richtige. 

Gem.-Nath Jedliélla (zur Berichtigung): Ich berichtige 
thatſächlich, daſs ich mich hier im Präſidialbureau nicht vielleicht 
als Höhergeſtellter gegenüber anderen Wählern gefühlt habe; ich 
bin aber von der Anſicht ausgegangen, daſs ich, nachdem ich 
Mitglied des Gemeinderathes bin, und nachdem der Gemeinderath 
die Verwaltung der Commune beſorgt, nachdem weiters die Wahlen 
auch zur Verwaltung der Commune gehören, ein gewiſſes Recht 
habe, im Amte die Wählerliſte abzuſchreiben. (Zuſtimmung links.) 

Gem.-Nath Dr. Linke (zur Berichtigung): Ich berichtige 
erſtens, dafs die Behauptung des Herrn St.⸗R. Dr. Vogler, 
welche dahin lautet, das Herr Leopold Wolf im XI. Bezirke 
wohnt, unwahr iſt. Herr Leopold Wolf wohnt im I. Bezirke, 
Landesgerichtsſtraße 12, und ich bitte, dieſe öffentliche Urkunde 
(Redner begibt ſich zum Referententiſche und übergibt dem Refe— 
renten ein Schriftſtück) — es iſt dies eine Auskunft der Polizei⸗ 
Direction — dem Acte beizugeben. 

Zweitens berichtige ich die Behauptung, als ob ich auf wider 
ſprechende Geſetzesbeſtimmungen einer anderen Gemeindeordnung 
mich berufen hätte, dahin, daſs der § 17 des Abſatzes II der 
Gemeindeordnung für Iſtrien ganz gleichlautend iſt mit dem 
§ 19 des Gemeindeſtatutes vom 19. December 1890 für Wien 
bezüglich der Beſtimmung, daſs innerhalb acht Tagen vor der 
Wahl keine Anderungen in den Wählerliſten ſtattzufinden haben. 

Referent: Ich möchte zunächſt gegenüber Herrn Gem.-Rath 
Grünbeck bemerken, dafs ich meine Rechtsanſchauung nicht ge— 
ändert habe, ſondern dass ich hier nur der Rechtsanſchauung des 
Stadtrathes Ausdruck gegeben habe, die er in dem Falle Glaſer 
gehabt hat. 

Was die Bemerkungen des Herrn Dr. Linke betrifft, ſo 
bemerke ich, daſs der mir e Anfragezettel des Central⸗ 
Meldungsamtes vom 6. Mai d. J. datiert iſt, während ich von 

heute geſprochen habe. Das fame 15 gewiſs damit nicht überein. 

Was die weitere Bemerkung des Herrn Dr. Linke betrifft, 
dass der betreffende Paragraph der Wahlordnung für Iſtrien genau 
mit der unſerigen bezüglich der achttägigen Friſt übereinſtimmt, 
ſo iſt das ganz wichtig. Das habe ich ja ſelbſt erklärt. Die Ent— 
scheidung iſt Ja auch uur deshalb vom Verwaltungsgerichtshofe jo 
gefällt worden, weil in dem einen Falle die achttägige Friſt nicht 
eingehalten wurde, während ſie in unſerem Falle eingehalten wurde. 
Ich habe aber auf einen anderen Unterſchied zwiſchen den beiden 
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Wahlordnungen aufmerkſam gemacht. Ich will Sie übrigens damit 
nicht weiter ermüden, ſondern verweiſe auf dasjenige, was ich 
früher geſagt habe. | 

Bice- DHürgermeiffer pr. Grübl: 
ſtimmung. 

Der Stadtrath ſtellt den Antrag, es ſei die Wahl des Herrn 
Koch aus dem 1. Wahlkörper des XI. Bezirkes zu verificieren. 
Dieſen poſitiven Antrag bringe ich zur Abſtimmung. Die Herren, 
welche mit dieſem Autrage einverſtanden ſind, bitte ich, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. — Der Gegenſtand iſt 
erledigt. 

Beſchluſs: Die Wahl in den Gemeinderath aus dem 1. Wahl- 
körper des XI. Bezirkes des Herrn Joſef Koch wird 
im Sinne des § 21 der Gemeinde-Wahlordnung an⸗ 
erkannt. 

(Unruhe und Gelächter links. — Gem. Rath Gregorig: 
Sehr gut! Das zeigt, wie die Herren ausſchauen!) 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Herr Gem. Rath Ore 
gorig, Sie ſprechen während der ganzen Sitzung nahezu ununter— 
brochen laut mit. Ich bitte Sie um Ruhe. 

Gem.-Nath Gregorig: Ich bitte, da müßste man eine 
Achtung haben, die habe ich nicht. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich bitte Sie, jetzt Ruhe 
zu halten. 

Gem.-Nath Gregorig: Schließen Sie mich halt aus, es 
macht mir eine Ehre, aus einer ſolchen Geſellſchaft ausgeſchloſſen 
zu werden. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Ich ermahne Sie jetzt 
zum letztenmale. Wegen dieſes Ausdruckes rufe ich Sie zur 
Ordnung! 

Gem.-Nath Gregorig: Ich fühle mich hiedurch ſehr geehrt. 

18. Referent Gem.-Nath Dr. Vogler (ad Beilage 78); 
Im Schuljahre 1891/92 hat ſich die Eintheilung bezüglich des 
Schulbeſuches der Schulkinder im X. Bezirke nicht anders machen 
laſſen, als daſs 536 Schulkinder aus dem X. Bezirke die Schule 
in Inzersdorf beſuchten, und es wurde dies ſeitens der Gemeinde 
Inzersdorf, beziehungsweiſe ſeitens des Vezirksſchulrathes Hietzing⸗ 
Umgebung ſelbſtverſtändlich nur unter der Bedingung geſtattet, 
dafs die eutſprechenden Koſten rückvergütet werden. Es handelt 
ſich nun um die Flüſſigmachung dieſer Beträge. Für das Schul— 
jahr 1891/92 werden von der Gemeinde Inzersdorf 2733 fl. 60 kr. 
beanſprucht, was genau jenem Betrage entſpricht, welcher von den 
geſammten Schulauslagen auf die Anzahl von 536 Kindern im 
Verhältniſſe zur Geſammt⸗Kinderzahl, welche die Schule in Inzers— 
dorf beſucht, entfällt. 

Im Schuljahre 1892/93 iſt derſelbe Fall eingetreten. Darüber 
liegt zwar eine Anforderung ſeitens der Gemeinde Inzersdorf noch 
nicht vor, es iſt jedoch bereits .conftatiert, daſs auch in dieſem 
Schuljahre 560 Kinder aus dem Gemeindegebiet von Wien die 
Inzersdorfer Schule beſuchen. Im Verhältniſſe würden die Koſten 
pro 1892,93 2900 fl. betragen. Was endlich die Auslagen betrifft, 
welche aus dem Bezirksſchulfonde zu beſtreiten find, jo find die— 
selben ſowohl für das Schuljahr 1891/92, als für das Schuljahr 
1892/93 ziffermäßig bereits feſtgeſtellt, und zwar werden vom 
Bezirksſchulrathe Hietzing-Umgebung pro 1891/92 4020 fl. und 
pro 1592/93 4200 fl. beanſprucht. Auch dieſe Ziffern entſprechen 
vollkommen dem Verhältniſſe der Kinderzahl, und wird ae 
deſſen vom Stadtrathe der Antrag geftellt: e 


Wir ſchreiten zur Ab- 
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„Es ſei ein Zuſchuſscredit von 2733 fl. 60 kr. zur Ausgabs⸗ 
Rubrik XLHI 14 „Verſchiedene Auslagen der Schulgemeinde“, 
ferner ein Zuſchuſscredit von 2900 fl. zur ſelben Rubrik für den 
der Gemeinde Inzersdorf für das Schuljahr 1892, 93 zu bezahlenden, 
dermalen ziffernmäßig noch nicht feſtſtehenden Betrag, endlich ein 
Zuſchuſscredit zur Rubrik XIIII 40 „Verſchiedene ſonſtige Auslagen 
des Schulbezirkes“ in der Höhe von 8220 fl. zu bewilligen.“ 

Ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Keine. Einwendung? Der 
Antrag iſt angenommen. 


Beſchluſs: Zur Ausg.⸗Rubr. XLIII 14 „Verſchiedene Auslagen 
der Schulgemeinde“ wird ein Zuſchuſscredit von 2733 fl. 
60 kr., ferner zur ſelben Rubrik ein Zuſchuſscredit 
von 2900 fl. für den der Gemeinde Inzersdorf für 
das Schuljahr 1892/93 zu bezahlenden, dermalen 
zif ffernmäßig noch nicht feſtſtehenden Betrag, endlich 
ein Zuſchuſscredit zur Rubrik XLIII 40 „Verſchiedene 
ſonſtige Auslagen des Schulbezirkes“ in der Höhe von 
8220 fl. bewilligt. 

Vice-Nürgermeiſter Dr. Grübl: Ich erſuche Herrn Gem. 
Rath Joſef Müller zu referieren und mache aufmerkſam, dass 
auf Seite 19 der Tagesordnung ein Druckfehler ſich eingeſchlichen 
hat, indem bei Nr. 2430 Herr Gem.-Rath Joſef Müller und 
nicht Herr Gem.⸗Rath Schlechter Referent iſt. 

19. Referent Gem.-Nath Joſef Müller: Ich habe die 
Ehre, zu referieren über den Antrag des Stadtrathes Z. 2430 
vom Jahre 1893, welcher in der Tagesordnung mit Nr. 61 be— 
zeichnet iſt. Es handelt ſich hier um die Baulinienbeſtimmung für 
die Gürtelſtraße von der Nuſsdorferſtraße abwärts im XIX. Bezirke 
und um mehrere andere in der Nähe befindliche Seitenſtraßen. 
Es war das eine Baulinienbeſtimmung, die wirklich einige 
Schwierigkeiten bereitet hat, und zwar aus folgenden Gründen: 1. weil 
ſehr viele Straßen hier zuſammenkommen, deren Fortſetzung und 
deren gegenſeitige Richtung zu löſen iſt; 2. weil das Niveau hier 
ein ziemlich ungünſtiges iſt, nachdem die Differenz zwiſchen der 
Döblinger⸗ und der Nuſsdorferſtraße, zwiſchen welchen die Bau— 
linien zu beſtimmen ſind, circa 12 m beträgt; ferner war als 
3. Umſtand mit zu berückſichtigen, daßs durch dieſes Terrain die 
Stadtbahn geführt wird. Es iſt bei der Beſtimmung der Trace 
der Stadtbahn ſchon ein Theil dieſer Linie beſtimmt worden, 
und zwar iſt das der Theil der Gürtelſtraße, welcher von der 
früheren Nufsdorferlinie bis gegen die Antoniengaſſe führt. Es iſt 
hiebei beſtimmt worden, dass auf jeder Seite dieſer Bahn eine 
Straße von 18˙96 m, reſpective 10“ zu liegen kommt. 

Dieſer Beſtimmung iſt Rechnung getragen worden und iſt 
dieſelbe auch hier in der Vorlage enthalten. Weiters handelt es 
ſich um eine Beſtimmung der Nufſsdorferſtraße als Fortſetzung der 
Liechtenſteinſtraße. Dieſelbe iſt derart beſtimmt worden, dass die 
Liechtenſteinſtraße auf einen freien Platz mündet, bei welchem dann 
die Nuſsdorferſtraße mit einer Breite von 22:76 m beſtimmt iſt. 

Auf dieſen Platz lauft die unterhalb der Liechtenſteinſtraße 
gehende Augaſſe, welche in einem kleinen Knie auf einen freien 
Platz ausläuft, jo dafs diefe drei Straßen in einen ziemlich hübſchen 
Platz zuſammenlaufen. Bei der Nufsdorferlinie kommen eine 
40° breite Straße, welche ſeinerzeit über die Realität zum „Auge 
Gottes“ führen wird, die Nuſsdorferſtraße und die 10“ meſſende 
Gürtelſtraße zuſammen. 
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Es iſt, um dieſe Straßenzüge aufzunehmen, ein freier Platz 
geplant in Form eines Fächers, wenn ich ſo ſagen darf, und zwar 
iſt der Fächer jo entwickelt, daſs ſämmtliche an dieſen Platz an: 
grenzende Baublöcke abgekappt werden, fo dass eine ganz hübſche 
Löſung dieſes Platzes entſteht. 

Weiters iſt eine Straße zu beſtimmen als Fortſetzung der 
Gürtelſtraße von der Antoniengaſſe bis zur Schloſsgaſſe. Dieſelbe 
iſt eine directe Fortſetzung der Gürtelſtraße und ſoll eine Breite 
von 16 m erhalten. Auf dieſer Straße ſenkrecht iſt die Leibenfroſt— 
gaffe, welche eine kleine Anderung gegenüber der früher genehmigten 
Baulinie erhält. Die Antoniengaffe ſoll eine Fortſetzung finden gegen 
die Nuſsdorferſtraße, und zwar derart, dajs dieſe Straße, nachdem fie 
auch die Gürtelſtraße aufnimmt und die Gürtelſtraße über den 
Franz Joſefs-Bahnhof hinüberführen ſoll bis zum Donaucanal, 
höher gelegen iſt, und zwar um circa 8 m, als die unten durch⸗ 
führende Nuſsdorferſtraße. | 


über die Antoniengaffe, welche circa 8 m. höher-liegt als die 
Nujsdorferitraße, geht die Gürtelbahn, jo dass au. diefem Punk te 
zwei Straßen und eine Bahn ſich kreuzen, zuerſt die Nuſsdorferſtraße, 
über dieſelbe führt die Autoniengaſſe in einem Bogen, und über die 
Antoniengaffe führt die Gürtelbahn, welche eine Cote von circa 17 m 
hat. Durch die Steigerung der Gürtelſtraße neben der Gürtelbahn 
an der rechten Seite wird eine directe Verbindung ermöglicht 
zwiſchen der Nuſsdorferſt raße und dem Stern vor der Nujsdorfer- 8 
linie, ſodaſs die Straße direct unter dem Durchlaſſe durchführen 
und längs der Bahn an der linken Seite direct zur Nuſsdorfer— 
linie führen kann, was eine ziemlich bequeme Löſung ergibt, und zwar 
deshalb, damit man nicht dieſes Knie an der Liechtenſteinſtraße 
gegen die Augaſſe führend machen mußs. 

Der einzige ſchwierige Punkt, welcher zu löſen iſt, iſt, wie 
ganz richtig bemerkt wurde, der drcieckige Platz, das iſt jener, 
welcher zwiſchen der äußeren Gürtelſtraße an der linken Seite der 
Bahn gelegen iſt und zwiſchen der Bahn einerſcits und der Antonien— 
gaſſe andererſeits entſteht. 

Das wird eine etwas windſchiefe Fläche werden. Es beſteht 
eine kleine Neigung da herunter (auf den Plan zeigend), eine 
Neigung gegen die Nujsdorferftraße und auch gegen die Bahn 
hinüber. Diesbezüglich hat der Stadtrath beſchloſſen, dafs dasſelbe 
nicht zu verbauen, ſondern vorläufig von der Verbauung auszu— 
ſchließen iſt, eventuell ſeinerzeit aber für Parkzwecke oder für ein 
derartiges Unternehmen zu verwenden ſein wird. Es iſt vielleicht 
möglich, den Platz etwas zu plauieren und die Auſchüttung gegen— 
über der Bahn durch Gebüſche und Bäume zu maskieren, um dem 
Ganzen ein gefälligeres Ausſehen zu geben. Das wäre alles, was 
ich über die Baulinien zu jagen hätte. Die Ansmündung der 
Liechtenſteinſtraße habe ich ſchon erwähnt, ſie verbindet ſich hier 
mit der Augaſſe in einem Platze. Die Nufsdorferftraße zieht ſich 
gegen die Döblingerſtraße. Ich werde mir unn erlauben, die 
Anträge des Stadtrathes zu verleſen (liest:: 

Für dieſe Straßenzüge werden als neue Baulinien beſtimmt: 

1. Für die Gürtelſtraße die Linien HI einerſeits und KL 
MN OP GR andererſeits mit einer Straßenbreite von 1896 m 
an jeder Seite der Gürtelbahn. 

2. Für die Fortſetzung der Gürtelſtraße zwiſchen Autonien— 
gaſſe bis zur Schloſsgaſſe für die noch unbenannte Straße die 
Linien Y Z, A‘ B’ einerſeits und 2 W X andererjettS mit einer 
Straßenbreite von 16 m. 
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3. Für die verlängerte Antoniengaſſe von der Gürtelſtraße 
bis zur Nuſsdorferſtraße die Linie ST. 

4. Das zwiſchen der Gürtelbahn, der verlängerten Witonien: 
gaſſe und der äußeren, 18:96 m breiten Gürtelſtraße gelegene 
Dreieck R! D“ C' bleibt derzeit unverbaubar. 

5. Für die Leibenfroſtgaſſe die Linien 8“ 2, V U einerſeits 
und 1“ A“ andererſeits mit einer Straßenbreite von 11˙38 m. 

6. Für die Nuſssdorferſtraße O! N“ M T. J einerſeits, G“ F. E- 
andererſeits mit einer Straßenbreite von 2276 m. 


7. Für die Augaſſe die Linien I’ K“ L“ einerſeits und H’G 


andererſeits mit einer Straßenbreite von 15•17 m. 

8. An dem freien Platze bei der jetzigen Nuſsdorferlinie ſind 
an den einzelnen Baublöcken Abkappungen vorzuſehen nach den 
Linien A B, C D, E F, G H, K P“ und d W.; die Fixierung der 
genauen Längen dieſer Abkappungen werden 15 Zugrundelegung 
genauer Situationsanſichten durch eine ſeparate Vorlage beſtimmt. 


9. Die Niveaux werden nach Vornahme genauer Nivellements 
und im Einvernehmen mit der Gürtelbahn-Bauleitung durch das 
Bauamt in einer ſeparaten Vorlage ai . und zur Ge⸗ 
nehmigung' vorzulegen ſein. = 

Ich erſuche um die Annahme dieſer Anträge. 


Vice. Vürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Sinvendung? (Nach 
einer Pauſe 9 Angenommen. 


Beſchluſs: Für dieſe Straßenzüge werden als neue Baulinien 
beſtimmt: 

1. Für die Gürtelſraße die Linien Hl einerſeits 
und K LM. N OP andererſeits mit einer Straßen⸗ 
breite von 18·96 m an jeder. Seite der Gürtelbahn. 

2. Für die Fortſetzung der Gürtelſtraße zwiſchen 
Antoniengaſſe bis zur Schlojsgaffe für die noch un— 
benannte Straße die Linien Y, A' PB‘ einerſeits und 
8 V, WX andererſeits mit einer Straßenbreite von 
16 m. 

3. Für die verlängerte Antoniengaſſe von der 
Gürtelſtraße bis zur Nuſsdorf ferſtraße die Linie 8 T. 
4. Das zwiſchen der Gürtelbahn der verlängerten 

| Antoniengaſſe und der äußeren, 18:96 m breiten Gürtel- 
ſtraße gelegene Dreieck RD“ bleibt derzeit unver: 
baubar. 

=D. Für die Leibenfroſtgaſſe die Linien 8 Z, VU 
einerſeits und T’ A“ audererſeits mit einer Straßen— 
breite von 11˙38 m. 

6. Für die Nufsdorf ferſtraße 0° NYM TU einer: 
ſeits, G“ F E- andererſeits mit einer Straßenbreite von 
22:76 m. | 

7. Für die Augaffe die Linien I’ K. J“ einerſeits 
und H“ 6“ andererſeits mit einer Straßenbreite von 
15:17 m. | 

8. An dem freien Platze bei der jetzigen Nufs- 
dorferlinie ſind an den einzelnen Baublöcken Ab— 
kappungen vorzuſehen nach den Linien A B, C, EF, 
G H, K P“ und i W“; die Fixierung der genauen 
Längen dieſer Abkappungen werden unter Zugrunde— 
legung genauer Situationsanſichten durch eine ſeparate 
Vorlage beſtimmt. 

9. Die Niveaux werden nach Vornahme genauer 
Nivellements und im Einvernehmen mit der Gürtel— 
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bahn⸗Bauleitung durch das Bauamt in einer ſeparaten 
Vorlage zu projectieren und zur Genehmigung vor— 
zulegen ſein. 

20. Referent Gem.-Rath Wurm: Zahl 2888, Beilage 
Nr. 77. Es iſt Herr Dr. Alois Semmler noe der Eigen: 
thümer des Branchen Bades in Meidling, um die Baulinien— 
beſtimmung für die Realität des Pfaun'ſchen Bades, und zwar für 
die Verlängerung der Mandlgaſſe und einen Theil der Lainzerſtraße 
eingeſchritten. Die Baulinienbeſtimmung im XII. Bezirke, ſpeciell 
in Meidling, iſt bedauerlicherweiſe eine ſolche, daſs faſt durchaus 
nur 6“, nämlich 11:38 m, breite Straßen exiftieren. Dieſe Straße, 
die nun beſtimmt werden ſoll, iſt allerdings eine Fortſetzung der 
Mandlgaſſe, iſt aber inſoferne eine vollkommen ſelbſtändige 
Straße, als ſie die Verbindung zwiſchen der Lainzerſtraße und der 
Matzleinsdorferſtraße bildet. Das Stadtbauamt ſowohl als der 
Magiſtrat haben darum gefunden, daſs es in dieſem ſpeciellen 
Falle wünſchenswert iſt, das man von dem Grundſatz, welchen 
die Bauordnung vorſchreibt, Gebrauch macht und die normale 
Straßenbreite von 16 m in Anwendung bringt, weil kein zwingender 
Es wird 
demnach beantragt, die verlängerte Mandlgaſſe in einer Breite 
von 16 m durchzuführen. 

Ferner iſt eine kleine Regulierung der Lainzerſtraße noth— 
wendig. Es beſteht nämlich gegenwärtig ein Bruch in der Lainzer— 
ſtraße, in der Achſe der Badgaſſe gelegen. Dieſer Bruch trifft nicht 
die Grenze der Realitäten. Es iſt jedenfalls zweckmäßig, den Bruch 
fo zu legen, dajs er an die Grenze der Realitäten, nämlich der 
Bauplätze 31 und 32, zu liegen kommt. 

Die Anträge des Stadtrathes lauten demnach (liest): 

„1. Es ſei die Baulinie für die Verlängerung der Maudl— 
gaſſe über die Realität Einl. Z. 104 des Grundbuches Unter: Meidling, 
XII. Bezirk, nach den im Plaue bezeichneten Linien A“ B’ einer— 
ſeits und C“ D' andererſeits unter Feſtſetzung einer Straßenbreite 
von 16 m zu beſtimmen. 

2. Es ſei die Baulinie der Lainzerſtraße längs dieſer Realität 
zwiſchen der verlängerten Mandlgaſſe und der Schulgaſſe nach den 
Linien D/E und E T derart abzuändern, dass die alten Bau— 
linienpunkte D’ und F zwar beibehalten, der Baulinienbruchs— 
punkt gegenüber der Badgaſſe aber an die Grenze der beiden 
Bauſtellen 30 und 31 im Punkte E verlegt wird.“ 


Gem.⸗Nath Schneiderhan: Wenn Sie den zur Klarlegung 
der Situation in Ihren Händen liegenden Plan anſchauen, werden 
Sie ſehen, dass die infolge dieſer Parcellierungswerbung neu abzu— 
trennende Straße ein ganz kurzer Theil, eine Verlängerung der 
ſogenannten Mandlgaſſe iſt, nämlich nur ein Stück von 120 m. 
hat unten keine Fortſetzung gegen andere Haupt— 
verkehrsſtraßen, ſie mündet in die Lainzerſtraße an die gegenüber— 
liegenden Häuſer aus. Sowohl öſtlich die Pfarr- und Schulgaſſe 
als weſtlich die Leopoldsgaſſe haben 11'388 m. Es iſt alſo ganz 
unerfindlich, warum gerade dieſes kleine Stück 16 m breit fein joll. 
Den Bedürfniſſen des Verkehres genügt es vollſtändig, wenn die 
Straße in der Breite von 11.38 m, wie der obere Theil angelegt 
iſt, fortgeſetzt wird. Ich möchte Sie bitten, den Antrag, den der 
Magiſtrat bei der Parcellierung geſtellt hat, anzunehmen und die 
Straßenbreite mit 12 m in dieſem Theile zu beſtimmen. Nach 
dem Baugeſetze iſt dies möglich, weil im § 2 ſteht, daſs bis 12 m 
in Berückſichtigung der Verhältniſſe heruntergegangen werden kann. 
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Es iſt wirklich ganz ungerechtfertigt, wenn man die Leute zwingen 
wollte, eine 16 m breite Straße in dem kurzen Theile liegen zu 
laſſen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grüßl: Es iſt niemand mehr 
zum Worte gemeldet; der Herr Referent hat das Schlusswort. 

Neferent (Schlusswort): Das Baugeſetz ſchreibt 16 m breite 
Straßen vor und nur in jenen Fällen, wo dringende Gründe 
vorhanden ſind, die Straßen ſchmäler zu machen, iſt es in gewiſſen 
Ausnahmsfällen geſtattet. Hier iſt ein Grundcomplex, welcher 
parcelliert wird. Durch dieſen Complex ſoll eine Straße gelegt 
werden zwiſchen der Matzleinsdorferſtraße und der Lainzerſtraße. 
Es iſt alſo gar kein Grund vorhanden, dieſe Straße ſchmäler zu 
machen, als das Baugeſetz vorſchreibt. Wenn irgendwo durch Anlage 
von breiten Straßen die einzelnen Bauſtellen zu ſeicht würden, 
dann kann man die Straßen ſchmäler machen, wenn aber gar 
kein zwingender Grund vorhanden iſt, vom Geſetz abzuweichen, 
iſt es doch logiſch, das Geſetz in feiner ganzen Tragweite zur An— 
wendung zu bringen. Ich bitte daher, den Antrag des Stadtrathes 
unverändert anzunehmen. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Antrag 1 des Stadtrathes 
lautet (liest): 

„Es ſei die Baulinie für die Verlängerung der Mandlgaſſe 
über die Realität Einl. Z. 104 des Grundbuches Unter-Meidling, 
XII. Bezirk, nach den im Plane bezeichneten Linien A“ B“ einer— 
ſeits und C/ D“ andererſeits unter Feſtſetzung einer Straßenbreite 
von 16 m zu beſtimmen.“ 

Der Gegen-Antrag des Collegen Schneiderhan geht 
dahin, die Straßenbreite mit 12 m zu beſtimmen. 

Ich bringe zuerſt den Referenten-Autrag zur Abſtimmung 
und erſuche die Herren, welche demſelben zuſtimmen, die Hand zu 
erheben. (Geſchieht.) Es iſt die Majorität; der Antrag iſt auge 
nommen. 

Gegen den Antrag 2 iſt eine Einwendung nicht erhoben 
worden; derſelbe iſt angenommen. 

Beſchluſs: 1. Es ſei die Baulinie für die Verlängerung der 
Mandlgaſſe über die Realität Einl. Z. 104 des Grund⸗ 
buches Unter-Meidling, XII. Bezirk, nach den im 
Plane bezeichneten Linien A“ B“ einerſeits und C“ D- 
andererſeits unter Feſtſetzung einer Straßenbreite von 
16 m zu beſtimmen. 

2. Es ſei die Baulinie der Lainzerſtraße längs 
dieſer Realität zwiſchen der verlängerten Mandlgaſſe 
und der Schulgaſſe nach den Linien D“ E und E F 
derart abzuändern, dafs die alten Baulinienpunkte P 
und P zwar beibehalten, der Baulinienbruchspunkt 
gegenüber der Badgaſſe aber an die Grenze der beiden 
Bauſtellen 30 und 31 im Punkte I verlegt wird. 

21. Referent Gem.-Rath Witzelsberger: Ich habe zur 
Zahl 2706 zu referieren über das Anſuchen der freiwilligen Feuer— 
wehr im XI. Bezirke um Entlohnung der drei activen Feuerwehr— 
leute und Beſorgung des Feuerwehrdienſtes im XI. Bezirke durch 
die ftädtifche Berufsfeuerwehr. Dieſe drei Leute wurden vor einiger 
Zeit für den Steuerexecutionsdienſt angeſtellt und es wird nun 
um die Auszahlung ihrer Bezüge für den letzten Monat und um 
Beſorgung ihres Dienſtes durch die ſtädtiſche Löſchmannſchaft ange— 
sucht. Die Amter find. dafür und beantragen, auch einen vierten 
Mann hinauszugeben, weil die drei ſonſt nie einen freien Tag 
bekämen. 
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Der Antrag des Magiſtrates geht dahin: 

1. Es wäre ein Betrag von 108 fl. zur Auszahlung der 
Entlohnung von 36 fl. per Mann an Ferdinand Scheidhauer, 
Johann Havliczek und Franz Mayer, welche als active 
Feuerwehrleute den Feuermeldedienſt bei der freiwilligen Feuerwehr 
Simmering in der Zeit vom 1. bis 29. März d. J. verrichtet 
haben, zu votieren. 

2. Es wäre der Feuerwehrdienſt bei der freiwilligen Feuer— 
wehr Simmering durch die ſtädtiſche Berufsfeuerwehr zu beſorgen 
und zu dieſem Zwecke der Mannſchaftsſtand der ſtädtiſchen Feuer- 
wehr um einen Löſchmeiſter und drei Feuerwehrmänner II. Claſſe 
mit den ſyſtemmäßigen Bezügen zu vermehren und der hiedurch 
erwachſende Mehraufwand im Betrage von 552 fl. pro 1893 im 
Betrage von bloß 322 fl. zu genehmigen. — Der Stadtrath iſt 
mit dieſen Anträgen einverſtanden und ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: Der Feuerwehrdienſt bei der freiwilligen Feuerwehr 
in Simmering ſei nunmehr durch die ſtädtiſche Berufs— 
feuerwehr zu beſorgen und ſei zu dieſem Zwecke der 
Mannſchaftsſtand der ſtädtiſchen Feuerwehr um einen 
Löſchmeiſter und drei Feuerwehrmänner II. Claſſe mit 
dem jährlichen Koſtenerforderniſſe per 2223 fl. zu ver— 
mehren und das nach Abzug des von der Gemeinde 
Wien bisher für die Beſoldung der drei activen Feuer— 
wehrleute der freiwilligen Feuerwehr in Simmering 
aufgewendeten Betrages von jährlich 1671 fl. ſich 
ergebende Mehrerfordernis per 552 fl. zu genehmigen. 

22. Aeferent Gem.⸗Nath Witzelsberger: Z. 2899 betrifft 
das Anſuchen der freiwilligen Feuerwehr in Unter-St. Veit um 
eine Subvention von 595 fl. 19 kr. Dieſes Anſuchen wird vom 
Feuerwehrcommando und den Amtern befürwortet. — Der Antrag 
des Stadtrathes geht dahin, die Votierung von 595 fl. 19 kr. 
zur Verwendung nach der vom Magiſtrate ſtipulierten Beſtim⸗ 
mungen zu genehmigen; ich bitte um Ihre Zuſtimmung. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: Der freiwilligen Feuerwehr in Unter-St. Veit wird ein 
Betrag von 595 fl. 19 kr. bewilligt, welcher zu dienen hat: 

a) zur Gewährung einer Bar-Subvention an dieſe 
freiwillige Feuerwehr im Betrage von 327 fl. 34 Tr, 
wovon 150 fl. zur Begleichung einer Forderung des 
Leichenfondes dieſer Feuerwehr, 27 fl. 34 kr. zur 
Bezahlung einer Rechnung des Lorenz Huber für 
Requiſitenreparaturen und 150 fl. zur Beſtreitung 
kleinerer Auslagen für Reinigung und Inſtandhaltung 
der Requiſiten ꝛc. zu verwenden wären und über deſſen 
Verwendung ſich die freiwillige Feuerwehr Unter-St. 
Veit h. a. durch Vorlage von Belegen auszuweiſen hätte; 

b) zur Anſchaffung von zehn Zwilchmonturen für 
dieſe Feuerwehr mit dem Koſtenaufwande von 34 fl. 
40 kr., deren Beſtellung im Wege des Marktamtes 
durch den betreffenden Contrahenten zu effectuieren wäre; 

c) zur Anſchaffung von 7 Stück (= 95 m) 
imprägnierten Hanfdruckſchläuche Nr. 6 ſammt Ver— 
bindungen zum tarifmäßigen Preiſe von 233 fl. 45 kr., 
deren Beſtellung durch das ſtädtiſche Feuerwehr— 
Commando im currenten Wege zu veranlaſſen wäre. 
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23. Referent Gem.⸗Nath Witzelsberger: Z. 3023 betrifft 
das Anſuchen der freiwilligen Feuerwehr Hacking um Subvention 
von 1235 fl. 27 kr. Die Allarmleitung koſtet 600 fl.; 605 fl. 
beanſpruchen die übrigen Herrichtungen und 30 fl. beträgt die 
bare Subvention. — Der Antrag des Stadtrathes geht dahin, 
die Votierung von 1235 fl. 27 kr. zur Verwendung nach den 
vom Magiſtrate ſtipulierten Beſtimmungen zu genehmigen. 

Vice-Bürgermeiſler Dr. Grübl: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: Der freiwilligen Feuerwehr in Hacking wird eine 
| Subvention von 1235 fl. 27 kr. für diverfe An— 
ſchaffungen bewilligt; zur Deckung des unbedeckten 
Reſtbetrages wird ein Zuſchuſscredit per 399 fl. 42 kr. 

zur Rubrik XX 10 genehmigt. 

24. Referent Gem.-Rath Wibelsberger: Zahl 2788 
betrifft das Anſuchen der freiwilligen Feuerwehr Gerſthof um eine 
Subvention von 900 fl. zur Anſchaffung verſchiedener Geräth— 
ſchaften, darunter auch einer dreitheiligen Schiebleiter im Koſten— 
betrage von 235 fl. Dieſe letztere Anſchaffung wurde vom Feuer— 
wehr⸗Commando nicht befürwortet, infolge deſſen vom Stadtrathe 
auch nicht beſchloſſen, und die angeſuchte Subvention von 900 fl. 
auf 665 fl. reſtringiert. 
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von 665 fl. gewährt werde. 
Vice-VBürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 


Beſchluſs: Der freiwilligen Feuerwehr in Gerſthof wird eine 
Bar⸗Subvention von 581 fl. bewilligt, wovon der 
Betrag von 260 fl. zur Bezahlung der Miete für das 
Requiſitendepot für die Zeit vom 1. Mai 1892 bis 


1. November 1893, der Betrag von 230 fl. 48 kr. 


zur Begleichung der vorgelegten Rechnungen über 


Reparaturen und Anſchaffungen von Ausrüſtungs— 


gegenſtänden und Monturen und der Betrag von 


90 fl. 52 kr. für Inſtandhaltung der Requiſiten und 
Ausrüſtungsgegenſtände zu verwenden iſt. 

Ferner wird die Anſchaffung von 24 Stück Zwilch— 
monturen mit dem Koſtenbetrage von 84 fl. im Wege 
des Marktcommiſſariates genehmigt. 

Der Geſammtbetrag per 665 fl. iſt durch einen 
zur Ausgabs⸗Rubrik XX 10 zu bewilligenden Zuſchuſs— 
credit zu bedecken. 

25. Referent Gem.-Nath Witzelsberger: Zahl 2979 
betrifft das Anſuchen der freiwilligen Feuerwehr Währing um 
Anſchaffung verſchiedener Requiſiten und Monturen, welche einen 
Betrag von 1012 fl. 88 kr. erfordert. Die Nothwendigkeit dieſer 
Anſchaffung wurde ſeitens des Feuerwehr-Commandos nachgewieſen 
und befürwortet. Die freiwillige Feuerwehr Währing hat aber auch 
angeſucht, dafs ihr zwei Paar Pferde ſammt Kutſchern von der 
Berufsfeuerwehr beigeſtellt werden. Gegen dieſe Beiſtellung hat das 
Commando ſich ausgeſprochen, weil dieſelbe eben nicht nothwendig 
iſt. Es war eine Commiſſion draußen, es wurde commiſſionell 
alarmiert, und die Tramway, die das Fuhrwerk hat, war in fünf 
Minuten am Platze. 

Es wird alſo beantragt, den Betrag von 1012 fl. 88 kr. zu 
genehmigen, jedoch die Beiſtellung von zwei Paar Pferden ſammt 
Kutſchern von der Berufsfeuerwehr abzuweiſen. 
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Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl: Keine Einwendung? — 
Angenommen. 

Beſchluſs: Der freiwilligen Feuerwehr in Währing wird eine 
Subvention von 1012 fl. 88 kr. behufs Durchführung 
diverſer Nachſchaffungen, Reparaturen ꝛc. bewilligt. 
Das Anſuchen um Beiſtellung von zwei Paar Pferden 
der ſtädtiſchen Berufsfeuerwehr ſammt Kutſchern wird 
abgelehnt. 

Vice- Vürgermeiſter Dr. Grübl: Die öffentliche 
Sitzung iſt geſchloſſen; es folgt eine ganz kurze vertrau— 
liche Sitzung. 

Schluss der öffentlichen Sitzung /8 Uhr abends. 


Beſchluſs⸗ Protokoll 
der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 


vom 16. Mai 1893. 


Vorſitz: 2. Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl. 

1. Gem.-Nath Dr. v. Billing beantragt die Gewährung, 
eventuell den Fortbezug von Penſionszulagen, Gnadengaben und 
(Angenommen.) 

2. Gem.-Nath Vangoin beantragt die Verleihung der 
großen goldenen Salvator-Medaille an den Bezirksausſchuſs Herrn 
Johann Brix. (An genommen.) 

(Schluſs der Sitzung.) 


( Berichtigung.) Im Amtsblatte Nr. 37 hat es auf Seite 953, 2. Spalte, 
Zeile 20 von unten ſtatt: „nach ſechs Monaten“ zu heißen: „nach ſechs Jahren“. 
N ſech 3 ) ſechs Jah 


Stadtrat). 
Sitzungen des Stadtrathes. 


Mittwoch, den 24. Mai 1893. 
Donnerstag, den 25. Mai 1893. 
Freitag, den 26. Mai 1893. 


Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 5. Mai 1893. 

Vorſitzender: 2. Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl. 
Auweſende: Dr. v. Billing, Müller, 

Boſchan, Noske, 

v. Götz, Rückauf, 

v. Goldſchmidt, Schlechter, 

Dr. Hackenberg, Schneiderhau, 


Dr. Huber, Dr. Stenzl, 


Kreindl, Vangoin. 

Dr. Lederer, Dr. Vogler, 
Matthies, Witzelsberger, 
Matzenauer, Wurm. 
Meißl, 


Entſchuldigt: St.⸗R. v. Neumann. 
Schriftführer: Magiſtrats-Secretär Roß ner. 
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Nach Eröffnung der Sitzung durch den Vice-Vürgermeiſter 
Dr. Grübl macht derſelbe folgende Mittheilung: 

St.⸗R. Ritt. v. Neumann entſchuldigt fein verſpätetes Er— 
ſcheinen, eventuell fein Ausbleiben wegen Theilnahme an einer Com— 
miſſion, betreffend den Kirchenbau in Rudolfsheim. (Zur Kenntnis.) 


(2708.) St.-R. v. Götz referiert über das Anbot des Michael 
Herberth auf Pachtung der auf den Parcellen Nr. 804, reſpective 
806 und 807 in Hütteldorf gelegenen zwei Eisteiche auf die Dauer 
von ſechs Jahren um den Jahrespachtſchilling von 100 fl. und bean— 
tragt die Ablehnung dieſes Anbotes und Ausſchreibung einer Offert— 
verhandlung für die Verpachtung der genannten zwei Eisteiche für die 
Zeit vom November 1893 bis dahin 1899 unter den vom Magiſtrate 
beantragten Verpachtungsmodalitäten. (Angenommen.) 

(2622.) Derſelbe referiert über das Auſuchen des Johann und 
der Francisca Töpfl um Bewilligung zur Abtheilung ihrer Realität 
Einl.⸗Z. 352 Rudolfsheim, XIV. Bezirk, Schönbrunnerſtraße 76 
und Feldgaſſe 2, auf drei Bauſtellen nach Maßgabe der vorgelegten 
Pläne und beantragt die Abtheilungsbewilligung unter den vom 
Magiſtrate beantragten Modalitäten. (An genommen.) 


(2791.) St.-N. Schneiderhan referiert über den von einigen 
Hauseigenthümern der beſtandenen Gemeinde Baumgarten rückſtändigen 
Betrag von zuſammen 177 fl. 20 kr. an den von ihnen für die Haus— 
kehrichteinſammlung in den Jahren 1890 und 1891 zu leistenden 
Beiträgen und beantragt, von einer nachträglichen Einhebung dieſer 
Beträge aus den vom Magiſtrate geltend gemachten Gründen Umgang 
zu nehmen. (Angenommen.) 


(2738.) N. Dr. v. Billing referiert über 35 Geſuche um 

Aufnahme in Biene Gemeindeverband und beantragt: 
a) die Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Kari (Kahry) Anton, Hausbeſorger; 

Janda Wendelin, Ober-Expeditor der Wiener Tramway-Ge⸗ 
ſelſchaft 

Reiſinger Matthias, Gaſtwirt; 

Gaiswinkler Joſefa, Näherin; 

Salinger Karl, Ober-Expeditor der Kaiſer Ferdinands-Nordbahn; 

Hummer Anton, Geſchäftsdiener; 

Groß Franz, Schiefer- und Ziegeldeckermeiſter; 

Spasek Wenzel, Schloſſergehilfe; 

Kühnmüller Wenzel, Buchbindergehilfe; 

Diwiſchofsky Andreas, Huf- und Wagenſchmied; 

Flenner Chriſtian, Kaffeeſchenker; 

Mader Johann Georg, Kutſcher; 

Blühmann Alois, Hausbeſorger; 

Feiler Joſef, Klein⸗Brennholz- und Kohlen-Verſchleißer; 

Liwenſa Erasmus, Hilfsarbeiter; 

Koch Franz Taver, Sparcaſſenbeamter; 

Martän Johann, Hilfsarbeiter; 

Kober Ferdinand, Privatbeamter; 

Eiſenhut Joſef, Huf- und Wagenſchmied; 

Spira Leopold, Kleiderhändler; 

Bojtesck Franz, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 

Hirſchmann Johann, Gaſtpirt; 

Motal Franz, Pivatier; 

Leopolseder Leopold, Sollicitator; 

Silipp Joſef, Möbelpacker; 

Spilka Joſef, Maurergchilfe; 

Held Franz Seraphin, Tabak-Trafikant; 
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b) die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Ge— 
meindeverband an: 

Juh äsz Joſef, Schuhmachermeiſter; 

Helfer Jakob, Chef der Firma Jacques Helfer; 

Finkelſtei m Bina, Lithograph; 

Frankel (Frankl Samuel, Procuriſt; 

Szamek David, Dr., praktiſcher Arzt; 

Frankel Hermann, Uhrmachermeiſter; 

Wolf Berger Yaak lirrig Ignaz), Schuhmachermeiſter, und 

Neuer Ludwig, Geometer-Aſſiſtent beim n.6. Landesausſchuſſe. 

Dieſe Anträge werden angenommen. 

(2760.) St.-. Dr. CTederer referiert über zwei Geſuche um 
Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt die Ver— 
leihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Ko zich Alexander, Hutformſchneider; 

Kohout Johann, Drechslergehilfe. (An genommen.) 

(2726.) Derſelbe referiert über acht Geſuche um Aufnahme in 
den Wiener Gemeindeverband und beantragt: 

a) die Verleihung der Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Kraft Lambert, Kutſcher; 

Czerny Magdalena, geb. Naum aun, k. u. k. Militär-Officials— 
witwe. 

Katzengruber Franz, Hausknecht; 

Sobolak Hypolit, Kutſcher; 

Gerſtinger Friedrich, Dr., praktiſcher Arzt; 

Straka Prokop, k. k. Briefträger, und 

Potſchke Friedrich, Südbahnbeamter; 

b) die Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeinde— 
verband an: 

Kohn Moriz, Rohproductenhändler. (Angenommen.) 

(2827.) St.-N. Schlechter referiert über 15 Geſuche um Auf— 
nahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt die Ver— 
leihung der Zuſtändigkeit an: 

Poſinger Michael, Maurer; 

Schmidbauer Joſef, Maurer; 

Horowitz Joſef, Fleiſchcommiſſionshändler; 

Schöpl Wenzel, Fiakerkutſcher; 

Fröhlich Franz, Bedienter der k. u. k. öſterr. Arcibren-Leibgarde; 

Himmer Franz, Hausbeſorger; 

Lalouſchek Caroline, Inſpectorswitwe; 

Lilla Johann, Bierführer; 

Compaß Franz, k. k. Polizeiagent; 

Waſinger Georg, Bäckergehilfe; 

Holly Valentin, Bureaudiener; 

Perſchinka Eduard, Stadtträger; 

Sima Wenzel, Lederarbeiter; 

Hieß Michael, Hilfsarbeiter; 

Böhm Rudolf, Gemiſchtwaren-Verſchleißer. Angenommen.) 

(2356.) St.-R. Müller referiert über das Anſuchen des Vor— 
ſtehers des XVII. Bezirkes um Niveauregulierung der Feldgaſſe in 
Dornbach und beantragt, es fer dem Anſuchen Folge zu geben, der 
Betrag von 750 fl. für die Fahrbarmachung der genannten Gaſſe 
nach den Beſtimmungen des Commiſſions-Protokolles vom 22. Februar 
1893 zu bewilligen und die Überwachung der Arbeiten durch den 
Bezirksvorſteher zu veranlaſſen. Die von Anrainern zugeſicherten Bei— 
träge ſind ſofort einzuheben. (Angenommen.) 

(2781.) St.-R. Dr. Lederer referiert in Anweſenheit von 
16 Stadträthen über das Anſuchen des ſtädtiſchen Rechnungsrathes 
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Johann Weigl um Penſionierung und beantragt, denſelben unter 

Anweiſung der ihm normalmäßig gebürenden Jahrespenſion von 

2324 fl. in den bleibenden Ruheſtand zu verjegen. 
(Angenommen.) 

(2658.) St.⸗N. Witzelsberger referiert züber das Anſuchen 
der freiwilligen Feuerwehr in Hietzing um Beiſtellung von drei Zwilch— 
monturen für die activen Feuerwehrleute und beantragt, den Betrag 
von 16 fl. 50 kr. zum Zwecke der Anſchaffung von drei blauen 
Zwilchmonturen für die bei Bedienung des Schöpfwerkes in Hietzing 
verwendeten drei activen Feuerwehrleute der freiwilligen Feuerwehr in 
Hietzing im Sinne des Antrages des Magiſtrates zu bewilligen. 

Angenommen.) 

(2788.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der freiwilligen 

Feuerwehr in Gerſthof um Subvention per 900 fl. und beantragt: 

Gewährung einer Bar-Subvention von 581 fl., wovon der 
Betrag von 260 fl. zur Bezahlung der Miete für das Requiſiten— 
Depot für die Zeit vom 1. Mai 1892 bis 1. November 1893, der 
Betrag von 230 fl. 48 kr. zur Begleichung der vorgelegten Rech— 
nungen über Reparaturen und Anſchaffungen von Ausrüſtungsgegen— 
ſtänden und Monturen und der Betrag von 90 fl. 52 kr. für Iuſtand— 
haltung der Requiſiten und Ausrüſtungsgegenſtände zu verwenden iſt. 

Ferner beantragt Referent die Anſchaffung von 24 Stück 
Zwilchmonturen mit dem Koſtenbetrage von 84 fl. im Wege des 
Marktcommiſſariates. 

Der Geſammtbetrag per 665 fl. iſt durch einen zur Ausgabs— 
Rubrik XX 10 zu bewilligenden Zuſchuſscredit zu bedecken. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(2706.) Derſelbe referiert über die Einberufung der drei activen 
Feuerwehrleute der freiwilligen Feuerwehr in Simmering zum ſtädtiſchen 
Steuerexecutionsdienſte und beantragt: 

1. Es ſei den genannten drei Feuerwehrleuten der für ihre 
Dienſtleiſtung als active Feuerwehrleute vom 1. bis 29. März l. J. 
entfallende Betrag von 36 fl. per Mann, im ganzen ſonach der 
Betrag von 108 fl. auszubezahlen. 

2. Der Feuerwehrdienſt bei der freiwilligen Feuerwehr in Sim— 
mering ſei nunmehr durch die ſtädtiſche Berufsfeuerwehr zu beſorgen, 
und ſei zu dieſem Zwecke der Maunſchaftsſtand der ſtädtiſchen Feuer— 
wehr um einen Löſchmeiſter und drei Feuerwehrmänner II. Claſſe mit 
dem jährlichen Koftenerforderniffe per 2223 fl. zu vermehren und das 
nach Abzug des von der Gemeinde Wien bisher für die Beſoldung 
der drei activen Feuerwehrleute der freiwilligen Feuerwehr in Sim— 
mering aufgewendeten Betrages von jährlich 1671 fl. ſich ergebende 
jährliche Mehrerfordernis per 552 fl. zu genehmigen. 

3. Der pro 1893 erforderliche, im Budget pro 1893 nicht be— 
deckte Mehraufwand per 322 fl. fer durch Bewilligung eines Zuſchuſs— 
credites per 322 fl. zur Rubrik XX I zu bedecken. 

(Angenommen; bezüglich des Antrages 2 an den 
Gemeinderath.) 

(2661.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Joſefine 
Pangratz um Bewilligung, auf dem Markte in der Schöubrunner— 
ſtraße an den Nachmittagen vor allen Sonn- und Feiertagen Geflügel 
und Wildbret verkaufen zu dürfen, und beantragt die Abweiſung. 

(Angenommen.) 

7724.) Derſelbe beantragt die Verleihung des Bürger— 
rechtes an: 

Sabetzky Johann, Hutmacher, XII., 
furtherſtraße 17. 


Altmannsdorf, Breiten— 
Angenommen.) 
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(2412.) St. -R. Dr. Huber referiert über die Erlaſſung eines 
Normales für die Wegentſchädigung der Religionslehrer und beantragt 


die Genehmigung des vom Magiſtrate vorgelegten Entwurfes eines 


ſolchen Normales. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt, es ſei dieſes Normale in 

Druck zu legen und das Referat bis dahin zu vertagen. 
(Angenommen.) 

(2731.) St.-N. Wurm referiert über die von der k. k. General— 
Direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen vorgelegten Typenpläne für 
den Unterbau bezüglich der Hauptlinie der Wiener Stadtbahn und 
über einen Detailplan über die Ausgeſtaltung der Stützmauern längs 
der Station Michelbeuern und beantragt: 

1. Die Gemeinde Wien erhebt gegen die von der k. k. General— 
Direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen projectierte Ausgeſtaltung 
der Stütz- und Futtermauern längs der Station Michelbeuern der 
Gürtellinie der Stadtbahn nach dem diesbezüglich vorgelegten Detail— 
plane A keine . jedoch iſt für dieſe Herſtellung im Sinne 
der Beſtimmungen der Bauordnung für Wien vom 17. Jänner 1883, 
Nr. 35 L.⸗G. u. V.⸗B., der Bauconſens zu erwirken. 

2. Bezüglich der Ausgeſtaltung der Stütz- und Futtermauern 
und der eiſernen Abſchluſsgeländer in den currenten Bahnſtrecken der 
Hauptlinien der Stadtbahn behält ſich die Gemeinde die Zuſtimmung 
von Fall zu Fall bei Vorlage der betreffenden Detailprojecte vor, da 
dieſe Ausgeſtaltung von der baulichen Umgebung der Bahnanlage 
abhängt. 

3. Ebenſo behält ſich die Gemeinde Wien die Zuſtimmung hin— 


| ſichtlich der Herſtellung der Dämme von Fall zu Fall vor. 


4. Die Einmündung der Waſſerläufe in die öffentlichen Haupt— 
canäle für die Entwäſſerung des Bahnkörpers iſt in Einvernehmung 
mit den Organen der Gemeinde Wien zu bewerkſtelligen. 

(Angenommen.) 

(2730.) Derſelbe referiert über eine Zuſchrift des k. k. Mini— 
ſteriums des Innern, betreffend die Demolierung des Hauſes Or.-Nr. 2 
Minoritenplatz, und beantragt, zu erklären, daſs die Gemeinde Wien 
einverſtanden ſei, daſs die Koſten der nach Beſeitigung des Hauſes 
Nr. 2 Minoritenplatz aus äſthetiſchen Rückſichten nöthigen Ausbeſſe— 
rungen an der durch die Demolierung freigelegten Kirchenmauer und 
an den Strebepfeilern, ſowie die Koſten der vom Ausſchuſſe des 
italieniſchen Vereines bei der italieniſchen Nationalkirche beanſpruchten 
Vermauerung zweier Thüröffnungen, der die Gemeinde und den Stadt— 
erweiterungsfond gemeinſchaftlich treffenden Koſten der Demolierung 
des vorbezeichneten Hauſes hinzugerechnet werden, und dafs die Ge— 
meinde Wien bereit iſt, die Inſtandſetzung, beziehungsweiſe Aus— 
pflaſterung der ſohin frei werdenden, in ihr Eigenthum übergehenden 
Straßenfläche für Paſſagezwecke auf ihre Koſten zu bewerkſtelligen. 

Hiebei wäre jedoch an das k. k. Miniſterium des Innern in 
Vertretung des Stadterweiterungsfondes das Erſuchen zu ſtellen, die 
erforderlichen Maßnahmen zu treffen, daſs bei der vom Stadt— 
erweiterungsfonde zu veranlaſſenden Demolierung mit größtmöglicher 
Achtſamkeit vorgegangen wird. (Angenommen.) 

(2757.) Derſelbe referiert über die Unterbringung der Kranken- 
und Leichentransportmittel für den V. Bezirk und beantragt: 

1. Die zur Umgeſtaltung des ſtädtiſchen Hauſes Or.-Nr. 61 
Untere Bräuhausgaſſe, Or.-Nr. 5 Amtshausgaſſe, V. Bezirk, in eine 
Sanitätsſtation für den V. Bezirk ſowie zur Einrichtung zweier Depot— 


localitäten für ſichergeſtellte Effecten erforderlichen Adaptierungen und 


ſonſtigen Herſtellungen nach den Koſtenanſchlägen I und II mit einem 
Koſtenaufwande von 6116 fl. 66 kr. (bedeckt) ſeien zu genehmigen. 
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2. Die Bauarbeiten ſind im currenten Wege zu vergeben, be— 
züglich der Lieferung eines ſtabilen Dampf-Desinfections-Apparates iſt 
mit der Firma Actiengeſellſchaft für Gas- und Waſſer— 
leitungen und mit Kurz, Ritſchel & Henneberg zu verhandeln. 

3. Vorbehaltlich des anſtandsloſen Ergebniſſes der Baucommiſſion 
wird der Bauconſens ertheilt. 

St.⸗R. Dr. Hackenberg beantragt, den Magiſtrat zu be— 
auftragen, wegen Ermittlung eines geeigneten, möglichſt iſolierten 
Platzes zur Errichtung einer Sanitätsſtation für den IV. Bezirk Er: 
hebungen zu pflegen. " 

Neferenten- Antrag und Antrag Dr. Hackenberg 
angenommen. 

(2751.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Michael 
Ronsperger um Bewilligung zur Parcellierungs-Anderung bezüglich 
der Bauſtellen VI und VII der Gruppe B in der Mohsgaſſe, 


III. Bezirk, und in der Kleiſtgaſſe und beantragt die Genehmigung 


dieſer Parcellierungs- Anderung unter den im Magiſtrats-Referate eut— 
halteuen Modalitäten. ( Angenommen.) 

(2796.) St.-. Dr. Hackenberg referiert über den Bericht des 
magiſtratiſchen Bezirksamtes für den XIII. Bezirk in Betreff Bemeſſung 
einer geringeren Zuſtändigkeitstane für Ferd. Weinrother und 


ſicht auf den nachträglich erbrachten Nachweis ſeines Aufenthaltes in 
Wien ſeit 1865 auf 10 fl. herab zuſetzen. (Augenommen.) 

2765.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Wiener Tramway— 
Geſellſchaft puncto Verlegung der gegenüber der Babenbergerſtraße 
befindlichen Tramway-Halteſtelle und beantragt die Abweiſung dieſes 
Anſuchens vom Standpunkte der Straßenbenützung. Angenommen.) 

(2790.) Derſelbe referiert über das Auſuchen des Bezirks— 
vorſtehers des III. Bezirkes um Errichtung mehrerer Perſonen-Warte— 
hallen der Wiener Tramway im III. Bezirke und beantragt, es ſei 
der Wiener Tramway-Geſellſchaft die Herſtellung einer combinierten 
eiſernen, ſchön fagonnierten Halle gegenüber dem Hauſe Or.-Nr. 3 
Invalidenſtraße, III. Bezirk, und eines ſchön fagonnierten Warte— 
häuschens in der üblichen Form an der Kreuzung Rennweg —Faſan— 
gaffe—Ungargaffe unter den vom Magiſtrate beantragten Modalitäten 
zu bewilligen. (Angenommen.) 

(2762.) Derſelbe referiert in Betreff Verlegung der Tramway— 
Halteſtelle vor dem Hofburgtheater und beantragt, der Stadtrath wolle 
ſich vom Standpunkte der Straßenbenützung für die Verſchiebung der 
zwiſchen Cafe Landtmann und dem Hofburgtheater in der Fahr— 
richtung zum Opernring befindlichen Tramwah-Halteſtelle um 7m 
gegen die Mitte des Burgtheaters ausſprechen. (An genommen.) 

(2826.) Derſelbe referiert über zehn Geſuche um Aufnahme in 
den Wiener Gemeindeverband und beantragt die Verleih ung der 
Zuſtändigkeit nach Wien an: 

Drbohlav Johann, Poſamentierer; 

Freund Aaron, recte Adolf, Seidenwaren-Erzeuger; 

Ritter Thereſia, Kleidermacherin: 

Rudel Marie, geb. Fabian, Haushälterin; 

Herold Marie Karoline, Private; 

Mälek Johann, Kleidermachergehilfe; 

Lambert Joſef, Schuhmacher; 

Marek Joſef, Schuhmacher; 

Köppl (Köppel) Alois, Hausbeſorger, und 

Wodiöska Barbara, Köchin. ( Angenommen.) 

Vice-Bürgermeiſter Dr. Grübl beantragt, den Bürgermeiſter 
zu ermächtigen, behufs Wiederholung des am 3. d. M. abgehaltenen 
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Feſtes des Deutſchen Schulvereines dem genannten Vereine für heute 
nachmittags den Platz vor dem Rathhauſe und den Rathhauspark über— 
laſſen zu dürfen. (Angenommen.) 

(2716.) St.-N. Dr. v. Billing referiert über den Antrag des 
Gem. -Rathes v. Götz, es ſeien die zum Verkaufe beſtimmten ſtädti⸗ 
ſchen Gründe, namentlich jene in den ehemaligen Vororten, durch 
entſprechende Verlautbarung bekanntzugeben, und beantragt, es habe 
zu dieſem Zwecke die Aufſtellung von Ankündigungstafeln und die 
Verlautbarung im Amtsblatte im Sinne der vom Magiſtrate gemachten 
Vorſchläge zu erfolgen, und außerdem ſeien in Baumgarten bezüglich 
der dort befindlichen Gründe außer einer großen Ankündigungstafel 
noch zwei kleinere anzubringen. Der für die geſammten Tafeln er— 
forderliche Betrag von 350 fl. wird bewilligt. 

St.⸗R. v. Götz beantragt, es ſeien außerdem die zu verkaufenden 
Bauſtellen durch eine an Ort und Stelle anzubringende primitive Be— 
grenzung erſichtlich zu machen. 

Referenten-Antrag wird angenommen. 

Autrag v. Götz wird abgelehnt. 

(2867.) St.-R. Dr. Vogler referiert über 14 Geſuche von 
Lehrperſonen um Gewährung von Gehaltsvorſchüſſen und beantragt, 


die vom Magiſtrate in Vorſchlag gebrachten Gehaltsvorſchuſsbewilligungen 
beantragt, die dem Genannten vorgeſchriebene Taxe per 50 fl. mit Rück- 


und Rückzahlungsmodalitäten zu genehmigen. (Angenommen.) 

(2849.) St. -A. Nückauf referiert über das Anſuchen des 
Wiener Regatta-Vereines um Widmung eines Ehrenpreiſes für die am 
17. Juni d. J. ſtattfindende Amateur-Ruder-Regatta und beantragt, 
einen Beitrag von 100 fl. zu bewilligen, welcher Betrag auf den 
Reſervefond zu verweiſen iſt. ( Angenommen.) 

(2596.) St.-N. Noske referiert über den Stand des Referates 
wegen Sicherſtellung der Straßenſäuberung im J. Bezirke und ſtellt 
folgenden Antrag: 

Der Bürgermeiſter wird erſucht, durch eine magiſtratiſche Com— 
miſſion die Ausweiſe der Transport-Geſellſchaft 

a) über die Koſten der Schneeſäuberung, 

p) über die Koſten der Straßenreinigung und Beſpritzung, ins— 
beſondere über die Zahl der benöthigten und verwendeten Arbeiter, 
Maſchinen und ſonſtigen koſtſpieligeren Behelfe prüfen und den Befund 
dem Stadtrathe vorlegen zu laſſen. ( Angenommen.) 

(2037.) Derſelbe referiert über die von dem Eigenthümer des 
Hauſes Nr. 58 Heugaſſe, IV. Bezirk, Adolf Schluck gegebene An— 
regung, die Heugaſſe durch Herſtellung eines entſprechend ausgeſtatteten 
Gartengitters an Stelle der jetzt beſtehenden Einfriedungsmauer des 
Schwarzenberg- und Belvederegartens in eine Parkſtraße umzugeſtalten, 
und beantragt, den Magiſtrat zu beauftragen, mit dem Fürſten 
Schwarzenberg und dem Hofärar, ſowie mit den Hauseigen— 
thümern in der Heugaſſe über die Durchführung des Projectes Schluck 
und die Beitragsleiſtung der Intereſſenten zu verhandeln und dem 
Stadtrathe hierüber Bericht zu erſtatten. Angenommen.) 

(2884) St.-R. Dr. Huber referiert über die Beſorgung der 
Hausaufſicht und Bureaureinigung im Gemeindehauſe des V. Bezirkes 
Margarethen in der Zeit vom 12. Mai bis 30. Juni d. J. und 
beantragt, es ſei für das mit der Hausaufſicht und der Bureau 
reinigung bis 30. Juni d. J. zu betrauende Individuum ein Taglohn 
von 1 fl. 40 kr. und zur Deckung der hiefür erforderlichen, nicht 
bedeckten Auslage ein Zufchufseredit von 70 fl. zur Ausg.-Rubr. XII 6a 
„Beſtellungen“ zu bewilligen. (Angenommen.) 

Schluſs der Sitzung. 
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Bericht 
über die Stadtraths-Sitzung vom 9. Mai 1893. 


Vorſitzende: 1. Vice-Bürgermeiſter Dr. Rich ter. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 
Anweſende: Dr. v. Billing, v. Neumann, 


v. Götz, Rückauf, 

v. Goldſchmidt, Schlechter, 
Dr. Hackenberg, Schneiderhan, 
Dr. Huber, Dr. Stenzl, 
Kreindl, Vaugoin, 
Matthies, Dr. Vogler, 
Matzenauer, Witzelsberger, 
Meißl, Wurm. 
Müller, 


Entſchuldigt: St.⸗R. Boſchan, Dr. Lederer, Noske. 

Experte: Baudirector Berger. 

Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Dr. Weiſer. 

Pice-Bürgermeifter Dr. Grübl eröffnet die Sitzung. 

(2774.) H.-R. Matzenauer referiert über das Offert der 
Firma Siemens & Halske auf probeweiſe Beleuchtung des Kohlmarktes 
mittels Bogenlampen auf ihre Koſten und für die Dauer eines Jahres 
und beantragt: der Firma Siemens & Halske werde die angeſuchte 
Bewilligung zur Inſtallierung von zwölf Bogenlampen am Kohlmarkt 
und zum probeweiſen Betriebe auf die Dauer eines Jahres unter den 
vom Stadtbauamt (Punkt 1 bis incluſive 9) und Feuerwehr-Commando 
sub 1 und 2 diesfalls beantragten Bedingungen und unter der 
weiteren Bedingung ertheilt, dafs 

1. die zur Befeſtigung der Bogenlampen verwendeten Ketten fo 
an den Mauerkloben befeſtigt werden, dass fie ohne Schwierigkeit aus— 
gehängt, reſpective entfernt werden können, wenn behufs Durchführung 
einer Löſch- oder Rettungsaction das Fahren mit aufgerichteter Leiter 
an Ort und Stelle nothwendig wird; 

2. der Tag, an welchem die elektriſche Probebeleuchtung am Kohl— 
markt in Function tritt, und jener Tag, au welchen fie wieder außer 
Betrieb kommt, commiſſionell fixiert wird; 

3. die Bogenlampen täglich zugleich mit der vertragsmäßigen 
Anzündezeit der Gasflammen in Function treten und nicht früher 
gelöſcht werden, als die Gasflammen am Kohlmarkt angezündet ſind; 

4. das Anzünden der Gasflammen durch das Beleuchtungs— 
Perſonale der Imperial-Continental-Gas-Aſſociation geſchieht und 
dieſem Perſonale für dieſe Leiſtung von der Firma Siemens & Halske 
eine mit der genannten Gasgeſellſchaft zu vereinbarende entſprechende 
Vergütung gewährt wird; 

5. die projectierte elektriſche Beleuchtung ſpäteſtens bis 31. De: 
cember 1893 in Function tritt, widrigens die Genehmigung der Ge— 
meinde zu dieſer Beleuchtung erliſcht. 

St.⸗R. Meißl beantragt, das Offert abzulehnen. 

St.⸗R. v. Götz beantragt, zu erheben: 

1. In welcher Weiſe ſich die Gasgeſellſchaft im Falle der Bei— 
behaltung der elektriſchen Beleuchtung auf dem Kohlmarkt nach dem 
Probejahre verhalten würde; 

2. wie hoch ſich die Koſten der elektriſchen Beleuchtung des Kohl— 
marktes per Jahr belaufen. 

Der Antrag des St.-R. v. Götz wird abgelehnt und der 
Referenten-Antrag angenommen; an den Gemeinderath. 
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(2950.) St.-R. Rift. v. Neumann referiert über den Ankauf 
von Grundſtücken zur Errichtung einer Pumpſtation im XIII. Bezirke 
und von Hochreſervoiren im XIII. und XVII. Bezirke. 

Referent ſtellt nachfolgende Anträge: 

Unter Hinweis auf den Gemeinderaths-Beſchluſs vom 17. Februar 
1893, womit der Herr Bürgermeiſter ermächtigt wurde, wegen Er— 
werbung von Grundſtücken zur Anlage von Pumpſtationen und Reſervoirs 
die nöthigen Erhebungen zu pflegen und Präliminar-Verträge abzu— 
Schließen, und womit in den Hauptvoranſchlag ad Ausg.-Rubr. XXVI6a 
ein Betrag von 200.000 fl. eingeſtellt wurde, wird beantragt: es ſei 
der Ankauf nachfolgender Grundſtücke, beziehungsweiſe darauf befind— 
licher Objecte, zum Zwecke der Anlage einer Pumpſtation und zweier 
Hochreſervoire zu genehmigen: 

1. Des Grundſtückes XIII., Hütteldorferſtraße, Realitäten-Grund— 
buch Breitenſee, Einl.-Z. 449, Cat.⸗Parc. 428 /, Einl.⸗Z. 450, Cat.⸗ 
Parc. 428/3, Eiul.-Z. 451, Cat.-Parc. 428/4, um den angebotenen 
Preis von 38.250 fl. (Geſammtausmaß 1522 U) Eigenthümer Anton 
Vogelſinger. (Angenommen.) 

2. Des Grundſtückes ſammt den darauf befindlichen Objecten 
(Gaſthaus zur amerikauiſchen Windmühle) XIII. Bezirk, Realitäten— 
Grundbuch Breitenſee, Einl.-Z. 3 14, mit den Häuſern Conſer.-Nr. 240 
und 245 und den Cat.⸗Parc. 268, 269, 270 um den angebotenen 
Preis von 52.000 fl. (Geſammtausmaß 2546 U) Eigenthümer Adolf 
und Eleonore Gromaun. (Angenommen.) 

3. Des Grundſtückes Realitäten-Grundbuch Breitenſee, Einlage— 
Zahl 316, Cat.-Parc. 272, um den angebotenen Preis von 10.455 fl. 
(Geſammtausmaß 2091 0% Eigenthümer Johann Amort. 

Angenommen.) 

4. Des Grundſtückes Realitäten-Grundbuch Breitenſee, Einlage 
Zahl 317, Cat.-Pare. 273, um den angebotenen Preis von 2075 fl. 
(Geſammtausmaß 415 U) Eigenthümerin Anna Sofer, geb. Kelch. 

(Angenommen.) 

5. Des Grundſtückes Realitäten-Grundbuch Breitenſee, Einlage— 
Zahl 326, Cat.-Parc. 282, um den angebotenen Preis von 45.126 fl. 
(Geſammtausmaß 7521 U) Eigenthümer Anna, Antonia, Joſef und 
Heinrich Schlögl, Joſef Holzwarth, Emilie Rauch und Bertha 
Weinke. (Angenommen.) 

6. Des Grundſtückes Realitäten-Grundbuch Dornbach, Einlage— 
Zahl 210, Cat.⸗Parc. 715, 716, um den Betrag von 17.000 fl. 
(Geſammtausmaß 5651 I. Dieſes Grundſtück wurde bereits vom 
Stadtanwalt um den obigen Betrag von 17.000 fl. angekauft und hat 
nunmehr die bücherliche Übertragung in das Eigenthum der Gemeinde 
zu erfolgen. Angenommen.) 

Die Übertragungsgebüren ſowie die Vertragskoſten für fänmt- 
liche Grundankäufe trägt die Gemeinde Wien. Angenommen.) 

An Vermittlungsgebür wird ein Betrag von 3000 fl. bewilligt. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(3008.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Grübl referiert über das 
Anſuchen der Kath. v. Kiß-Schratt um Bewilligung zur An— 
pflanzung von Bäumen vor ihrem Hauſe XIII. Bezirk, Hietzing, 
Gloriettgaſſe Nr. 9, und beantragt, der Eigenthümerin des bezeichneten 
Hauſes, Frau Kath. v. Kiß-Schratt, die Bewilligung zu ertheilen, 
in der Flucht der beſtehenden Radabweiſer ſieben Alleebäume vor dem 
genannten Hauſe auf ihre Koſten gegen dem anpflanzen zu dürfen, 
dafs für den hiedurch in Auſpruch genommenen ſtädt. Straßengrund 
ein jährlicher Beſtandzins von 1 fl. ö. W., und zwar für das Jahr 
1893 ſofort, ſodann jährlich im vorhinein entrichtet werde, dafs die 
Erhaltung, eventuell Erneuerung der Bäume auf Koſten der genannten 
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Hauseigenthümerin erfolge und daſs endlich dieſe Bäume auf jedes— 
maliges Verlangen der Gemeinde unter Verzichtleiſtung auf jede Ent— 
ſchädigung auf Koſten der genannten Hauseigenthümerin wieder beſeitigt 
und der Grund in den vorigen Stand verſetzt werde. 
(Angenommen.) 

(2858.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Matthias 
Nowy um Erhöhung der Schadloshaltung für den beim eventuellen 
Umbau des Hauſes III. Bezirk, Hauptſtraße Nr. 10, abzutretenden 
Grund und beantragt, ein Comité behufs Einleitung von Verhand— 
lungen wegen Feſtſtellung dieſer Schadloshaltung zu wählen, welches 
Comité über das Reſultat der Verhandlungen zu berichten hätte. 

St.⸗K. Wurm beantragt, vor Einſetzung des Comités den 
Grund abſchätzen zu laſſen. 

Der Referenten-Antrag wird mit dem Zuſatz— 
Antrage Wurm, welchem ſich der Referent accommodiert, an ge— 
nommen. 

(2940.) Ht.-R. Dr. Hackenberg referiert über das Offert— 
verhandlungsergebnis für den Canalbau in der Starhemberggaſſe im 
IV. Bezirke und beantragt die Genehmigung des Beſtbotes des Auguſt 
Titz mit dem angebotenen achtpercentigen Nachlaſſe. Angenommen.) 

(2832.) St.-R. Dr. Vogler referiert über das Anſuchen der 
Juſtine Eſchenbrucker, Lehrerin, um Benützung des Turnſaales 
XIX., Unter-Döbling, Silbergaſſe 2, vom Ende April bis Mitte 
Juni d. J. am Montag, Mittwoch und Freitag von 5 bis 6 Uhr 
nachmittags in Gemäßheit der diesfalls vom Stadtrathe aufgeſtellten 
Forderungen und beantragt die Genehmigung. (Angenommen.) 

(2880.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Ausſchuſſes 
des Lehrervereines im IX. Bezirke um Überlaffung des Turnſaales 
IX., Glaſergaſſe 8, für eine Lehrmittelausſtellung für die Tage vom 
28. Mai bis 4. Juni d. J. und beantragt die Genehmigung. 

(Angenommen.) 

(2862.) Derſelbe referiert über den Bauamtsbericht puncto Auf— 
ſetzung eines dritten Stockwerkes auf das Schulhaus XIII., Preyſing— 
gaſſe 2, und beantragt, dieſe Stockwerks-Aufſetzung nach dem vorliegenden 
Plane des Stadtbauamtes mit dem Koſtenerforderniſſe von 29.000 fl. 
und den erforderlichen Zuſchuſscredit zur Rubrik III 12 zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(2859.) St.-R. Meißl referiert über das Anſuchen des 
Michael Stirling um Ankauf eines ſtädtiſchen Grundes zur Arron— 
dierung feiner Realität II., Wallenſteinſtraße —Dammſtraße, Einl. 
Z. 2349, und beantragt, ſeitens der Gemeinde dem Genannten zu 
dieſem Zwecke den erforderlichen Grund, welcher in der Dammſtraße 
i ee err he ee  & 53:53 m? 
und in der aufzulaſſenden Freibadgaſſe ein ſolches von . 173°19 m? 

zuſammen daher . 22672 m? 
beſitzt, um den Einheitspreis von 20 fl. per Quadratmeter käuflich 
zu überlaſſen. (Angenommen.) 

(2946.) Derſelbe referiert über eine rückſtändige Pfründenerſatz— 
forderung nach Kath. Richtinger und beantragt, unter Wahrung 
des Rechtsſtandpunktes von dem Pfründenerſatzanſpruche gegen den 
Nachlass der Genannten abzuſehen. (Angenommen.) 


(2863.) St.-R. Dr. Huber referiert über das Offert des 
k. u. k. Oberſtjägermeiſteramtes auf Pachtung der Fiſchereireviere 4 
und 5 des Fondsgutes Ebersdorf und beantragt die Verpachtung der 
bezeichneten Reviere um den Jahrespachtzins von 300 fl. vom Mai 
1893 ab an das k. u. k. Oberſtjägermeiſteramt, wobei jedoch bedungen 
wird, dass die beiliegenden Bedingniſſe genau eingehalten und im 


der allgemeinen Doppel-Volksſchule XV., 
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Falle des im Intereſſe der Hebung der Fiſchzucht jährlich einmal vor— 
zunehmenden Ausfiſchens die Fiſche in entſprechender Weiſe dem 
Wiener Markte zugeführt werden, um den Preis dieſes wichtigen 
Volksnahrungsmittels entſprechend zu regulieren. Angenommen.) 

(2784.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Direction des 
Pädagogiums um Freigebung der Pfingſtwoche aus dem Grunde, weil 
in derſelben die 42. Verſammlung deutſcher Philologen und Schul— 
männer in Wien tagt, und beantragt, dem Anſuchen ſtattzugeben. 

Angenommen.) 

(2822.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Marie Allnoch, 
geb. Berger, I., Brandſtätte 1, um Zuſicherung der Aufnahme in 
den Wiener Gemeindeverband und beantragt, derſelben die erbetene 
Zuſicherung zu ertheilen. (Angenommen.) 

(2789.) St.-N. Schneiderhan referiert über das Anſuchen 
des Michael Haupt, Pächters des Wiener Bürgerſpitalfondsgrundes 
Einl. Z. 390, Unter-Meidling, Lainzerſtraße, XII. Bezirk, um Conſens 
zu baulichen Herſtellungen und beantragt, die Baubewilligung zu 
beſtätigen. (Angenommen.) 

(2936.) Derſelbe referiert über den Magiſtratsbericht, betreffend die 
Vollziehung des Stadtraths-Beſcheides vom 12. Mai 1893, Z. 2224, 
wegen Grundierung und Beſchotterung der Erlgaſſe im XII. Bezirke und 
beantragt die Kenntnisnahme. (Angenommen.) 

(2941.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Koch, 
Fabrikanten und Hausbeſitzers, XI., Simmering, Hauptſtraße 37, um 
Verleihung des Bürgerrechtes und beantragt die Geſuchsgewährung. 

(Angenommen.) 

(1094.) SE-R. v. Götz referiert über die Reconſtruction der 
e in dem Schulgebäude XV., Victoriagaſſe 2, 
und beantragt, zu genehmigen: 

1. Die Reconſtruction der Beleuchtungseinrichtung im Gebäude 
Victoriagaſſe 2, mit dem 
Geſammt⸗Koſtenerforderniſſe von 4159 fl. 65 kr. und die Ausführung 
dieſer Reconſtruction in den Hauptferien 1893. 

2. Die Ausführung der Zuleitung vom Straßen-Hauptrohre bis 
zu den Gasmeſſern und die Aufſtellung der letzteren im Koſtenbetrage 
von zuſammen 333 fl. 95 kr. durch die Gasanſtalt. 

3. Die Ausſchreibung einer öffentlichen ſchriftlichen Offert— 
verhandlung auf Grund der vom Stadtbauamte vorgelegten allgemeinen 
und ſpeciellen Bedingungen wegen Vergebung der Gasrohrleitung und 


Lieferung der tarifmäßigen Beleuchtungsobjecte im Koſtenbetrage von 


1486 fl. 71 kr. 

4. Die Übertragung der Lieferung der Special-Rundbrenner im 
Koſtenbetrage von 1930 fl. an den Beſitzer des Patentes E. Jäckle, 
VIII., Langegaſſe 44, gegen Erlag einer Caution von 5 Percent und 
gegen zweijährige Haftpflicht. 

5. Die Ermächtigung des Bauamtes, die nöthigen Etage-Regu— 
latoren (400 fl.) vom Ingenieur Rams berger nach den beſtehenden 
Preisliſten zu beziehen und die Ausführung der Baumeiſter- und 
Schloſſerarbeiten (zuſammen 190 fl.) den ſtädtiſchen Contrahenten zu 
übertragen. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, die Anträge abzulehnen und nur 
die Aufſtellung von zwei neuen Gasmeſſern und eine entſprechende 
Rohrleitung zu bewilligen. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt die Herſtellung eines ent— 
ſprechenden Zuleitungsrohres und eines neuen Gaſometers. 

St.⸗K. Wurm beantragt, den Magiſtrat zu beauftragen, unter 
theilweiſer Beibehaltung der Zuleitung eine ökonomiſche Vorlage zu 
erſtatten. 
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St.⸗R. Dr. v. Billing ſtellt den Zuſatz-Antrag, daſs vorerſt 
von der Einbringung neuer Rundbrenner Umgang genommen werden 
möge. 

Der Antrag des St.-R. Wurm wird angenommen; der 
Zuſatz-Antrag des St. R. Dr. v. Billing abgelehnt. 

2881.) Derſelbe referiert über das Offert des Joſef Konia— 
kowsky auf käufliche Überlaſſung von im ſtädtiſchen Hauſe Nr. 85 
Hauptſtraße, Baumgarten, XIII. Bezirk, vorhandenen Gartenſeſſeln 
und beantragt, den Verkauf von Seſſeln, welche in vollkommen gutem 
Zuſtande ſind, zu 70 kr. und ſolcher in defectem Zuſtande um 50 kr. 
per Stück zu genehmigen. (Angenommen.) 

(2886.) St.-R. Müller referiert über das Anſuchen des Joſef 
Gerger um Baubewilligung für das Haus V., Pilgramgaſſe 8, und 
beantragt, die Thorportalanlage mit einem Vorſprunge von 0'32 m 
über die Baulinie der 1517 m breiten Pilgramgaſſe gegen compen— 
ſationsweiſen Abzug der hiezu erforderlichen Fläche per 1˙12 m? von 
dem zur Gaſſenverbreiterung abzutretenden Grunde zu genehmigen, 
beziehungsweiſe den Bauconſens ſohin zu beſtätigen. 

St.⸗R. Dr. Huber beantragt, einen Vorſprung von 0˙30 m 
zu genehmigen. 

Referenten-Antrag mit der Modification des St.-R. Dr. Huber, 
welcher ſich Referent accommodiert, angenommen. 

(2937.) St.-R. Matthies referiert über das Project für den 
Neubau eines Haupt-Unrathscanales in der verlängerten Hainburger— 
ſtraße im III. Bezirke mit dem Koſtenerforderniſſe von 3014 fl. 59 kr. 
und beantragt, dasſelbe zu genehmigen. ( Angenommen.) 


(2835.) Derſelbe referiert über das Project für die Herſtellung 


eines Haupt-Unrathscanales in der verlängerten Richardgaſſe im 
III. Bezirke mit dem Koſtenbetrage von 2711 fl. 20 kr. und beantragt, 
dasſelbe zu genehmigen. (Angenommen.) 
(2891.) St.-R. Dr. v. Willing referiert über das Anſuchen 
des Magiſtratsrathes Eduard Maly um Bewilligung eines Urlaubes 
in der Dauer von acht Wochen und beantragt, demſelben den erbetenen 
Urlaub vom 10. Juli d. J. an zu bewilligen. (Angenommen.) 
2879.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz 
Smeſchkall, Aceeſſiſt der ſtädtiſchen Haupteaſſa, um Ertheilung 
eines achtwöchentlichen Urlaubes und beantragt, den erbetenen Urlaub 
zu bewilligen. (Angenommen.) 
(2836.) St.-N. Schlechter referiert über rückſtändige Waſſer— 
mehrverbrauchsgebüren nach zwölf Parteien aus dem VI. Bezirke und 
beantragt, die Abſchreibung dieſer Gebüren zu genehmigen. 
(Angenommen.) 
(2920.) Derſelbe referiert über die Abſchreibung, reſpective Re— 
ducierung von Waſſermehrverbrauchsgebüren nach neun Parteien aus 
dem IV. Bezirke und beantragt die Genehmigung im Sinne des 
Magiſtrats-Autrages. (Angenommen.) 
(2899.) St.-R. Witzelsberger referiert über das Anſuchen der 
freiwilligen Feuerwehr in Unter-St. Veit um Subvention und beantragt: 
1. Die commiſſionelle Übernahme der der freiwilligen Feuerwehr 
Unter⸗St. Veit gehörigen Requiſiten, Monturen und Ansrüftunge- 
gegenſtände in das communale Eigenthum und die leihweiſe Überlaſſung 
dieſer Mobilien an dieſe freiwillige Feuerwehr. 
2. Die Votierung eines Betrages von 595 fl. 19 kr., welcher 
zu dienen hätte: 

a) zur Gewährung einer Barſubvention an dieſe freiwillige Feuerwehr 
im Betrage von 327 fl. 34 kr., wovon 150 fl. zur Begleichung 
einer Forderung des Leichenfondes dieſer Feuerwehr, 27 fl. 34 kr. 
zur Bezahlung einer Rechnung des Lorenz Huber für Requiſiten— 
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reparaturen und 150 fl. zur Beſtreitung kleinerer Auslagen für 

Reinigung und Inſtandhaltung der Requiſiten ꝛc. zu verwenden 

wären und über deſſen Verwendung ſich die freiwillige Feuerwehr 

Unter» St. Veit hieramts durch Vorlage von Belegen aus— 

zuweiſen hätte; 

b) zur Anſchaffung von zehn Zwilchmonturen für dieſe Feuerwehr 
mit dem Koſtenaufwande von 34 fl. 40 kr., deren Beſtellung im 
Wege des Marktamtes durch den betreffenden Contrahenten zu 
effectuieren wäre; 

c) zur Auſchaffung von 7 Stück (S 95 m) imprägnierten Hauf— 
druckſchläuche Nr. 6 ſammt Verbindungen zum tarifmäßigen 
Preiſe von 233 fl. 45 kr., deren Beſtellung durch das ſtädtiſche 
Feuerwehr-Commando im currenten Wege zu veranlaſſen wäre. 
Von der hiedurch erwachſenden Geſammtauslage per 595 fl. 

19 kr. wäre ein Theilbetrag von 233 fl. 45 kr. auf Rubrik XX 6b und 
ein ſolcher von 361 fl. 74 kr. auf Rubrik XX 10 zu verweiſen. 

(Angenommen; rückſichtlich des Punktes 2 an den 
Gemeinderath.) 

(2842.) Derſelbe referiert über die Koſtenüberſchreitung bei der 
Umpflaſterung der Brangaffe und des Plateaus in der Gasgaſſe im 
XV. Bezirke mit dem Betrage von 29 fl. 26 kr. und beantragt, die— 
ſelbe zu genehmigen. (An genommen.) 

(2714.) Derſelbe referiert über die Abſchreibung einer Fleiſch— 
caſſaſchuld nach Emanuel Baumgartner und beantragt, es ſei die 
zufolge Magiſtrats-Verfügung vom 14. November 1867, Z. 150967, 
zur Evidenzhaltung beſtimmte Forderung der beſtandenen ſtädtiſchen 
Fleiſchcaſſa an Emanuel Baumgartner per 43 fl. 32 kr. außer 
Evidenz zu ſtellen. (Angenommen.) 

(2830.) Derſelbe referiert über einen Marktgebürenrückſtand per 
28 fl. 8 kr. nach Marie Kraus, Obſtverkäuferin am Kürnthuerthor— 
markte, und beantragt die Abſchreibung dieſes Betrages aus dem Grunde 
der Uneinbringlichkeit. (Angenommen.) 

(2799.) St.-N. Kreindl referiert über das Anſuchen des Franz 
Kretſchmaher, ſtädtiſchen Acceſſiſten, um Überlaſſung der inne— 
gehabten Naturalwohnung XIX., Grinzing, Kirchengaſſe Nr. 23, um 
den Jahreszins von 100 fl. 10 beantragt, dem Genannten die bis— 
herige Naturalwohnung zu belaſſen, demſelben jedoch als Ergänzung 
den 130 fl. überſteigenden Betrag ſeines ſyſtemiſierten Quartiergeldes 
in der XI. Nangclaſſe per 300 fl., d. i. 170 fl. jährlich, und zwar 
vom 1. Februar 1893 an als Quartiergeldquote anzuweiſen. 

Angenommen.) 

(2806.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Franz Früh— 
wirth, ſtädtiſchen Acceſſiſten, um Enthebung von der Benützung 
feiner Naturalwohnung XIX., Ober-Sievering Nr. 46, eventuell Be— 
willigung einer Quartiergeldquote, und beantragt, dem Genannten 
eine Quartiergeldquote von jährlich 190 fl. vom Februartermine 1893 
an zu bewilligen. ( Angenommen.) 

(2917.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Mayer— 
hofer um Conſens zu baulichen Herſtellungen XIX., Kahlenbergerdorf 
Nr. 27, und beantragt die Beſtätigung des Bauconſenſes 

St.⸗R. Schlechter beantragt, dieſe Beſtätigung nicht zu ertheilen. 

Referenten-Antrag angenommen. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

(2864) Derſelbe referiert über das Offertverhandlungsergebnis 
puncto Neupflaſterung der Seidengaſſe im VII. Bezirke und beantragt 
die Genehmigung des Beſtbotkes des A. Stigler mit dem angebotenen 
Nachlaſſe von 19˙1 Percent. Angenommen.) 
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(2834.) Derſelbe referiert über das Project für den Neubau 
von Haupt-Unrathscauälen in der Scheidl- und Mandlgaſſe im 
XVIII. Bezirke (Gerſthof) mit dem Koſtenerforderniſſe von 4340 fl. 
77 kr. und beantragt die Genehmigung. (Angenommen.) 

(2783.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Ortsgruppe 
Döbling des Vereines zur Förderung der Jugendſpiele, den Turnſaal 
in der Volks- und Bürgerſchule für Knaben, XIX., Ober-Döbling, 
Pantzergaſſe 25, während des Monates Mai wöchentlich zwei- bis 
dreimal von 4 bis 6 Uhr abends unentgeltlich zu überlaſſen, und 
beantragt die Genehmigung unter der Bedingung, dass hiedurch der 


Turnunterricht an dieſer Schule keinerlei Abbruch erleidet und die 


vom Stadtrathe aufgeſtellten Normen eingehalten werden. 
Angenommen.) 

(2861.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Alois Heils— 
berg, Mittelſchulprofeſſors am Döblinger Communal-Obergymnaſium, 
um Nachſicht der Muſikimpoſtgebür für die am 2. Mai 1893 zu 
Gunſten der Schülerlade der genaunten Anſtalt abgehaltenen Schüler— 
Akademie und beautragt, dem Anſuchen zu willfahren. 

(An genommen.) 

2833.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Has— 
linger, XIX., Unter-Sievering, Friedlgaſſe 17, um Nachſicht einer 
Hundeſteuerſtrafe per 8 fl. und beantragt, die Nachſicht zu gewähren. 

(Angenommen.) 

2942.) Derſelbe referiert über Anſuchen um Nachſicht, reſpective 
Herabminderung von Hundeſteuerſtrafen nach drei Parteien aus dem 
XI. Bezirke und beantragt, die Nachſicht, beziehungsweiſe Herabminde— 
rung im Sinne des Magiſtrats-Antrages zu genehmigen. 

(Angenommen.) 

(2986.) St.-N. Wurm referiert über die Zuſchrift der k. k. 
General-Direction der öſterreichiſchen Staatsbahnen puncto Zuſtimmung 
zur Herſtellung von Gewölben nach dem Syſtem „Monier“ bei Straßen— 
überführungen auf den Hauptlinien der Stadtbahn und beantragt, zu 
erklären, daſs die Gemeinde Wien gegen die Anwendung dieſes Syſtems 
bei dieſen Überführungen im Principe keine Einwendung erhebt, ſich 
jedoch vorbehält, eventuell in einzelnen Fällen die Anwendung eines 
anderen Conſtructionsſyſtems zu fordern. (Angenommen.) 

(2888.) Derſelbe referiert über das Anfuchen um Baulinien— 
beſtimmung für die Verlängerung der Mandlgaſſe und Lainzerſtraße, 
XII. Bezirk, und beantragt: 

1. Es ſei die Baulinie für die Verlängerung der Mandlgaſſe 
über die Realität Einl.⸗Z. 104 des Grundbuches Unter-Meidling, 
XII. Bezirk, nach den im Plane bezeichneten Linien A“ B“ einerſeits 
und C'“ andererſeits unter Feſtſetzung einer Straßenbreite von 16 m 
zu beſtimmen. 

2. Cs ſei die Baulinie der Lainzerſtraße längs dieſer Realität 
zwiſchen der verlängerten Mandlgaſſe und der Schulgaſſe nach den 
Linien D’E und E F derart abzuändern, dafs die alten Baulinien⸗ 
punkte D' und F zwar beibehalten, der Baulinienbruchspunkt gegen— 
über der Badgaſſe aber an die Grenze der beiden Bauſtellen 30 
und 31 im Punkte E verlegt wird. 

St.⸗R. Schneiderhan beantragt, die Breite der verlängerten 
Mandlgaſſe mit 12 m zu beſtimmen. 

(Referenten-Antrag angenommen; an den Ge— 
mein derath.) 

(2771.) Derſelbe referiert über das Offert des J. allgemeinen 
Beamten⸗Vereines der öſterr.⸗ungar. Monarchie auf Fäufliche Über: 
laſſung des dem allgemeinen Verſorgungsfonde gehörigen ſogenannten 
Eleonore Schrey'ſchen Stiftungshauſes, I., Wipplingerſtraße 35, 
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und beantragt, das vorliegende Offert, womit der genannte Verein 
für das erwähnte Haus in deſſen gegenwärtigem Zuſtande einen Kauf— 
preis von 150.000 fl. anbietet und ſich zur Alleinzahlung der ſämmt— 
lichen, mit dem Verkaufsabſchluſſe verbundenen Übertragungsgebüren, 
Stempel⸗ und Legaliſierungskoſten bereit erklärt, abzulehnen, jedoch 
mit dem obigen Verein auf Baſis des vom Stadtbauamte beantragten 
Kaufpreiſes von 200.000 fl., beziehungsweiſe 190.000 fl., weitere 
Verkaufsverhandlungen einzuleiten. (Angenommen.) 
(2939.) Derſelbe referiert über die Bewilligung von Gleichen— 
geldern für den Schulbau in der Kröllgaffe, XIV. Bezirk, und bes 
antragt, hiefür den Betrag von 373 fl. 10 kr. zu genehmigen. 
(Angenommen.) 
(2985.) St.-A. Schneiderhan referiert über das Anſuchen des 
Matthias Brad um Genehmigung der Aufſtellung einer Wagen— 
ſchupfe auf dem Bürgerſpitalfondsgrunde Cat.-Parc. 287/1 und 3 in 
Unter Meidling, Stiftgaſſe, XII. Bezirk, und beantragt, dieſe Auf— 
ſtellung unter Hinweis auf den Punkt 10 der Pachtbedingungen und 
gegen Erwirkung des politiſchen Bauconſenſes zu bewilligen. 
(Angenommen.) 
(2990.) St.-N. Schlechter referiert über das Offertverhandlungs— 
ergebnis puncto Herſtellung von Waſſerleitungsrohrſträngen in der 
Stumper⸗, Brücken- und Blaugaſſe im VI. Bezirke und beantragt, 
die Arbeiten an den Mindeſtfordernden, Baumeiſter Franz Weeſe, 
VIII., Joſefſtädterſtraße 9, der einen Nachlaſs von 15 Percent gewährt, 
zu übertragen. (Angenommen.) 
(2892 ex 1893.) St.-R. Dr. Vogler referiert über das 
Anſuchen der Gemeinde Inzersdorf um eine Entſchädigung für die 
die dortigen Schulen beſuchenden, in Wien ſeſshaften Kinder für das 
Schuljahr 1891/92 und über die Anſprüche des Bezirksſchulfondes 
Hietzing-Umgebung für Schulgeld-Aquivalent für die Schuljahre 1891/92, 
1892/93 und beantragt: 
1. Der Stadtrath genehmige die ſeitens der Gemeinde Inzersdorf 
als Schulgemeinde für das Schuljahr 1891/92 beanſpruchte Summe 
von 2733 fl. 60 kr. als Entſchädigung für die die dortigen Schulen 


beſuchenden, in Wien ſeſshaften Kinder. 


2. Derſelbe genehmige die ſeitens des Bezirksſchulfondes Hietzing— 
Umgebung geltend gemachten Anſprüche für das geſetzliche Schulgeld— 
Aquivalent, und zwar für das Schuljahr 1891/92 mit 4020 fl., für 
das Schuljahr 1892/93 mit 4200 fl. im Principe; doch ſei nach 
dieſer principiellen Genehmigung der Act dem Bezirksſchulrathe 
behufs weiterer Vorlage desſelben durch den k. k. n.-ö. Landesſchul— 
rath an den n.⸗ö. Landesausſchuſs in Gemäßheit des Geſetzes vom 
10. December 1882, L.-G.⸗Bl. Nr. 64, zuzumitteln. 

3. Endlich ſei zur Deckung der vorerwähnten Auslagen ein 
Zuſchuſscredit von 2733 fl. 60 kr. zur Ausg.⸗Rubr. XLIII 14 „Ver⸗ 
ſchiedene Auslagen der Schulgemeinde“, ferner ein Zuſchuſscredit in 
der Maximalhöhe von 2900 fl. zur ſelben Rubrik für den der Gemeinde 
Inzersdorf für das Schuljahr 1892/93 zu bezahlenden, dermalen ziffer— 
mäßig noch nicht feſtſtehenden Betrag, endlich ein Zuſchuſscredit zur 
Rubrik XLIII 40 „Verſchiedene ſonſtige Auslagen des Schulbezirkes“ 
in der Höhe von 8220 fl. zu erwirken. 

(Angenommen; rückſichtlich des Punktes 3 an den 
Gemeinderath.) 

(2984.) St.-R. Ritt. v. Neumann referiert über das Offeri- 
verhandlungsergebnis puncto Canalbauten XIV., Selzergaſſe, IX., Liechteu— 


ſteinſtraße, und VII., Kirchengaſſe, und beantragt die Ablehnung ſämmt— 
licher Offerte und die Ausſchreibung von neuen Offertverhandlungen. 


(Angenommen.) 
4 
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(29 18.) St.-R. Müller referiert über die Bewilligung von 
Gleichengeldern für den Schulbau XVIII., Anaſtaſius Grüngaſſe, und 
beantragt, hiefür einen Betrag von 426 fl. 80 kr. zu genehmigen. 

(Angenommen.) 

(2970.) Derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes 
gedliöka wegen Erweiterung der Feldgaſſe im XVIII. Bezirke und 
beantragt, von einer Baulinienveränderung abzuſehen. 

(Angenommen.) 


(2947.) St.-R. Dr. Huber referiert über Ergänzungswahlen 

in % Armenrath des XVIII. Bezirkes und beantragt, die Wahl des: 

Bayer Johann, Hausinſpector, XVIII., Währing, Kreutzgaſſe 51; 

Jungwirth Alexander, Maurermeiſter, XVIII., Währing, 
Wienerſtraße 64; 

Müller Joſef, Hausbeſitzer, XVIII., Neuſtift a. W. Nr. 17, und 

Krejeik Joſef, Meſſerſchmied, XVIII., Währing, Herrengaſſe 4, 
zu Armenräthen mit der Functionsdauer bis Ende 1897 zu 
beſtätigen. (Angenommen.) 

Hierauf wird zur Wahl eines Comités von drei Stadtraths— 
mitgliedern behufs Verhandlungen mit dem 1. Allgemeinen Beamten— 
vereine der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie wegen käuflicher über⸗ 
laſſung des dem allgemeinen Verſorgungsfonde gehörigen Eleonore 
Schrey'ſchen Stiftungshauſes, J., Wipplingerſtraße 35, 
geſchritten. 

(2922.) St.-N. Dr. Vogler referiert über ſieben Geſuche aus 
dem IV. Bezirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und 
beantragt die Verleihung der Zuftä ndigkeit an: 

Nezbeda geb. Tham Adelheid, Bedienerin; 

Rieger Joſefa, Köchin; 

Hört Ignaz, Schloſſergehilfe; 

Lederer Johann, Hilfsarbeiter und Hausbeſorger; 

Wawrik geb. Lopatar Katharina, Aushilfsdienerin; 

Fockt geb. Kaim Anna, Private; 

Tilſch Johann, Scontiſt. Angenommen.) 

(2807, 2874, 2890.) Derſelbe referiert über die Berichte der 
Direction des Mariahilfer Communal-Real- und Ober-Gymnaſiums, 
in denen dieſelbe mittheilt, daſs der k. k. n.“. Landesſchulrath den 
Bericht der Direction über das Schuljahr 1889/90, „mit welchem 
die Schule das erſte Vierteljahrhundert ihrer erfolgreichen Wirkſamkeit 
würdig beſchloß“, ferner die ſeitens der Direction vorgelegten Haupt— 
berichte über die Schuljahre 1889/90 und 1890/91 mit Befriedigung 
zur Kenntnis genommen hat. 

teferent beantragt die Kenntnisnahme. 


(2619.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Ortsſchul— 
rathes des IV. Bezirkes Wieden um Herſtellung eines Holzſtöckel— 
pflaſters vor dem Schulgebäude IV., Starhemberggaſſe 8, und beantragt, 
dieſes Anſuchen im Sinne der Ausführungen des Stadtbauamtes 
dermalen abzulehnen. (Angenommen.) 

Der Vorſitzende theilt mit, daſs in das Comité wegen Ver— 
handlungen, betreffend die käufliche Überlaſſung des dem allgemeinen 
Verſorgungsfonde gehörigen Hauſes Nr. 35, Wipplingerſtraße, I. Bezirk 
(ſog. Eleonore Schrey'ſches Stiftungshaus), an den I. Allgemeinen 
Beamtenverein der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie die Stadträthe 
Wurm, Vaugoin und Dr. Huber gewählt wurden. 

(Zur Kenntnis.) 
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(Angenommen.) 


Schluſs der Sitzung. 


zuweiſen. 
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Beri 91 
über die Stadtraths-Sitzung vom 10. Mai 1893. 
Vorſitzende: Bürgermeiſter Dr. Prix. 
1. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Rich ter. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 

v. Goldſchmidt, Rückauf, 
Dr. Hackenberg, Schlechter, 
Dr. Huber, Schneiderhan, 
Kreindl, Dr. Stenzl, 
Dr. Lederer, Vaugoin, 
Matthies, Dr. Vogler, 
Matzenauer, Witzelsberger, 
Meißl, Wurm. 


Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Grübl. 


Experte: Magiſtratsrath Lins bauer, Baurath Schiebek, 
Vorſteher des I., VII., IX, XII. Bezirkes. 
Schriftführer: Magiſtrats— Commiſſär Appel. 


Vice-Vürgermeiſter Dr. Nichter eröffnet die Sitzung: 

Nachweiſung über die Belaſtung des Reſervefonds mit 
6. Mai 1893: 
Reſervefond 500.000 fl. — kr. 
Effective Belaſtung . .. 49.867 fl. 04½ kr. 
Belaſtung durch in Ausſicht 

ſtehende, bereits ge— 

nehmigte, jedoch noch 

nicht effectuierte Aus— 

lagen 


222.390 fl. 65 k. 


zuſammen . 272.257 fl. 69 ½ kr. 

daher noch verfügbar . 227.742 fl. 30 ½ kr. 
und nach Abzug der für unvorhergeſehene Aus— 
lagen bei den Bezirken I bis XIX à 500 fl. 

zu reſervierenden 9.500 fl. — kr. 

U 218.242 fl. 30 ½ kr. 

Außerdem ſtehen für Rechnung des Reſervefonds Anträge im 

Geſammtbetrage von 527.896 fl. 68 kr. in Vormerkung, bezüglich 

deren die Genehmigung noch ausſteht. (Zur Kenntnis.) 

St.⸗R. Ritt. v. Goldſchmidt wohnt einer Sitzung des 

techniſchen Comités der Donauregulierungs-Commiſſion bei, wird 

daher erſt ſpäter erſcheinen können. (Zur Kenntnis.) 

Zufolge Stadtraths⸗Beſchluſſes vom 3. Mai 1893, Z. 2580, 


iſt ein Comité von drei Mitgliedern zu wäh hlen behufs Verhandlungen 


mit der „Equitable“ wegen Grundentſchädigung am Stock⸗im⸗Eiſenplatz, 
I. Bezirk, Einl.⸗Z. 1255. 

Gewählt werden: St.⸗R. Boſchan, 
St.⸗R. Matzenauer. 

(2871.) St.-. Mabenaner referiert über das Auſuchen des 
Ignaz Kugler um Entſchädigung für den bei der Renovierung der 
Statue „Spinnerin am Kreuz“ erlittenen Schaden und beautragt, dem 
Genannten das bei dieſer Renovierung entfallene Steinmateriale im 
Ausmaße von circa 1½ ms unentgeltlich zu überlaſſen, das Anſuchen 
um Vergütung der durch dieſe Arbeit im Jahre 1892 angeblich ver— 
urſachten Beſchädigungen an den gepachteten Grundſtücken jedoch ab— 

5 ( Angenommen.) 


St.⸗K, Wurm und 


XXX. Q ] N NN N N N NN NN SNN NN NN 


(2901.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Ritt. v. 
Weſſely um Bewilligung zur Herſtellnng eines Klinkerplattentrottoirs 
vor dem Haufe IV., Alleegaſſe 23, und beantragt die Geſuchsgewährung 
unter den vom Bauamte geſtellten Bedingungen. (Angenommen. 

(2900.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Lorenz Wald— 
mann und Conſorten um Bewilligung zur Herſtellung von Klinker— 
trottoirs vor ihren Häuſern II., Mathildenplatz, Würtemberggaſſe und 
Brigittenauerlände, und beantragt die Bewilligung unter den vom 
Bauamte angegebenen Bedingungen. (Angenommen.) 

(2860.) Derſelbe referiert über die Verpachtung der Gemeinde— 
weide in Neuſtift am Walde und beantragt, den vom magiſtratiſchen 
Bezirksamte vorgelegten, auf die Dauer von 6 Jahren mit einem 
Jahrespachtzinſe von 169 fl. 50 kr. lautenden Pachtverträgen die 
Genehmigung zu ertheilen und in dieſelbe auch die kurzer Hand ab— 
geſchloſſene Pachtung der Parcelle 416/1, Einl.-Z. 250, einzubeziehen. 

(Angenommen.) 

(2825.) Derſelbe referiert über 16 Geſuche aus dem III. Bezirke 
um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt, die 
Zuſtändigkeit zu verleihen: 

Senft Joſef, Bäcker; 

Seuft Thereſia, 

Senft Marie, 

Scheih ammer Franz, Kutſcher; 

Peham Marie, Bedienerin; 

Peham Angela, Näherin; 

Junge Heinrich, Sollicitator; 


deſſen Töchter; 
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Mrawlag Franz, Handelsreiſender; 

Togel Joſef, Fabriksarbeiter; 

Modlik Adalbert, Poſtamtsdiener; 

Formanek Franz, Maſchinenmeiſter; 

Weinzettl Katharina, Näherin; 

Weidner Karl, Hilfsarbeiter; 

Friede Paul sen., Portier; 

Friede Paul jun., Platzagent; 

Fiala Joſef, Schuhmacher. (Angenommen.) 

(2823.) Derſelbe referiert über zwei Geſuche aus dem III. Bezirke 
um Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und 
beantragt, dem 

Fränkel Otto, Procuriſt, und. 

Reinhard Heinrich, Kanzlei-Aſpiraut, 
die erbetene Zuſicherung zu ertheilen. (Angenommen.) 

(2897.) St.-R. Vangoin referiert über eine Graberhaltungs— 
widmung und beantragt, die Widmung des Joſef Fuchs bezüglich 
der Doppelgruft Gruppe 30 B, Nr. 1, am Wiener Central-Friedhofe 
zu genehmigen. Angenommen.) 

(2875.) Derſelbe referiert über die Abſchreibung einer Grabſtell⸗ 
gebür per 5 fl. nach Leopoldine Paderon im XIX. Bezirke und 
beantragt, dieſelbe zu genehmigen. Angenommen.) 

(2878.) Derſelbe referiert über das Anſuchen der Genoſſenſchaft 
der Gürtler, Bronzearbeiter und Ciſeleure um Bewilligung einer Sub— 
vention für die fachliche Fortbildungsſchule und beantragt, auch für 
das Jahr 1893 eine Subvention von 1000 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(2876.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Hauſes der 
Barmherzigkeit in Währing für arme, ſchwer kranke Unheilbare um 
Bewilligung einer Subvention für die Jahre 1892 und 1893 und 
beantragt, für dieſe beiden Jahre der Anſtalt eine Subvention von 
zuſammen 1000 fl. zu bewilligen. 
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St.⸗R. Matzen auer beantragt, eine Subvention von je 
800 fl. für die Jahre 1892, 1893 und 1894 unter den üblichen 
Cautelen zu bewilligen. 

Letzterer Antrag wird angenommen. 

(An den Gemeinderath.) 

(2787.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des Katholiſchen 
Frauen-Wohlthätigkeitsvereines Laimgrube — Mariahilf um Bewilligung 
einer Subvention und beantragt, auch für das Jahr 1893 eine Sub— 
vention von 50 fl. zu bewilligen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath.) 

(2921.) Derſelbe referiert über ſechs Geſuche aus dem XVI. Be— 
zirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt, 
die erbetene Zuſtändigkeit zu verleihen: 

Meierl Anton, Bäckergehilfe; 

Hadek Veit, Spenglergehilfe; 

Pecanka Franz, Schloſſergehilfe; 

Podbranny Joſef, Tiſchler; 

Heß Leopold, Gaſtwirt; 

Waltl Matthias, Einſpänner. ( Angenommen.) 

(2943.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit von Be— 
erdigungsgebüren nach 14 Parteien aus dem XI. Bezirke und bean⸗ 
tragt, die Abſchreibung zu bewilligen. (Angenommen.) 

(2869.) Derſelbe referiert über die Uneinbringlichkeit von Be— 
8 nach 44 Parteien aus dem X. Bezirke und beantragt, 
die Abſchreibung zu bewilligen. (An genommen.) 

(2509.) St.-R. Ritt. v. Neumann referiert über das An— 
ſuchen des Ignaz Holzinger, Marquenr, und des Hugo Eißler, 
öffentlicher Geſellſchafter (TV. Bezirh, um Aufnahme in den Wiener 
Gemeindeverband und beantragt die Geſuchsgewährung. 

(Angenommen.) 

(2173.) Derſelbe referiert über 17 Geſuche aus dem VIII. Ve— 
zirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und beantragt, 
die Zuſtändigkeit zu verleihen: 

Kindler Johann, Schloſſergehilfe; 

Holzmann Anna Marie, Köchin; 

Breyer Alois, Bedienter; 

Steil Joſef, Fabriksarbeiter; 

Tritt Thereſia, Wäſcherin; 

Kopecky Anton, Bäckergehilfe; 

Mainoni Dominik, EL, v., k. u. k. Generalmajor; 

Syrakowsky Anna, Dienſtmagd; 

Zottel Joſef, Hausbeſorger; 

Chloupek Joſef, Comptoiriſt; 

Strnad Franz, Fabriksarbeiter; 

Brandeisky Marie, Bedienerin und Wäſcherin; 

Wachawojic Karl, Schuhmacher; 

Ranz Matthäus, Holz⸗ und Kohlenhändler; 

Mack Johanna, Köchin; 

Penker Barbara, Bedienerin; 

Bauer Heinrich, Gaſtwirt. (Angenommen.) 

(2978.) Derſelbe referiert über das Anfuchen des Raimund— 
Theatervereines bezüglich der Herſtellung von. Vorbauten über die 
Baulinie und Anbringung von Lichteinfallöffnungen beim Raimund— 
Theater im VI. Bezirke und beantragt, es werde der für die Herſtellung 
der beantragten Vorbauten mit 0˙60 m Maximalvorſprung über die 
Baulinie erforderliche Straßengrund von der zu Straßenzwecken abzu— 
tretenden Grundfläche der Realität Einl.-Z. 947 des VI. Bezirkes 
in Abzug gebracht, beziehungsweiſe der hiefür bereits entrichtete Betrag 
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von 252 fl. dem Raimund-Theatervereine wieder rückerſtattet und der 
zur Anlage von je vier Lichteinfallöffnungen beiderſeits des Bühnen— 
tractes benöthigte Straßengrund dem Vereine gegen eine gleichgroße 
Fläche des zu Straßenzwecken entfallenden Grundes überlaſſen. 
(Angenommen.) 

(2976.) St.-N. v. Götz referiert über das Anſuchen des Johann 
und der Marie Glaſauer um Bewilligung zum Baue eines Wohn— 
hauſes auf Einl.⸗Z. 521 Ober -St. Veit, Schweizerthalgaſſe, XIII. Be— 
zirk, unter erleichterten Bedingungen und beantragt, die Anbringung 
von Wohnräumen im Dachboden des zu erbauenden Wohnhauſes 
(Villa) im Sinne des § 87 Bauordnung zu bewilligen. 

(Angenommen.) 

(2727.) St-R. Voſchan referiert über 15 Geſuche aus dem 
IX. Bezirke um Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und bean— 
tragt, die erbetene Zuſtändigkeit zu verleihen: 

Vtipil Joſef, Schneider; 

Dögl Franz, Geſchäftsdiener; 

Straſchil Johann, Hilfsbeamter; 

Graſer Ludwig, Sattlergehilfe; 

Bayer Joſef, Sparcaſſabeamter; 

Mutterer Karl Ferd., Geſchäftsdiener und Hausbeſorger; 

Pelka Otto, Anftreicher ; 

Matſchmer Lorenz, Maurergehilfe und Hausbeſorger; 

Jeniſch Alois, Leichenträger; 

Sprachta Franz, Schuhmachergehilfe; 

Heindel Severin, Schuhmacher; 

Robitſchek Emanuel, Diſponent; 

Wagner Joſef, Schuhmachergehilfe; 

Reylaender Ignaz, Geſchäftsdiener; 

Kozak Johann, Schloſſergehilfe. Angenommen.) 

(2257.) Derſelbe referiert über die Zuſchrift des k. k. Bezirks⸗ 
gerichtes Alſergrund wegen Erfolglaſſung von 30 fl. aus dem Ver— 
mögen des ehemaligen Waiſenhauszöglings Alois Blatz zum Zwecke 
der Anſchaffung von Kleidungsſtücken und beantragt, die Bewilligung 
zu ertheilen. (Angenommen.) 

(2303.) Derſelbe referiert über den Antrag des Lagerhaus— 
Directors auf Bewilligung eines dreißigtägigen Urlaubes an den Diurniſten 
Arthur Scaup e unter Belaſſung feiner Bezüge und beantragt, die 
Bewilligung zu ertheilen. (An genommen.) 

(2711 und 2712.) Derſelbe referiert über das Anſuchen des 
Johann Schönbichler und des Ch. Wolf-Eppinger um 
Reſtitution der Gemeindeabgabe für ausgeführte Spirituoſen und bean— 
tragt, beide Anſuchen abzuweiſen. (An genommen.) 

(Bürgermeiſter Dr. Prix übernimmt den Vorſitz.) 

(2596, 2644 und 1738.) St.-R. Noshe referiert über die 


Vergebung der Straßenſäuberung im I. Bezirke vom 1. Juli 1893 


bis 30. Juni 1900, ferner über das Project des Ober-Inſpectors 
Stritzl puncto Straßenſäuberung, endlich über die Bewilligung eines 
Zuſchuſscredites und beantragt: 

1. Das Offert, beziehungsweiſe das Nachtragsoffert der Trans— 
port⸗Geſellſchaft auf Übernahme der im Bedingnisheſte erſichtlichen, die 
Straßenſäuberung ꝛc. im erſten Bezirke betreffenden Leiſtungen für die 
daſelbſt angegebene Zeitdauer bis 30. Juni 1900 gegen Vergütung 
eines jährlichen Pauſchalbetrages von 420.000 fl. wird unter folgenden 
Bedingungen angenommen: 

a) dass die Gemeinde Wien ſich vorbehält, im Falle fie die Pflaſterung 
und Inſtandhaltung der Zufahrtſtraße zum Bruckhaufen übernimmt, 
vom Zeitpunkte der Fertigſtellung dieſer Straße und inſolange 
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die Kehrichtabfuhr im Bruckhaufen zu erfolgen hat, den offerierten 
Nachlass jährlicher 5000 fl. in Anſpruch zu nehmen; 

dafs die Gemeinde ſich vorbehält, falls fie den Abladeplatz am 
Bruckhaufen auflaſſen ſollte, von dem Zeitpunkte an, als der Ab— 
ladeplatz nicht mehr benützt und die Zufahrtſtraße vom Ablade— 
platz von der Transport-Geſellſchaft zu Zwecken der Kehricht— 
verführung für den I. Bezirk nicht mehr befahren werden muſs, 
den offerierten Nachlaſs jährlicher 3000 fl. in Anſpruch zu 
nehmen; 

daſs die Gemeinde ſich vorbehält, für den Fall als ſie eine 
anderweitige Verwertung oder Verführung des Kehrichtes durch— 
führen ſollte, das der Transport-Geſellſchaft laut Punkt 19 
Regulativ zuſtehende Eigenthumsrecht auf den Kehricht gegen 
Bezahlung der Summe, welche die Transport-Geſellſchaft nach— 
weisbar für den Kehricht aus dem I. Bezirke vereinnahmt, ab— 
zulöſen, um über den Kehricht frei verfügen zu können. 

2. Der Magiſtrat wird beauftragt, bis längſtens Ende 1893 ein 
vollſtändig ausgearbeitetes, mit den erforderlichen Plänen und Koſten— 
voranſchlägen verſehenes Project zur verſuchsweiſen Übernahme des 
Straßenreinigungsdienſtes und aller damit zuſammenhängenden Arbeiten 
der Schneeſäuberung und der Straßenconſervierung ſowie des Fuhr— 
werkes und der Beſpannung in einem nächſt dem ſtädtiſchen Pferde— 
markte gelegenen, zu einem ſolchen Verſuche geeigneten Bezirke vor— 
zulegen. 

Bei der Autragſtellung rückſichtlich der weiteren Vergebung von 
auf die Straßenreinigung ꝛc. bezughabenden Leiſtungen iſt darauf 
Rückſicht zu nehmen, dafs ſolche Verträge nicht geſchloſſen werden, 
durch welche der geplanten, vorerſt für einen Bezirk verſuchsweiſen 
Übernahme in vollſtändig eigene Regie vorgegriffen werden könnte, 
und es iſt im allgemeinen bei allen derartigen Vergebungen in Zukunft 
darauf Rückſicht zu nehmen, daſs dem Gemeinderathe ermöglicht wird, 
wenn er es in ſeinem Ermeſſen findet, vom Jahre 1900 angefangen 
in allen Bezirken die vollftändig eigene Regie durchzuführen. 

3. Auf das von dem Ober-Jnſpector Stritzl vorgelegte Project, 
betreffend die Übernahme des geſammten Straßenreinigungsdienſtes in 
vollſtändig eigene Regie der Gemeinde, wird derzeit weder bezüglich 
des erſten Bezirkes noch bezüglich des ganzen Gemeindegebietes von 
Wien eingegangen. 

4. Zur Poſition der Ausg.-Rubr. XXII ö a wird ein Nachtrags— 
credit in der Höhe von 263.000 fl. bewilligt. 

(Wird abgebrochen.) 

(3065.) Vice-Vürgermeiſter Dr. Richter referiert bezüglich 
Erwirkung eines Landesgeſetzes wegen Einhebung der Waſſerbezugs— 
gebüren und beantragt: 

Es wäre an den Landmarſchall das Anſuchen zu richten, dem 
hohen Landtage den nachfolgenden Geſetzentwurſ zur Genehmigung 
vorzulegen: 


=” 
— 


— 
— 


Ceſetz 
C/ T ̃ ee 
wodurch das Recht der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
auf Einhebung von Gebüren für den Waſſerbezug aus der Kaiſer 
Franz Joſefs⸗Hochquellenleitung geregelt wird. 

Über Antrag des Landtages Meines Erzherzogthums Oſterreich 
unter der Enns finde Ich anzuordnen, wie folgt: 
8 1. 
Die Gemeinde Wien iſt berechtigt, für den Bezug von Waſſer 
aus der Kaiſer Franz Joſefs-Hochquellenleitung in Wien nachfolgende 


Gebüren einzuheben, und zwar: 
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a) Für jeden Hektoliter des von der Gemeinde als Localſanitäts— 
behörde einem Hauſe nach einem für jeden ſtändigen Einwohner des 
betreffenden Gebäudes beſtimmten Maßſtabe für den perſönlichen Be— 
darf zum Trinken, Kochen und Waſchen zugewieſenen Waſſerquantums 
einſchließlich der Betriebskoſten den jährlichen Betrag von höchſtens 
vier Gulden ö. W. 

b) Für jeden Hektoliter des über das sub lit. a zugewieſene Maß 
hinausgehenden, von dem Waſſerabnehmer angemeldeten und von der 
Gemeinde, ſei es auf beſtimmte Zeit, ſei es auf unbeſtimmte Zeit, 
gegen beſtimmte Kündigungsfriſten bewilligten Waſſerquantums ein— 
ſchließlich der Betriebskoſten den jährlichen Betrag von höchſtens ſechs 
Gulden ö. W. 

82. 

Ausgenommen von den Beſtimmungen des § 1 iſt der von den 
Verwaltungen der k. u. k. Militär- und k. k. Civil-Krankenanſtalten 
in Wien, der k. k. Hochſchulen und k. k. Mittelſchulen in Wien, dem 
k. k. Waiſenhauſe, dem k. k. Blindeninſtitute und dem k. k. Taub— 
ſtummeninſtitute in Wien, für dieſe Anſtalten angemeldete Waſſerbezug. 

Für jeden Hektoliter des von den Verwaltungen der genannten 
Anſtalten für den geſammten Waſſerbedarf per Tag jeweilig ange— 
meldeten Waſſerquantums iſt die Gemeinde nur den jährlichen Betrag 
von höchſtens vier Gulden einſchließlich der Betriebskoſten und falls 
der nach § 1a per Hektoliter feſtgeſetzte Jahresbetrag weniger als 
vier Gulden einſchließlich der Betriebskoſten betragen ſollte, die Zah— 
lung dieſes geringen Betrages einzuheben berechtigt. 

| S 3. 

Für die Benützung des für die betreffende Zweigleitung be— 
ſtimmten Waſſermeſſers iſt die Gemeinde Wien folgende Gebüren 
einzuheben berechtigt, und zwar: 


für einen 10 mm Waſſermeſſer jährlich 5 fl. 

5 „ 13 „ 5 n Di 

W 2 r u 10 

„ ii AU: 4, 1 in a: 

„ „ o N 5 20 

. i O0 e a: 80, 
8 4. 


Zeigt der Waſſermeſſer nach Ablauf eines Vierteljahres, daſs 
innerhalb dieſes Vierteljahres mehr Waſſer bezogen wurde, als nach 
Maßgabe der Zuweiſung oder über Anmeldung erfolgten Bewilligung, 
ſo iſt die Gemeinde unbeſchadet ihres Rechtes, auf die Abſtellung des 
Mehrbezuges zu dringen, für jeden Hektoliter des mehrbezogenen 
Waſſerquantums eine Gebür von 2 kr. wei Kreuzer) einzuheben 
berechtigt. 

Bei Berechnung dieſer Mehrbezugsgebüren iſt jedoch zu dem zu— 
gewieſenen Quantum Waſſers (it. a) ein 10percentiges Überquantum 
hinzuzurechnen. 

8 5. 


Der Aufwand für die Herſtellung oder Reparatur der Ab— 
zweigung vom Hauptrohre bis zum Waſſermeſſer einſchließlich eines 
15percentigen Regiekoſtenbeitrages iſt vom Waſſerabnehmer in dem vom 
Wiener Magiſtrate richtiggeſtellten Betrage an die Gemeinde zu vergüten. 

S 6. 

Geſetzliche Steuerfreiheiten begründen keine Ausnahme von der 
Verpflichtung zur Bezahlung der in dieſem Geſetze beſtimmten Gebüren. 
§ 7. 

Die Beſtimmung der Zahlungstermine für die nach SS 1 bis 5 
einzuhebenden Gebüren bleibt der Gemeinde Wien überlaſſen und kann 
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für die in den SS 1 bis 3 erwähnten Gebüren auch Vorauszahlung 
bis zur Dauer eines Vierteljahres beſtimmt werden. 

Die in den SS J bis 3 beſtimmten Gebüren find auch dann voll 
zu bezahlen, wenn die zugewieſene, beziehungsweiſe angemeldete Waſſer— 
menge nicht voll bezogen werden ſollte. 


88. 

Die in den SS 1 bis 4 enthaltenen Gebüren, ſowie der im 
§ 5 augeführte Erſatz find im Sinne des § 52 lit. k des Geſetzes 
vom 19. December 1890, Nr. 45 L.-G.-Bl., als Leiſtungen für 
Gemeindezwecke zu behandeln. 

Zu dieſen Leiſtungen ſind verpflichtet: 

a) bezüglich des zugewieſenen Waſſerquantums (§ 1 lit. a) der 
Hauseigenthümer und deſſen Nachfolger im Beſitze; 

b) bezüglich des angemeldeten Waſſerbezuges (§ 1 lit. b) der 
Anmelder und ſeine Rechtsnachfolger; 

c) bezüglich des Mehrverbrauches derjenige, deſſen Waſſermeſſer 
den Mehrgebrauch anzeigt. 

In allen Fällen, in welchen die Hauseigenthümer zur Zahlung 
der Waſſergebüren verpflichtet find, kommen dieſen Gebüren diejenigen 
Pfand» und Vorzugsrechte zu, welche den öffentlichen Abgaben für 
Gemeindezwecke von unbeweglichen Sachen durch die Geſetze ein— 
geräumt ſind. 

89, 

Von den Waſſerabnehmern der Kaiſer Ferdinands-Waſſerleitung, 
welche das Waſſerkaufeapital vollſtändig entrichtet haben, iſt bezüglich 
des angekauften Waſſerquantums nur ein Beitrag zu den Betriebs— 
koſten der Hochquellenleitung im Betrage von höchſtens 1 fl. (ein 
Gulden) pro täglichen Hektoliter und Jahr zu entrichten. 

Für den das angekaufte Quantum überſteigenden Mehrbedarf 
und allfälligen Mehrbezug find die in den SS 1 bis 4 beſtimmten 
Gebüren zu bezahlen. 

Auch bezüglich der in dieſen Fällen zu bezahlenden Betriebskoſten 
und Waſſerbezugs-, beziehungsweiſe Waſſermehrbezugsgebüren kommen 
die Beſtimmungen der §§ 6, 7 und 8 dieſes Geſetzes in Anwendung. 


8 10. 

über die Controle des Waſſerbezuges durch die Waſſermeſſer 
haben folgende Beſtimmungen zu gelten: 

a) zur Controle des Waſſerbezuges dienen Waſſermeſſer. 

Nach dem Tage der Kundmachung dieſes Geſetzes ſind nur 
ſolche Waſſermeſſer in Verwendung zu nehmen, welche entweder von 
der k. k. Normal-Aichungs-Commiſſion oder dem k. k. Aichamte geaicht 
oder von beeideten Beamten der Gemeinde Wien geprüft und für 
richtig erklärt worden ſind. 

b) Die Erhebung des Waſſerbezuges durch Ableſung des Waſſer— 
meſſers hat durch beeidete Bedienſtete der Gemeinde ſtattzufinden; 

c) der Waſſerabnehmer iſt ebenſo wie die Gemeinde jederzeit 
berechtigt, die Prüfung des Waſſermeſſers in der ſtädtiſchen Probier- 
ſtation zu verlangen. 

Dieſe Prüfung hat nach der Ausſchaltung des Waſſermeſſers 
ohne Verzug durch beeidete Bedienſtete der Gemeinde in der Weiſe 
zu geſchehen, daſs das Waſſer durch den zu prüfenden Waſſermeſſer 
in geaichte Gefäße abgelaſſen wird. 

Der Waſſerabnehmer iſt berechtigt, dieſer Prüfung ſelbſt oder 
durch ſeinen Beſtellten beizuwohnen. 

Durch dieſe Prüfung iſt nöthigenfalls die Angabe des Waſſer— 
meſſers mit Beachtung der für das betreffende Syſtem beſtimmten 
Fehlergrenze richtigzuſtellen, für das abgelaufene Quartal und bis zum 
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Zeitpunkte der Prüfung das zu viel Gezeigte in Abrechnung zu bringen 
oder das zu wenig Gezeigte einzurechnen. 

Wird aber von dem Waſſerabnehmer die Prüfung des Waſſer— 
meſſers nicht längſtens innerhalb acht Tagen von der Zuſtellung des 
Zahlungsauftrages über die Waſſergebür für den Mehrbezug verlangt, 
ſo iſt für die Bemeſſung der Waſſermehrbezugsgebüren der durch die 


ämtliche Waſſermeſſer⸗ Ableſung feſtgeſtellte Waſſerbezug ohne Zulaſſung 


einer weiteren Überprüfung zugrunde zu legen. 
Weicht bei obiger Prüfung der Waſſermeſſer um mehr als die Feh ler⸗ 
grenze von der Richtigkeit ab, ſo trägt die Gemeinde die Kosten! der Prüfung. 
In den anderen Fällen hat der Waſſerabnehmer eine Pr rüfungs⸗ 
gebür von höchſtens 5 fl. zu bezahlen. 


11. 

Die Gemeinde iſt in folgenden Fällen berechtigt, den Zulauf des 
Waſſers abzuſperren: 

a) Im Falle einer Waſſerverſchwendung, welche zur Zeit eines 
allgemeinen Waſſermangels ungeachtet erfolgter A fortgeſetzt 
wird, und zwar bis zur Nachweiſung geeigneter Vorkehrungen zur 
Verhinderung der Waſſerverſchwendung. 

Hiedurch wird aber der Waſſerabnehmer von der Pflicht, die 
Waſſergebüren zu bezahlen, nicht befreit. Während einer ſolchen 
Siſtierung der Waſſerzuleitung hat jedoch die Gemeinde mittels 
Zufuhr zum Hauſe die für die unabweislichen Bedürfniſſe der Haus— 
bewohner erforderliche Waſſermenge in dem betreffenden Hauſe abzugeben. 

b). Wenn die Zeit, für welche der Waſſerbezug nach § 1 lit. b 
bewilligt wurde oder die Kündigungsfriſt abgelaufen iſt, oder auch vor 
dieſem Zeitpunkte, wenn rückſtändige Gebüren für ſolchen Waſſerbezug 
binnen drei Tagen nach erfolgter Einmahnung nicht bezahlt werden. 

Die executive Einhebung der Rückſtände wird durch die Abſperrung 
nicht gehindert. 

S 12. 

Dieſes Geſetz tritt mit dem T Doge! der Kundmachung i in Wirlſamkeit. 

Bis zu dieſem Tage find die bisherigen von der Gemeinde Wien 
vorgeſchriebenen Gebüren für den Waſſerbezug als Leiſtungen für 
Gemeindezwecke zu entrichten. | 

Mit der Vollziehung dieſes Geſetzes iſt Mein M liniſter des 
Innern beauftragt. 

St.⸗R. Vaugoin beantragt, es ſolle die Ableſung nach drei 
Monaten, die Abrechnung jedoch nach Ablauf eines Jahres erfolgen. 

Letzterer Antrag wird abgelehnt, Keferenten-Antrag an— 
genommen. (An den Gemeinderath.) 

Schluſs der N 


Bezir ksansfchüßfe. 


Ergebnis der am 16. Mai 1893 vom 1. Wahlkörper des IX. Ge⸗ 
meindebezirkes vorgenommenen Wahlen für den Bezirksausſchuſs 
mit der Funttionsdauer bis 1897. 


5885 32 28 f 
Ss Mit abſoluter Stimmenmehrheit S S2 28 
2 8 wurden gewählt S S 
33% gewag cos! RE 
warn © 
2 
Hiller Max, Kaufmann und Hausbeſitzer, IX., 
NI In 
2 Nalin 8 127 126 
Vogler Franz, Kaufmann und Hausbeſitzer, IX., | 
Garniſengaſe wen 2er te aa 125 
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Ausſchreibung der Ergänzungswahlen von fünf Bezirksaus⸗ 
ſchüſſen ans dem I., II. und III. Wahlkörper des XVII. de 
zirkes Hernals. 


Behufs Durchführung der auf Grund des § 36, Abſatz 2 
des Gemeindeſtatutes für Wien vorzunehmenden Eigängungswallen 
für den Bezirksausſchuſs des XVII. Bezirkes Hernals wird Folgendes 
bekanntgemacht: 

Dieſe Wahlen werden nach den für die Wahl der Mitglieder 
des Gemeinderathes geltenden Beſtimmungen und auf Grund der 
richtig geſtellten diesjährigen Geneiuberatig-Wäßlelifen vor⸗ 
genommen. 

Für die Wahl werden amtliche Stimmzettel ausgegeben und 
iſt jeder andere nicht behördlich ausgegebene Stimmzettel 
ungiltig. 

Die Stimmzettel ſind in allen Rubriken vollſtändig auszufüllen 
und auf denſelben ſo viele Candidaten namhaft zu machen, als 
auf den betreffenden Wahlkörper entfallen.. 


Die Herren Wähler werden eingeladen, ſich am unten an⸗ 
geſetzten Tage und Orte mit ihren Legitimationsurkunden perſönlich 
einzufinden. 

Für verlorengegangene oder unbrauchbar gewordene Legiti— 
mationsurkunden, reſpective Stimmzettel werden jedem Wahl— 
berechtigten über perſönliches Verlangen im Steuer— und Wahl⸗ 
catafter, I., neues Rathhaus, Hochparterre, und am Wahltage ſelbſt 
durch den Vorſitzenden der Wahl-Commiſſion Duplicate ausgefolgt, 
wenn die Identität des Wählers zweifellos ſichergeſtellt iſt. 

Die Abgabe der Stimmzettel beginnt an jedem Wahltage um 
8 Uhr morgens und wird um 4 Uhr nachmittags beendet, daher 
auf Wähler, welche nach Schluss der Stimmenabgabe erſcheinen, 
keine Rückſicht genommen werden kann. Genau um 4 Uhr nach— 
mittags werden die Thüren des Wahllocales geſchloſſen und können 
von da an nur mehr diejenigen, welche ſich zu dieſer Zeit im Wahl— 
locale befinden, ihre Stimmen abgeben. 

Nach Schluſss der Stimmenabgabe wird die Eröffnung der 
Stimmzettel und die St timmenzählung in Gegenwart der ſich etwa 
einfindenden Wähler vorgenommen. 

Als gewählt ſind diejenigen anzuſehen, welche die abſolute 
Mehrheit der abgegebenen giltigen Stimmen erhalten haben. 

Haben mehr Perſonen, als zu wählen waren, die abſolute 

kehrheit erhalten, fo find diejenigen als gewählt anzusehen, auf 
welche die größte Stimmenanzahl entfallen iſt. 

Konnte ein Ergebnis durch die erſte Abſtimmung nicht erzielt 
werden, ſo iſt rückſichtlich der noch zu Wählenden zu der engeren 
Wahl zu ſchreiten. 

Das Recht, ſich an der engeren Wahl zu betheiligen, iſt durch 
die Beil yeiligung an der erſten Wahlh andlung nicht bedingt. 

Bei der engeren Wahl ſind die Wähler an die Abgabe behörd— 
lich ausgefertigter Stimmzettel nicht gebunden. 

Sie haben ſich auf jene Perſonen zu beſchränken, die bei der 
erſten Wahl nach denjenigen, welche die abſolute Mehrheit erlangten, 
die relativ meiſten Stimmen für ſich hatten. Bei Stimmengleichheit 
wird durch das Los entſchieden, wer in die engere Wahl einbezogen 
werden ſoll. 

Die Zahl der in die engere Wahl zu bringenden Perſonen 
iſt immer die doppelte von der Zahl der noch zu wählenden 
Mitglieder. 
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Jede Stimme, welche auf eine nicht in die engere Wahl 
gebrachte Perſon fällt, iſt als ungiltig zu betrachten. 

Als gewählt bei der engeren Wahl ſind diejenigen anzuſehen, 
welche die meiſten der abgegebenen giltigen Stimmen erhalten 
haben. Ergibt ſich bei der N Wahl Stimmengleichheit, ſo 
enicheie das Los. . 

Einwendungen gegen die ſtattgefundenen Wahlen ſind inner— 
halb der acht auf den Wahltag folgenden Tage bei dem Stadt— 
rathe der Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien einzubringen. 

Die Wahlen finden an folgenden Tagen ſtatt: — 

Für den III. Wahlkörper: am 25. Mai 1893; die 
eventuelle engere Wahl am 27. Mai 1893. | 

Für den II. Wahlkörper: am 29. Mai 1893 
tuelle engere Wahl am 31. Mai 1893. 

Für den J. Wahlkörper: am 2. 
tuelle engere Wahl am 5. Juni 1893. 

Ort und Zahl der vorzunehmenden Wahlen. 


Juni 1893; die even— 


Anzahl der 
een 
Wa ui 


Die Herren 
Wähler aus dem 


EB, der Wahlen 


= Section Gemeindehaus, NI, Elterlemn⸗ 
| | platz 2, Sitzungsſaal im 1. Stock 1 Ergänzungs⸗ 
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Allgemeine Nachrichten. 


(Donauregulierungs⸗Commiſſion.) In der am 11. Mai unter 
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unter gleichzeitiger Verminderung der Breite des Bauketts am 
linken Ufer, jedoch unter Aufrechthaltung der Breite von 15 m 
für den rechtsuferigen Vorquai. 

2. Die über die Wehrbrücke und längs des Canalufers vor— 
geſehene Straße wird aus dem vorliegenden Projecte ausgeſchieden 
und die Wehrbrücke lediglich auf die Aufgabe beſchräukt, dem 
Waſſerdrucke zu widerſtehen. 

3. Die Schleuſe in Nuſsdorf wird drei Thorpaare erhalten, 
die Länge der Schleuſe wird jedoch auf dasjenige Maß vermindert, 
welches genügt, eine Schleuſenkammer von 85 m Länge und 
unterhalb der Kammer die für die ſelbſtändige Widerſtandsfähigkeit 
der Thorpaare erforderliche Stärke der Schleuſenmauern zu ge: 
währen. 

4. Die Umgeſtaltung der Brücke der Donau⸗Uferbahn, ſowie 
der an dieſe Brücke auſchließenden Uferſtrecken wird auf eine ſpätere 
Zeit, namentlich aber bis zur Vollendung der dringenden Arbeiten 
vertagt. 

5. Die Höhe des Wehres in Nufsdorf wird fo weit vermindert, 
dafs dieſelbe die durch die natürlichen Verhältuiſſe unbedingt 
geforderte Höhe nicht überſteigt. Zu dieſem Zwecke wird der Stau— 
ſpiegel der Haltung am Kaiſerbad auf 158.25 m feſtgeſtellt und 
die Schwelle des Wehres 2:20 m unter dieſer Cote angelegt, 
während die Sohle der Schleuſe auf einem niedrigeren Niveau 
gehalten werden kann. 

6. Die Überläufe der Nothausläſſe aus dem Sammelcanale 
werden in der Weiſe angelegt, das fie auf der ganzen Länge des 
Donaucanales O8 m über der Null-Waſſerlinie liegen, wodurch 
ſie nicht eher zu wirken beginnen, als der Sammelcanal bis auf 
drei Viertel ſeiner lichten Höhe ausgefüllt fließt. 

7. Die Länge des Wehres in Nuſsdorf wird durch Weglaſſung 
von zwei beweglichen Rahmen der Abſperrung und deren Erſatz 
durch Widerlager aus Mauerwerk auf ungefähr 41˙50 m vermindert. 

8. Für das Wehr am Kaiſerbade wird das vorgeſchlagene 
Schützenwehrſyſtem angenommen. 

B. Die Expertiſe empfiehlt ferner über einzelne im Laufe des 
gegenwärtigen Berichtes beſprochene Detailpunkte keineswegs die 
unmittelbare Annahme der Anordnungen, die von den im Projecte 
vorgeſehenen verſchieden ſind, ſondern eine vergleichende Bearbeitung 
zwiſchen dieſen und den von der Expertiſe angedeuteten Anordnungen. 


Vorſitz Sr. Excellenz des Herrn Statthalters Grafen Kielmansegg | Sie iſt der Anſicht, dafs die allgemeinen Abmeſſungen der ver 


ſtattgefundenen Sitzung des techniſch-adminiſtrativen Comités der 
Donauregulierungs-Commiſſion wurde das Gutachten der Experten 
über das von der Hafenbau-Abtheilung der Donauregulierungs— 
Commiſſion ausgearbeitete Project, betreffend die Umwandlung des 
Wiener Donaucanales in einen Handels- und Winterhafen ent— 
gegengenommen. 

Anweſend waren die Experten: Chef-Ingenieur Girardon 
und Stadtbaurath Lind ey, ferner Stadtbaudirector Oberbaurath 
Berger, Hofrath Ritter v. Grimburg, Profeſſor, General— 
Directionsrath Olwe in und k. preuß. Regierungs- und Baurath 
Röder. 

Das Gutachten der Expertiſe hat die Schluſsfolgerungen, zu 
welchen dieſelbe gelangt iſt, in folgender Weiſe zuſammengefaſst: 

A. Die Expertiſe iſt der Anſicht, daſs die Anordnungen des 
ihr unterbreiteten Projectes unter den folgenden Bedingungen zu 
billigen ſind: 

1. Die für die Quai-Anlagen vorgeſehene Breite wird zwiſchen 
Morzinplatz und Ferdinands-Brücke fo weit wie möglich vergrößert, 


schiedenen Bauwerke in einer Weiſe vorgeſehen find, daßs ihr Wider— 
ſtand und ihre Stabilität in angemeſſener Weiſe geſichert iſt, fie 
erachtet es für zweckmäßig, bei den Nuſsdorfer Arbeiten etwas 
unterhalb der Grenzen der Beauſpruchung, die allgemein üblich 
find, zu bleiben und für die bewegliche Eiſencouſtruction Material 
hoher Qualität zu wählen, um das Gewicht der zu handhabenden 
Beſtandtheile zu vermindern. Sie glaubt ſchließlich, daßs die 
Überſchläge ſehr reichlich aufgeſtellt find, und dafs deren Über: 
ſchreitung nicht zu erwarten iſt. 

C. Schließlich iſt die Expertiſe der Anſicht, dafs unter Vor: 
behalt der oben angedeuteten Modificationen, die eigentlich mehr 
die Anhaltspunkte, welche die Grundlage für das Project gebildet 
haben, als das Project ſelbſt berühren, die vorgeſchlagenen An— 
ordnungen und die vorgeſehenen Anlagen ſo befriedigend, wie dies 
nur gewünſcht werden kann, die ganz außerordentlichen Schwierig— 


keiten einer ſo verwickelten, ernſten und weittragenden Aufgabe löſen, 


und die Expertiſe ſchlägt vor, denſelben die volle Zuſtimmung zu 
ertheilen. 
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Nach Verleſung des Gutachtens der Experten fand eine Er— 
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Auf dem Schafmarkte wurden um 1101 Stück Schafe weniger 


örterung über die einzelnen Punkte desſelben ſtatt, worauf die aufgetrieben. Die Kauflust war infolge anhaltend ſchlechter Pariſer 


Expertiſe geſchloſſen wurde. 

Se. Excellenz der Statthalter ſprach den Experten den Dank 
der Donauregulierungs-Commiſſion aus und theilte den auswärtigen 
Experten Girardon, Lindley und Röder mit, dais Se. 
Majeſtät geruht haben, ihnen in Anerkennung ihrer hochverdienſt— 
lichen fachmänniſchen Leiſtung den Orden der Eiſernen Krone 
III. Claſſe zu verleihen. 

Die Orden wurden dieſen Herren von Sr. Excellenz überreicht. 


Approviſtonierung. 
(Borſtenviehmarkt vom 16. Mai 1893.) 


1. Auftrieb 


auf dem freien Markte: 
Jungſchweine . . . .. 4676 Stück 
Fettſchwe inne.. 4987 „ 


Summa. 9663 Stück 
Angekauft wurden: 


r c es an & 8645 Stück 
für das Land.. 768 „ 
unverkauft blieben 250 „ 


2. Preisbewegung: 
Jungſchweine .. von 32 bis 46 fr. 
Fettſchweine. . . „ 39 „ 50 „ 
Der Geſchäftsverkehr war für Fettſchweine lebhaft und beſſerten 
ſich deren Preiſe um 1 bis 1½ kr. per Kilogramm, während 
Jungſchweine die Preiſe der Vorwoche behielten. 


* * 
* 


(Pferdemarkt vom 16. Mai 1893.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 405 Pferde. 


per Kg. Lebendgewicht. 


Preis: für Gebrauchs pferde 100 —270 fl. per Stück. 
„ Schlachtpferdee . 27—55 „ „ „. 
Der Markt war ziemlich lebhaft. 
* * 


* 
(Stechviehmarkt vom 18. Mai 1893.) 
1. Auftrieb: 
Kälber Waidner 3588, Kälber lebend 1620, Lämmer 


Waidner 1483, Lämmer lebend 604, Schafe Waidner 
281, Schafe lebend 2345 


2. Preisbewegung: 


Kälber Waidner per a. von 42 bis 60 kr. 
Kälber lebend. „ KK e˙ůů eee „ DZLE, 
Lämmer Waidner, Baar. von 4 bis 11 fl. 
Lämmer lebend ., 1 oe l 
Schafe Waidner „ K ᷣUMme von 24 bis 44 kr. 
Schafe lebend . „ Paar . von 7 bis 18 ½ fl. 
Schafe lebend. „ Kg mꝛ muᷓẽůqꝛ ( von 19 bis 38 kr. 


Auf dem Jungviehmarkte wurden um 1076 Stück Kälber 
mehr zugeführt. 

Infolge des erhöhten Bedarfes anlässlich der Feiertage find 
bei feſter Tendenz die Preiſe der Vorwoche unverändert geblieben. 


Berichte eine äußerſt flane und iſt in dem conſtanten Fallen der 
Preiſe eine neuerliche Depreſſion von 1 bis 2 fl. per Paar zu ver- 
zeichnen. 

Auf dem Schlachtviehmarkte wurden am 18. Mai 1893 
108 Stück Maſt- und 210 Stück Beinlvieh aufgetrieben. 


Offentliche Sicherheit. 


Im Monate April 1893 betrug die Zahl der vom 


Wiener Magiſtrate abgeſchobeuen Individuen 348 

den Wiener Magiſtrate zugeſchobenen (zuſtän— 
digen) Individur tt 42 
Durchſchübling e 225 
Geſammtzahl. 615 


Buubewegung. 


(Die in Klammern eingeftellten Zahlen find die Geſchäftsnummern der 
Actenſtücke im Baudepartement des Magiſtrates für den I. bis IX. Bezirk. — 
Für den X. bis XIX. Bezirk bedeuten die eingeklammerten Zahlen die Geſchäfts— 
nummern der betreffenden magiſtratiſchen Bezirksämter.) 


Geſuche um Vaubewilligungen wurden überreicht: 
Vom 15. Mai bis 18. Mai 1893. 


Für Neubauten: 
II. Bezirk: Haus, Krummbaumgaſſe 4, von Em. und Ed. Schw ein⸗ 
burg, Baumeiſter (3256). | 
Haus, Untere Augartenſtraße 40, von Max Wertheimer, 
Bauführer A. Goldenberg (3315). 
III. Bezirk: Bauſtelle IX, Stroh- und Linke Bahngaſſe, von J. Kalas, 
Bauführer A. v. Bergmüller (332). . 
Banſtelle XIII, Strohgaſſe, von J. Kalas, Bauführer 
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Du A. v. Berg müller (8339). 
1 N Bauſtelle XIV, Stroh- und Linke Bahngaſſe, von K. Kalas, 


Bauführer A. v. Bergmüller (3334). . 

XVI. Bezirk: Haus, Neulerchenfeld, Burggaſſe 56, von Joſef Seichert, 
Stadtbaumeiſter (21149). n | 

Haus, Ottakring, Liebhartsthal 850, von Roſalie Steindl, 
Bauführer Th. Weninger (21403). un 

XVIII. Bezirk: Wohn- und Geſchäftshaus, Gerſthof, Feldgaſſe 35—37, von 
Michael und Margaretha Haberfellner, Bauführer 
Heinrich Staud (14045). 

Wohnhaus, Währing, Feldgaſſe 30, Michaelerſtraße 32, von 
Heinrich Eſchelbeck, Alois und Marie Perſchl, Bau— 
führer Georg Kowakik (14250). 


" n 


Für Umbauten: 


XV. Bezirk: Haus, Fünfhaus, Sechshauſer Hauptſtraße 14, von Joſef 

Weinheimer, Bauführer Otto Ettmayer (8858). 

XVIII. Bezirk: Wohnhaus, Währing, Herrengaſſe 71, von Sigm. J. Stern, 
Bauführer Adolf Goldenberg (14190). 


Für Zubauten: 


XI. Bezirk: Zubau zum Hufbeſchlagraum, Simmering, Hauptſtraße 
C.⸗Nr. 524, von der Wiener Tramway⸗Geſell⸗ 
ſchaft, Bauführer Johann Schneider, Vaumeiſter 
7343 


Hölzerne Veranda, Simmering, Thereſiengaſſe C.⸗Nr. 408, 
von Albin Hirſch, Bauführer Ferdinand Kaindl 
Baumeiſter (7363). * 

XII. Bezirk: Unter-Meidling, Meidlinger Hauptſtraße 67, von Heinrich 

Kirſchmann, Bauführer Joſef Hart! (14323). 

XIX. Bezirk: Photographiſches Atelier im Garten, Ober⸗Döbling, Thereſien⸗ 

. gaſſe 23, von Anna Taſtl, Bauführer Joſef Noß (9264). 


Für Adaptierungen: 


I. Bezirk: Schottengaſſe 8, von Dr. Emil Ritt. v. Aſchbach, Bau⸗ 
| führer J. Schobesberger (3300). 
Krückl, Bauführer G. 
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Rothgaſſe 11, von Dr. Johaun 
Binder (3313). 


NN. 


I. Bezirk: 
II. Bezirk: 
V. Bezirk 


Maximilianſtraße 4, von Philipp Ritt. v. Gomperz, Bau— 
führer Julius Zerkowitz (333). | 
Franz Joſefs⸗Quai 29, von Rudolf Rirſch, Bauführer 

L. Rettinger (3260). 
Matzleinsdorferſtraße 46, von Alois Karlik, Bauführer 
J. Kielmayer (3328). 


VI. Bezirk: Mariahilferſtraße 117, von Anton Klement, Maurer: 
meiſter (3269). N 
5 5 Mariahilferſtraße 107, von Nikolaus Kapanadziya, 
f Bauführer L. Zatzka (3298). 
1 1 Stumpergaſſe 4, von Johann Seitl und Al. Klee, Bau— 
meiſter (3270). 
5 5 Webgaſſe 46, von Kalman Tafler und Julius Stern, 
Ex Bauführer A. Honus (3272). 
VII. Bezirk: Burggaſſe 6—8, von Georg Demsky, Baumeiſter (3278). 
VIII. Bezirk: Tigergaſſe 14, von Franz Stöcklgruber, Maurermeiſter 
IX. Bezirk: Währingerſtraße 2—4, von Heinrich Benies, Bauführer 
F. Dehm & F. Olbricht (829). 

XI. Bezirk: Simmering, Hauptſtraße 30, Conſer.-Nr. 286, von der 
| Wiener Tramway-Geſellſchaft, Bauführer 
Jaohann Schneider, Baumeiſter (7342). 

XII. Bezirk: Unter⸗Meidling, Pfarrgaſſe 19, von Heinrich Berghofer, 

Bauführer Joſef Hartl (14094. 
0 „ Ober Meidling, Schönbrunner Hauptſtraße 132, von Friedrich 


Schulda, Bauführer Karl Brunner (14201). 
Ottakring, Wattgaſſe 44, von Pauline Knoth, Bauführer 
Karl Schäffer (21186). 
Ottakring, Hauptſtraße 83, von Ignaz Türk, Bauführer 


XVI. Bezirk: 


Heinrich Ohrner (21197). 
9 „ Ottakring, Eisnerſtraße 28, von Rudolf und Johanna Voigt, 
Bauführer Thomas Mann (21404). 
XVII. Bezirk: Dornbach, Hauptſtraße 29, von N. Foltauek, Bauführer? 


(17055). 
Heiligenſtadt, Nuſsdorferſtraße 83, von Alexander de Ja noſi, 
Karl Mayer (9261). 


XIX. Bezirk: 


Für diverſe (geringere) Bauten: 


Dampfkeſſel-Aufſtellung, Raſumoffskygaſſe 29, vom Wiener 
Emailwerke Lucian Brunner, Bauführer A. 
Honus (3254). 

Rohrcanal, Saleſianergaſſe 25, von Johaun Breunig, 
Bauführer C. Schlimp (3280). 

Wächterhütte, Arſenalweg 55, von Joſef Mataſek, Bau— 
meiſter, Bauführer derſelbe (3335). 

Senkgrube, Hietzing, Alleegaſſe 31, von Gräfin O'Sulivan, 
Bauführer Joſef Kopf, Baumeiſter (12967). 

Senkgrube, Hietzing, Altgaſſe 7, von Joſef Kirchmaier, 


XIII. Bezirk: 


f ö Bauführer Joſef Kopf, Baumeiſter (12968). 
XVIII. Bezirk: Verbindungsgang, Weinhaus, Herrengaſſe 28, von Guſtav 
Bathelt, Bauführer Franz Kaindl (14202). 
Für Stockwerks⸗Aufſetzungen: 
IV. Bezirk: Fav oritenſtraße 34, von Heinrich Adam noe. Deckert 


& Homolka, Bauführer Frauenfeld und Berg— 
hof (3337). | 
XVIII. Bezirk: Währing, Kreutzgaſſe 53, von Max, recte Emanuel From mer, 
Bauführer Wenzel Gabauer (14044). 
Geſuche um Vaulinienbeſtimmung wurden überreicht: 
II. Bezirk: 163320. fe 2, Große Mohrengaſſe 18, von J. N. John 
III. Bezirk: 


VI. Bezirk: 
XII. Bezirk: 


Peregrin Zimmermann (3307). 
Mariahilferſtraße 29, von Arnold Lotz (3287). 
Unter⸗Meidling, Karlsgaſſe, von Heinrich Bertram 
(14207). 
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(14322). 
XVII. Bezirk: 


Hernals, Parc. 209 /1 bis 2098, Stift-, Frauen- und Gerl⸗ 

gaſſe, von Kuffner und Conſ., Brauereibeſitzer (16976). 
5 „ Baugrund, Dornbach, Parc. 838/2 Klampfelberggaſſe, von 

Jaohann Geppert (17103). 
XVIII. Bezirk: Währing, Martinsſtraße 78, von Valentin Ambor. 

XIX. Bezirk: Einl.⸗Z. 905, Parc. 869/104, Ober-Döbling, Ecke der Prinz 
Eugen⸗ und Karl Ludwigſtraße, von Dr. Rudolf Ra i⸗— 
mann zu Handen des Wiener Cottagevereines 
Währing (9660). f 


Gewerbeanmeldungen vom 13. Mai 1893. 
Zillig Johann — Brantwein- und Theeſchank — XIV., Rudolfsheim, 
Reindorfgaſſe 4. 
Hennemann Sophie — Damenkleidermacherin — III, Erdbergerlände 4. 
Jäger Feige — Fleiſch⸗Verſchleiß — III., Hanſalgaſſe 5. 


Grundb.⸗Einl. 2732 Rechte Bahngaſſe, Bauſtelle V, von 
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Neumüller Thereſia — Fraguergewerbe — XVIII., Währing, Wilde— 


manngaſſe 25. 


Jezik Ludwig — Friſeur- und Raſeurgewerbe — XVI., Neulerchenfeld, 
Brunnengaſſe 47. 

Kainz Franz — 
Ullmannſtraße 51. 

Blum Moriz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Hauptſt raße 60. 

Krentz Maximilian — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Brunnengaſſe 59. . | 

Obadalek Thomas — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Hauptſtraße 3. 

Schmutz Eliſabeth — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Hauptſtraße 130. 

Zelinka Petronella — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Unter-Meidling, 
Radetzkygaſſe 3. | 
Rattoy Georg — Kaffeeſiedergewerbe — IX., Währingerſtraße 57. 

Krinner Chriſtine — Kleinfuhrgewerbe — X., Herndlgaſſe 8. 

Schroller Charlotte — Kleinfuhrwerksgewerbe — XVI., Ottakring, 
Schottengaſſe 43. 

Traum Leopold — Kleinfuhrgewerbe — X., Altes Landgut. 

Forſter Anton — Kleinverſchleiß von Brennholz, Kohlen und Coaks — 
IX., Bleichergaſſe 11. 

Horwath Caroline — Kleinverſchleiß von gebrannten geiſtigen Getränken 
— XVI., Ottakring, Wattgaſſe 42. 

Bauer Karl — Kleinthierhandel — XVI., Ottakring, Eisnerſtraße 14. 

Stahr Wenzel — Mechaniker — XVI., Ottakring, Lerchenfelderſtraße 4. 

Bader Max — Muſiker — XI., Simmering, Hauptſtraße 1. 

Geitner Frauz — Muſiker — XVI., Ottakring, Bachgaſſe 24. 

Cap Adam — Tiſchlergewerbe — XVI., Neulerchenfeld, Haſnerſtraße 35. 


Gaſt⸗ und Schaukgewerbe — XIV., Sechshaus, 


Maurer Joſefa — Übernahme von Wäſche und Kleidern zum Putzen 
und Färben — IX., Van Swietengaſſe 14. 
Beſtereimer Marie — Victualien-Verſchleiß — X., Himbergerſtraße 56. 


Frauke Franz — Wirkwarenreparatur-Gewerbe — XII., Unter-Meidling, 
Wilhelmſtraße 18. 
DJ 


Gewerbeaumeldungen vom 15. Mai 1893. 


Tenneubaum Moriz — Erzengung und Verſchleiß von Kefirmilch — J., 


Am Hof 13. 


Handler Eduard — Futteralmachergewerbe — XVI., Neulerchenfeld, 
Herbſtſtraße 46. 

Mucha Thereſe — Gaſtwirtsgewerbe — XVIII., Währing, Annag. 45. 

Deutſch Jacques — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Marc Aurelſtraße 7. 

Hüttel Laurenz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Khunngaſſe 10. 

Schuſter Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Eliſabethſtraße 8. 

Nemetz Anua — Kaffee- und Feigenkaffee-Verſchleiß — X., Columbus— 
aſſe 24. 
f Broß Johann — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
XV., Fünfhaus, Victoriagaſſe 9. 

Pannowitz Wilhelm — Pfaidler — J., Tuchlauben 11. 

Kara Hortenfe — Pfaidlerei-, Vordruckerei- und Strickereigewerbe — 
I., Spiegelgaſſe 21. 

Kropik Franz — Schuhmachergewerbe — XVIII., Währing, Hauptſtr. 3. 

Murſchenhofer Joſef — Übernahme von Kleidungsſtücken zum Putzen 
auf chemiſchem Wege — XV., Fünfhaus, Herklotzgaſſe 10. 

Hickersburger Anna — Victualienhandel — XV., Fünfhaus, Schön— 
brunnerſtraße, Markt. 

Släma Marie — Wäſcheputzerin — X., Goethegaſſe 9. 


— 


* * 


Gewerbeanmeldungen vom 16. Mai 1893. 


Kees Andreas — Commiſſionswaren-Verſchleiß — I., Wipplingerſtraße 9. 

Wechsler Leopold — Erzeugung von Inſecten-Vertilgungsmitteln — VI., 
Mariahilferſtraße 69. 

Abeles Heinrich — Eſſig⸗-Erzeugung — XIX., Ober⸗Döbling, Herren— 
aſſe 24. N | 
=. Beham Leopold — Flaſchenbierhandel — IX., Moſergaſſe 8. 

Köhler Friederike — Fleiſch-Verſchleiß — XVIII., Währing, Gemeinde⸗ 
aſſe 1. 
5 Jiedl Georg — Friſeur und Raſeur — XVI., Ottakring, Wilhelminen- 
ſtraße 42. 

Schubert Rupert — Friſeur — U., Bräunerſtraße 12. 

Heinz Matthias — Gaſtwirt — XVII., Hernals, Aunagaſſe 4. 

Knoll Johann — Gaſtwirt — J., Salzgries 27. 

Kümmerl Johann — Gaſtwirt — XVIII., Währing, Schulgaſſe 69. 

Naſſan Johann — Gaſtwirt — XVIII., Währing, Schulgaſſe 26. 

Wundſam Joſef Matthias — Gaſtwirt — XVIII., Gerſthof, Haupt⸗ 
ſtraße 109. 

Raab Karl — Gaſthauspächter — XVII., Hernals, Hauptſtraße 135. 

Jauatſchek Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Rudolfsheim, 
Goldſchlagſtraße 70. 

Klemer Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals, Haupt⸗ 
ſtraße 92. 

Lengenfelder Ignaz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVII., Hernals 
Palffygaſſe 21. 
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Reiß Karoline — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Währingerſtraße 2. 
Vogelmann Francisca — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XIX., Ober⸗ 
Döbling, Thereſiengaſſe 14. 
Fauſt Rudolf — Handelsagentie — I., Grashofgaſſe 4. 
Hammer Marie — Kaffeeſchank — XVII., Hernals, Hauptſtraße 2 a. 
Löwinſohn Michael — Lederausſchnitt — X., Kepplerplatz 1. 
en Joſefa — Marktfahrergewerbe — XIV., Rudolfsheim, Herkloß- 
aſſe 43. 
nl Marie — Milchmeiergewerbe — XVII., Hernals, Leitermayer⸗ 
gaſſe 24. 
f Wagisreiter Johann — Milchmeiergewerbe — XVII., Hernals, 
Gſchwandnergaſſe 23. 
Biechler Anton — Milch-, Gebäck- und Zuckerbäckerwaren⸗Verſchleiß — 
XVII., Hernals, Leitermayergaſſe 22. 
Krump Roſina — Modiſtengewerbe — XIX., Ober-Döbling, Haupt⸗ 
ſtraße 8. 
Pinkhart Thereſe — Modiſtin — XI., Kaiſer⸗Ebersdorf 31. 
Mrva Joſefa — Pfaidlerin — XVII., Hernals, Kirchengaſſe 22. 
Sykyta Wenzel — Pfaidlerei — XVIII., Währing, Annagaſſe 48. 
Reiſinger Anna — Pferdefleiſchauskocherei mit Obſtweinausſchank — 
Heiligenſtadt, Gärtnergaſſe 93. 
Fickeys Bozena — Privat⸗Kindergarten — XIII., Penzing, Schulgaſſe 21. 
Andre Franz — Schuhmacher — IX., Liechtenſteinſtraße 15. 
Beier Joſefa — Schuhmacher — XV., Fünfhaus, Thalgaſſe 7. 
Schönauer Karl — Selchwaren-Verſchleiß — I., Schönlaterngaſſe 7. 
Kadak Joſef — Spengler — X., Buchengaſſe 108. 
Friedmann David — Spirituoſenhandel — X., Puchsbaumgaſſe 50. 
Maſur Pauline — Spirituoſenhandel — X., Rothenhofgaſſe 19. 
Weißglas Rudolfine — Spirituoſenhandel — XVIII., Währing, 
Michaelergaſſe 2. 
Brunclik Karoline — Tambourierergewerbe — VI., Stumpergaſſe 6. 
Marusak Franz — Tiſchler — X., Waldgaſſe 8. 
Stransky Karl — Tiſchler — VI., Garbergaſſe 11. 
u Leopoldine — Trödlergewerbe — XVIII., Währing, Anna— 
gaſſe 36. 
Schiller Barbara — Victualien-Verſchleiß — XII., Unter-Meidling, 
Mandlgaſſe 11. 
Knipp Barbara — Wüfchergewerbe — XIX., Unter-Sievering, Haupt- 
ſtraße 46. 
Martinz Hermann — Ziergärtner — XIX., Unter-Döbling, Peregrini⸗ 
gaſſe 46. 


XIX, 


* * 
** 


Gewerbeanmeldungen vom 17. Mai 1893. 


Quittry Marie — Damenkleidermacherin — IV., Favoritenſtraße 1. 

Spiel mann Abraham — Fabriksmäßige Cartonpapier-Erzeugung — XL, 
Simmering, Canalgaſſe 6. 

Dannerbauer Aloiſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Rennweg 23. 

Roth Joſefine — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Quellengaſſe 62. 

Rzitky Anna — Grünwaren-Verſchleiß — III., Hanſalgaſſe 5. 

Neybert Joſef — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — 
IV., Starhemberggaſſe 5. 

Tomek Karl — Marktvictualienhandel — XVI., Neulerchenfeld, Brunnen⸗ 
gaſſe, Markt. 

Willinger Joſef — Mechaniker — XVI., Neulerchenfeld, Burggaſſe 34. 

(Das Weitere folgt.) 
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Suhalt: 
Gemeinderath: 


Sitzungen des Gemeinderathes 
Sten ographiſcher Bericht über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes 
vom 16. Mai 1893. 


Inhalt: 
Mittheilungen des Vorſitzenden: 

1. Verlobung des Erzherzogs Joſef Auguſt mit Prinzeſſin 
Auguſta von Baiee n. 1053 

2. Allerhöchſte Entſchließung, betreffend die Zuweiſung eines Theiles 
des Erträgniſſes des k. u. k. Stiftungshauſes am Schottenring 
zu Gunſten des Vereines zur Erhaltung des Kronprinz Rudolf— 
Kinderaſyles in Wien 

3. Entſchuldigung der Gem.-Räthe Shrendh, Dr. Stenzl, 
Roſenſtingl, Dr. Klotzberg, Haßfurther nn 


Stiaßuy wegen Fernbleiben. 053 
4. Beurlaubung der Gem.-Räthe Rückauf, Kareis, Tag⸗ 

leicht, Trambauer und Djörurfr?;r 10⁵3 
5. Spende unter der Chiffre „M. NuemDDh 1053 
6. Desgleichen des Herrn Moriz Edl. v. Kuffner 1053 
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